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Dum Ausgleich der fo beträchtlich gefteigerten | | 
Herſtellungskoſten (Löhne das 3—4fache, | „ 
Papier und Eindbandmaterialien das 7-10 fache) eswelt 
und allgemeinen Geſchäftsunkoſten machte ſich I Ghiftehei e 
außer der Erhebung eines Teuerungszuſchlages, . pn dem Cal 
wie er auf alle Verlagswerke gleichmäßig be⸗ iſſenſchaft, Kunſt 
rechnet wird, auch eine Erhöhung des Grund⸗ zugleich unmittel⸗ 
preiſes der Sammlung notwendig und zwar auf d, die Einſicht 
M. 2.15 für das gebundene, und M. 1.75 für 
das kartonierte Exemplar. iſſensgebiete für 
Die Cieferung ins Ausland erfolgt in der Wäh⸗ fie den heutigen 
rung des betr. Landes zu einem von dem Deutſchen Bedürfnis, dem 
verleger⸗ Verein entſprechend dem Stand der Da- rbüchern tragen, 
luta jeweils feſtgeſetzten Umrechnungskurs. cautheit mit dem 
Leipzig, 1. Oktober 1919 B. G. Teubner läſſige Übers 
f | te des geiſtigen 


uch dem immer 
ſich auf den 
naqcvargevieten auf bem Taufenven- 

In den Dienſt dieſer Aufgabe haben ſich darum ach in dankenswerter 
Weiſe von Anfang an die beſten Namen geſtellt, gern die Gelegenheit 
benutzend, ſich an weiteſte Kreiſe zu wenden, an ihrem Teil beſtrebt, der 
Gefahr der „Spezialifierung” unſerer Kultur entgegenzuarbeiten. Tran, 7 

So konnte der Sammlung auch der Erfolg nicht fehlen. Mehr als die 
Hälfte der Bändchen liegen, bei jeder Auflage durchaus neu bearbeitet, 
bereits in 2. bis 6. Auflage vor, insgeſamt hat die Sammlung bis jetzt eine 
Verbreitung von weit über 4 Millionen Exemplaren gefunden. 

Alles in allem find die ſchmucken, gehaltvollen Bände beſonders geeignet, 
die Freude am Buche zu wecken und daran zu gewöhnen, einen kleinen Betrag, 
den man für Erfüllung körperlicher Bedürfniſſe nicht anzuſehen pflegt, auch 
für die Befriedigung geiſtiger anzuwenden. Durch den billigen Preis ermög⸗ 
lichen fie es tatſächlich jedem, auch dem wenig Begüterten, ſich eine Büchetel 
zu ſchaffen, die das für ihn Wertvollfte „Aus Natur und Geiſteswelt vereinigt. 


Jedes der meift reich illuftrierten Bändchen 
iſt in ſich abgeſchloſſen und einzeln käuflich 


Jedes Bändchen geheftet M. 1.20, gebunden M. 1.50 
Hierzu Teuerungszuſchlãge des Verlages und der Buchhandlungen 


Leipzig, im Juli 1998. 2. G. Teubner 
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baujen. 6. Aufl. Mit 13 Abb. (Bd. 75.) 
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Weltkarte. (Bd. 26.) 
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Von Luther zu Bismarck. 12 Charakterbildee aus deutſcher Geſchichte. Von Prof. Dr. 

O. Weber 2 Bände. 2. Aufl. (Bd. 123, 12g.) 
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1. Vom Regierungsantritt Friedtichs des Großen bis zur Gegenwart. (Bd. 440, 491.) 

Friedrich der Große. Sechs Vorträge. Von Profeffer Dr. Th. Bitterauf. 2. Auflage. 

Mit 2 Bildniſſen. (Bd. 240.) 

Geſchichte der Sranzöfischen Revolution, Sechs Vorträge. Von Prof. Dr. Th. Bitterauf. 

2. Auflage. Mit s Bildniſſen. (Bd. 946.) 

Napoleon I. Von Prof. Dr. Th. Bitterauf. J. Auflage, Mit 1 Bildnis. (Bd. 198.) 
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Uumriſſe der Weltpolitik. Von Prof. Dr. J. Has hagen, 3 Bände Bd. I: 

187590). 2. Aufl. Bd. II: 1908-1934. 2. Aufl. Bd. III: Die politiſchen Ereigniſſe 
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2. Aufl, I: Der rationale Sozialismus. II: Proudhon und der entwicklungsgeſchichtliche 
Sozialismus. (Bd. 269/70.) 


Karl Marx. Verſuch einer Einführung. Von Prof. Dr. R. Wilbrandt. (Bd. 62). 2 


Politik. Von Dr. A. Grabowskß. (Bd. 537.) 
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Samilienforſchung. Von Dr. E. Devrient. 2. Aufl. Mit 6 Abb. im Text. (Bd. 380.) 
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Martin Luther und die 5 Reformation. Von Prof. Dr. W. Köhler, Mit) Bildn. 
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11. Einleitung. 


Die Geſchichte Oſterreichs verlief von der Februarverfaſſung 
bis zum Ende des föderaliſtiſchen Zwiſchenſpiels vom Jahre 1871 
wohl nicht in einer geraden Linie, aber die Abweichungen waren nur 
vorübergehend, ſo daß man die Hauptrichtung deutlich erkennen 
kann. Das deutſche Großbürgertum und der verfaſſungstreue Adel 
hatten ſich zu gemeinſamem Wirken zuſammengefunden und den 
Staat mit wechſelndem Glücke regiert. Durch die Schmollwinkel⸗ 
politik der Tſchechen fiel ihnen die Mehrheit im Abgeordnetenhauſe 
anheim, und das Herrenhaus, das manchen großen Tag erlebte, 
ſtimmte der eingeſchlagenen Richtung freudig zu. Der Kreis der 
Wählermaſſen hatte einen geringen Umfang; eng und einſichtsarm 
geſtaltete ſich auch die Politik, die, mit ſchönen Anſätzen beginnend, 
Großartiges für die kulturelle Erneuerung Eſterreichs leiſtend, 
ſchließlich zu zwar begreifbaren, doch deshalb nicht verzeihlichen Op⸗ 
poſitionsgewohnheiten geführt hat. 

Oſterreichs volkswirtſchaftliche Entwicklung war in den Jahren 
des Kampfes um die Verfaſſung mächtig fortaeſchritten und ſtieg 
immer mehr. Das Eiſenbahnnetz, das im Jahre 1863 eine Aus⸗ 
dehnung von 3516 km aufwies, langte 1880 bereits bei 11406 km 
an. Wie der Verkehr, ſo ſchwang ſich auch die Induſtrie auf, ob⸗ 
wohl dem „Krach“ Zeiten der Beklemmung folgten. Im Jahre 
1863 gab es in der Fabrikation 2325 Dampfmaſchinen mit 36000 
Pferdekräften; 1875 ſtanden ſchon 6672 Maſchinen mit Dampfbe⸗ 
trieb in Verwendung, die 120000 Pferdekräfte erzeugten. Mit den 
Fabriken wuchs die Zahl der Arboiterſchaft; das induſtrielle Prole⸗ 
tariat begann ein wichtiger Volksteil zu werden. Doch der Übergang 
von der Herrſchaft des Großbürgertums zur Maſſenpolitik vollzog 
ſich nicht mit einem Male, denn zwiſchen den mächtigen Beſitzenden 
und den entrechteten Beſitzloſen gab es eine Mittelſchicht, die ſich 
ihrer Stärke bewußt ward und gierig nach Macht verlangte. Der 
Siegeszug der Induſtrie ſchreckte den Gewerbeſtand auf und ver⸗ 
aulaßte ihn zu einem planmäßigen agitatoriſchen Auftreten. Wer 
Lärm macht, wird gehört und erhört. Dem gewerblichen Mittel- 
ſtand ſollte es in Oſterreich verhältnismäßig leicht werden, durch 


2 J. Einleitung 


zwei Jahrzehnte vorzuherrſchen, weil die Feudalen ihm in den 
Tagen der Eroberung ihren wirkſamen Schutz angedeihen ließen, 
was freilich nicht bloß aus edler Menſchenliebe geſchah. Den reaf- 
tionären Herren in den ſtolzen Schlöſſern griff die Regierung unter 
die Arme und verhalf ihnen zu Mandaten. Aber nicht nur die Feu⸗ 
dalen, auch die Klerikalen rückten in immer ſtärkeren Reihen in die 
Vertretungskörper ein, denn die Landbewohnerſchaft ſchloß ſich ihnen 
enger als früher an. So entſtand allmählich jene ſonderbare Drei⸗ 
einigkeit der ſelbſtbewußteſten Ariſtokratie, des durch wirtſchaftliche 
Schläge bedrückten Mittelſtandes und der Kirche, die der Ara Taaffe 
viele Jahre das Gepräge gab. 

Nicht weniger ſchwerwiegend gejtaltete ſich die Veränderung, die 
in der nationalen Machtverteilung Platz griff. Die drei Faktoren, 
die in den Zeiten des Privilegienparlamentarismus vorhanden ſein 
mußten, wenn eine Nation zur Herrſchaft gelangen ſollte, hießen: 
Adel, Großbürgertum und Mittelſtand. Dieſe Gruppen fanden ſich 
nun nicht allein bei den Deutſchen, ſondern ebenſo bei anderen Völ⸗ 
kern. Die Tſchechen hatten einen Adel, der zum Teile auf eine glanz⸗ 
volle Vergangenheit zurückblickte und durch viele geſellſchaftliche Fä⸗ 
den mit dem Hofe in Verbindung ſtand. Durch die Entfaltung der 
Städte wurde das ſtädtiſche Bürgertum in ſeiner politiſchen Kraft 
geſtärkt, und die tiefgehende nationale Bewegung ſorgte dafür, daß 
dieſe Entwicklung der aufſtrebenden Nation zugute kam. Das Fern⸗ 
bleiben der Tſchechen vom Parlamente war im Sinne Talleyrands 
mehr als ein Verbrechen, ein Fehler geweſen, und als dieſe nun 
daran gingen, die alte Unterlaſſungsſünde gutzumachen, kam man 
ihnen von ſeiten der Krone mit offenen Armen entgegen. Die Po⸗ 
len, die durch eifrige Poloniſierungsarbeit gleichfalls dafür geſorgt 
hatten, daß ihnen ein politiſch regſamer Mittelſtand zuwachſe, wa⸗ 
ren ſchon zur Zeit der deutſch⸗liberalen Vorherrſchaft im Beſitze 
großen Einfluſſes, weil ſie für ihre den Regierungen erwieſenen Ge⸗ 
fälligkeiten fürſtlich entlohnt wurden. In den folgenden Jahren 
ward ihnen allerdings mehr als die Rolle des Mitläufers zuteil; ſie 
ſelbſt konnten ſich als Herren ausleben. | 

Für die Deutſchen, die nach dem Sturze des Grafen Hohenwart 
noch einmal in den Sattel gehoben wurden, brachen — noch ehe 
ein Jahrzehnt abgelaufen war — ſchmerzvolle Zeiten an. Wohl gab 
es in der Regierung auch fürderhin deutſche Männer, aber es kamen 
in der Ara Taaffe zunächſt national farbloſe Perſonen in Betracht: 
Klerikale, denen die glanzvolle politiſche Stellung der Kirche wert⸗ 
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voller war als die Machtentfaltung ihres Volkes. So vollzog ſich 
nach und nach eine Achſenverſchiebung in der inneren Politik Oſter⸗ 
reichs; eine radikale, plötzliche Anderung des Bildes hatte man 
zu vermeiden gewußt. Allgemach wurden die Spuren der deutſch⸗ 
liberalen Vorherrſchaft verwiſcht. Das Staatsſchiff trebte neuen 
Ufern — dem Völkerſtaate zu. | 


II. Das Miniſterium Adolf Auersperg. 


Der Erbe des erfolgloſen föderaliſtiſchen Grafen Hohenwart, 
der neue Miniſterpräſident mit abermals liberal⸗zentraliſtiſcher 
Geſinnung ſollte Baron Kellerſperg werden, den ſchon Beuſt 
für die Regierung gewinnen wollte. Allein der ehemalige Statt⸗ 
halter von Böhmen legte bereits am 16. November ſein Mandat 
zur Bildung eines Miniſteriums nieder; er hatte ſich geweigert, 
die einſeitige Bevorzugung der Polen fortzuſetzen und die Stim⸗ 
men der polniſchen Abgeordneten mit Zugeſtändniſſen zu kaufen. 
Deshalb war es ihm nicht gelungen, für ſein Regime eine feſte 
Grundlage zu finden.!) Ein günſtigeres Ergebnis zeitigten die 
Verſuche des Fürſten Adolf Auersperg, der am 26. Novem⸗ 
ber 1871 zum Miniſterpräſidenten ernannt wurde. Adolf war 
der jüngere Bruder des Fürſten Carlos Auersperg, der ihn 
ſchon vor drei Jahren, als er die Leitung des Bürgerminiſte⸗ 
riums niederlegte, für die Nachfolgeſchaft empfohlen hatte. Da⸗ 
mals machte ſich aber im Rate der Krone eine Gegnerſchaft 
geltend, die das Feld zu behaupten vermochte. Es hieß alſo 
noch warten. Adolf war 1821 geboren worden und in den 60er 
Jahren aus dem Militärdienſte ausgeſchieden. Er wandte ſich 
der Politik zu und brachte es raſch zum Oberſt⸗Landmarſchall von 
Böhmen und ſpäter zum Landespräſidenten von Salzburg. Der 
Fürſt hatte ſich ſtets als verfaſſungstreuer Ariſtokrat gezeigt. Aus 
der militäriſchen Dienſtzeit war ihm in ſeiner Verkehrsart etwas 
Herriſches zurückgeblieben. So wenig das Außere den Rittmeiſter 
a. D. verriet, des Miniſterpräſidenten Gehaben ließ ihn erkennen. 
Adolf Auersperg war den Föderaliſten ein Dorn im Auge, und die 
Prager „Politik“ warf ihm ſogleich Steine in den Weg, indem ſie 
ihn mit läppiſchen „Enthüllungen“ über einen unſittlichen Anſchlag 


1) Walter Rogge, Oſterreich ſeit der Kataſtrophe Hohenwart⸗Beuſt. 
Im. II. Leipzig 1879. 
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gegen ein Mädchen begrüßte. Der neue Miniſterpräſident nahm ſich 
nicht die Mühe, die Anwürfe zu widerlegen, der Prager Staatsan⸗ 
walt aber beſchlagnahmte das Blatt innerhalb 14 Tage elfmal. 
Miniſter des Innern wurde in der Regierung Adolf Auersperg 
der energiſche Baron Laſſer; er hatte unter Bach und Schmer⸗ 
ling Oſterreichs innere Einrichtungen mitgeſchaffen und war unter 
dem Bürgerminiſterium Statthalter von Tirol geweſen. Ban hans, 
der 46jährige Sohn eines böhmiſchen Dorfſchullehrers, wurde nun 
Handelsminiſter, und Ritter von Chlumecky, ein mähriſcher Groß⸗ 
grundbeſitzer, Ackerbauminiſter. Dr. von Stremayr leitete aber⸗ 
mals das Unterrichtsweſen, Profeſſor Glaſer, der berühmte Wie⸗ 
ner Strafrechtslehrer, trat an die Spitze der Juſtizpflege, und Pro⸗ 
feſſor Unger, der geiſtreiche, redegewandte, kluge Meiſter des Pri⸗ 
vatrechtes übernahm das Amt eines Sprechminiſters. Oberſt Ju⸗ 
lius Horſt ward Landesverteidigungsminiſter. Finanzminiſter 
wurde im Januar 1872 de Pretis; bis dahin hatte dieſes Reſſort 
Baron Holzgethan verwaltet. 
Das zweite Kabinett Auersberg erhielt vom Volke das Merk⸗ 
zeichen: Doktorenminiſterium. Es vereinigte hauptſächlich 
Männer der Theorie und nicht der Praxis. So konnte es nicht 
volkstümlich werden und den Abſtand nicht beſeitigen, der die Maſ⸗ 
ſen, die regiert wurden, und die wenigen, die in der Politik mitzu⸗ 
reden hatten, trennte. Das Miniſterium wurde liberal genannt, aber 
man muß dabei bedenken, daß der Begriff „liberal“ in dieſer Zeit 
nicht viel mehr beſagte als das Wort antiklerikal. Hasner hat in 
ſeinen Aphorismen gemeint, daß man ſich „vom Liberalismus man⸗ 
ches gefallen laſſen ſolle, um ſich nicht vom Klerikalismus alles gefal⸗ 
len laſſen zu müſſen.“ In dieſer Gedankenrichtung bewegten ſich die 
Männer um den Fürſten Adolf Auersberg. Sie fühlten deutlich, wie 
ſehr die Strömung bei Hofe gegen ſie ankämpfte, und ihnen konnte 
nicht verborgen bleiben, daß in den Volksſchichten jener große geiſtige 
und moraliſche Umſchwung anfing, der in den 80er und Wer J 
ren deutlich zutage trat. War auch die geleſene Preſſe liberal, — 
Kreis der Liberalen iſt doch eng geweſen. Und als aus ihm her⸗ 
aus der Regierung die ſchärfſten Gegner erwuchſen, wurde ſie 
vollends haltlos. Die Miniſter klammerten ſich keineswegs an ihre 
Portefeuilles; Rücktrittswünſche ſind oft laut geworden. Doch die 
Hofkreiſe hielten die verantwortlichen Männer vorerſt feſt, weil ſie 
ſahen, daß ſich mit der Regierung ein ihnen widerwärtiges Syſtem 
zu Tode rang. Die richtige Bezeichnung für das Miniſterium Adolf 
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Auersperg gibt das Wort „verfaſſungstreu“. Die ee endet 
verfaſſung war der Götze, den die Regierung anbetete und der 
Föderalismus der böſe Geiſt, den ſie zu verſcheuchen trachtete. 

Einige Tatſachen mögen dieſe Kennzeichnung ergänzen. Als Hans 
Kudlich, der Bauernbefreier von 1848, anfangs der ſiebziger 
Jahre nach Oſterreich zu kurzem Beſuche zurückkehrte, wurden ihm 
lebhafte Huldigungen bereitet. Bei Hofe war man davon nicht ſehr 
entzückt, und ſo hob denn die niederöſterreichiſche Statthalterei die 
Ernennung Kudlichs zum Ehrenbürger von Wien unter dem Hin⸗ 
weiſe auf, daß der Gefeierte Bürger der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika geworden ſei. Die Regierung hielt die Entſcheidung 
aufrecht. Im November 1874 wurde ſogar eine Rede des berühm⸗ 
ten Profeſſors Billroth, die im „Tagesboten“ erſchienen war, 
beſchlagnahmt, wie ja überhaupt die Behelligung der Preſſe 
in höchſter Blüte ſtand. Nicht einmal die „Gartenlaube“ blieb 
verſchont. Der einzige Fortſchritt gegen früher beſtand darin, daß 
man die Redakteure nicht mehr ins Gefängnis ſchickte, ſondern es 
beim „objektiven Verfahren“ bewenden ließ. 

Die neue Regierung mußte zunächſt beſtrebt ſein, den Landtagen, 
die unter Hohenwart föderaliſtiſch geworden waren, verfaſſungstreue 
Mehrheiten wiederzugeben. Am 25. November 1871 wurden die 
Landtage von Oberöſterreich, Krain, Mähren, Vorarlberg und 
von der Bukowina aufgelöſt. Den Bemühungen der Regierung 
gelang es, in Oberöſterreich, in Mähren und in der Bukowina durch⸗ 
ſchlagende Siege zu erringen. Der Großgrundbeſitz tat das Seinige 
dazu. Krain und Vorarlberg blieben jedoch verloren. Das Wichtigſte 
war, daß die Landtage den Reichsrat beſchickten und der Vorbehalt, 
mit dem dies in Krain geſchah, hatte weiter keine Bedeutung. Im 
Bukowinager Landtage glänzten die Rumänen durch ihre Abweſen⸗ 
heit; ſie wollten nicht als Minderheit erſcheinen, wo ſie früher ge⸗ 
herrſcht hatten. Mit ſtarker Hand gedachte die Regierung Adolf 
Auersperg die Ruhe in Böhmen herzuſtellen. Feldmarſchalleut⸗ 
nant Baron Koller wurde wieder zum Statthalter und Landes⸗ 
kommandanten ernannt. Mit ihm hielt die Säbelherrſchaft ihren 
Einzug. Die Tſchechen, denen unter Hohenwart das Blaue vom 
Himmel ihrer romantiſchen Traumwelt verſprochen ward, ſollten 
jetzt durch das Militär mit der Wirklichkeit verſöhnt werden. Da der 
böhmiſche Landtag ſich geweigert hatte, den Reichsrat zu beſchicken, 
wurden am 16. November direkte Wahlen angeordnet. Trotz der 
Überredungsverſuche Kollers wählte der Großgrundbeſitz 15 Föde⸗ 
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raliſten, die nicht in das Abgeordnetenhaus gingen. Die 15 Tſche⸗ 
chen, die in Stadt und Land gewählt wurden, blieben vom Wiener 
Abgeordnetenhauſe gleichfalls weg. Immerhin zogen 24 verfaſ⸗ 
ſungstreue Abgeordnete aus Böhmen nach Wien. 

Der Reichsrat verſammelte ſich am 27. Dezember 1871. Seine 
Hauptaufgabe war die Abänderung des Notwählgeſetzes, die 
gleichzeitig eine bedeutungsvolle Belaſtungsprobe darſtellte. Das 
Notwahlgeſetz vom 29. Juni 1868 geſtattete die Vornahme von 
unmittelbaren Wahlen für den Reichsrat nur dann, wenn ein Land⸗ 
tag die Beſchickung des Reichsrates überhaupt verweigerte. Durch 
die Neuerung ſollte die Regierung in die Lage verſetzt werden, in 
jedem einzelnen Falle der Nichtausübung eines Mandates Wahlen 
vorzunehmen. Dem Miniſterpräſidenten war es nicht leicht, die 
Zweidrittelmehrheit für dieſe Anderung ſicherzuſtellen, und da die 
Polen ſchmollten, wurde mit den ſüdöſterreichiſchen Abgeordneten 
vaktiert. Trotz des Widerſpruches der föderaliſtiſchen Rechten erhielt 
das neue Notwahlgeſetz die Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes. 
Von 158 Abgeordneten, die die Angelobung geleiſtet hatten, ſprachen 
ſich 104 für, 49 gegen die Vorlage aus. Das erſte entſcheidende Ge⸗ 
fecht war alſo gewonnen. und Baron Laſſer rief wohlgelaunt nach der 
Abſtimmung einigen befreundeten Abgeordneten zu: „Gut iſt's g'angen, 
jetzt bekommen wir die direkten Reichsratswahlen bald in Sicht“ ) 
Das Herrenhaus ſchloß ſich dem Abgeordnetenhauſe an, und ſo wurde 
das neue Notwahlgeſetz bereits am 13. März 1872 ſanktioniert.) 

Das Parlament wurde in dieſer Zeit auch vom polniſchen 
Ausgleiche in Atem gehalten. Das Miniſterium mußte alle Hebel 
in Bewegung ſetzen, um ſich eine ſichere Zweidrittelmajorität zu 
ſchaffen, denn das geänderte Notwahlgeſetz war bloß ein Proviſo⸗ 
rium. Schon die Thronrede hatte die Einführung unmittelbarer 
Reichsratswahlen als nächſtes Ziel hingeſtellt; der von den Land⸗ 
tagen unabhängig gemachte Reichsrat ſollte eine „Verkörperung 
des öſterreichiſchen Staatsgedankens“ werden. Um nun die Polen 
zu gewinnen, wurde die alte galiziſche Reſolution Mitte Januar 
1872 dem Verfaſſungsausſchuſſe zugewieſen. Aber die polniſchen 
Abgeordneten überſchätzten offenbar die Notlage der Regierung, und 
die geſchickten Rechner irrten ſich ſehr zu ihren Ungunſten. Das vom 
Verfaſſungsausſchuſſe eingeſetzte Subkomitee legte ſchon am 10. Fe⸗ 
1) „Neue Freie Preſſe“ 1903: „Vor dreißig Jahren“, von einem per⸗ 
ſönlichen Freunde des Miniſters Laſſer. 2) Guſtav Kolmer, Parlament 
und Verfaſſung in Oſterreich, Wien 1903. II. Wiederholt benützt. 
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bruar den Entwurf eines Ausgleiches mit Galizien vor, in dem 
das meiſte, was in der Reſolution des galiziſchen Landtages ge⸗ 
fordert worden war, bewilligt erſcheint. Doch die Polen dachten: 
„Alles oder nichts!“ und verſchleppten ſelbſt die Verhandlungen 
im Ausſchuſſe. Als die Regierung und die Verfaſſungspartei bei 
der Abſtimmung über das Notwahlgeſetz wahrgenommen hatten, daß 
ſie der Polen nicht unbedingt bedurften, ſchlug der Wind um: das 
Eutgegenkommen hörte vorläufig auf. Wohl unterbreitete der Ver⸗ 
faſſungsausſchuß am 13. Juni 1872 einen Geſetzentwurf zur Er⸗ 
ledigung der galiziſchen Reſolution, doch die Vertagung des Reichs⸗ 
rates ſchnitt die Beratung ab. | | 
Mitte März 1872 wurde noch der böhmiſche Landtag auf⸗ 
gelöſt. Bei den Wahlen entſvann ſich zwiſchen den Verfaſſungs⸗ 
treuen und Föderaliſten ein Verzweiflungskampf, der in der Ge⸗ 
ſchichte der politiſchen Korruption in Oſterreich einen breiten Platz 
einnimmt. Das Schickſal des böhmiſchen Landtages hing von dem 
Ausfall der Wahlen in der Kurie der Großgrundbeſitzer ab, und 
deshalb boten beide Teile ihre letzten Kräfte auf, um das Feld zu 
behaupten. Die nicht verfaſſungstreuen Großgrundbeſitzer wurden 
mit Miliäreinquartierungen bedroht, andrerſeits wieder beſtürmte 
die tſchechiſche Landbevölkerung die Gutsherren, für die feudal⸗föde⸗ 
raliſtiſche Liſte zu ſtimmen. Baron Koller ſchickte ſofort Soldaten 
hinterdrein, ſo nach Horitz, Gitſchin, Smichow und Sobieslau. Am 
meiſten feindete man jedoch die ſogenannten „Chabrus“ (Kauf⸗ 
geſellſchaften) an, die landtäfliche Güter ankauften, um dadurch 
Stimmen zu gewinnen. Dem verfaſſungstreuen Großgrundbeſitz 
wurden vom „Crédit Foncier“ für Böhmen Gelder zur Verfügung 
geſtellt, während die Tſchechen bei der Zivnoſtenska Banka und 
bei den Zaloznas Hilfe fanden. Obwohl die kaiſerliche Familie ſich 
in Anbetracht der furchtbar erregten Stimmung in Böhmen jedes 
direkten Einfluſſes enthielt, vermochte die Regierung doch einen 
vollen Sieg zu erringen, da die Liſte der Verfaſſungstreuen in der 
Kurie des Großgrundbeſitzes durchdrang. Der neue Landtag nahm 
die Wahlen in den Reichsrat ſogleich vor; es waren bloß die Deut⸗ 
ſchen erſchienen, weil ſich die Mehrzahl der gewählten Tſchechen 
trotz des Drängens der jungtſchechiſchen Gruppe, im Landhauſe zu 
erſcheinen, für die Abweſenheitspolitik erklärt hatte. 

Am 12. Dezember 1872 nahm der Reichsrat wieder ſeine Sitzun⸗ 
gen auf. Bald ſollte die Entſcheidungsſchlacht geſchlagen werden. 
Bereits im Sommer war im Schoße der Regierung der Plan 
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für die direkten Reichsratswahlen ausgearbeitet worden, und nach 
dem Zuſammentritte des Reichsrates fanden zwiſchen der Regierung 
und den Führern der Verfaſſungspartei Beſprechungen ſtatt, in 
denen Laſſer die Grundzüge entwickelte. Faſt alle ſtimmten zu, nur 
Herbſt erhob Einwendungen. Aber Laſſer fand das richtige Mittel, 
dieſen umzuſtimmen, indem er ihn zu ſeinem Mitarbeiter erfor. 
Am 15. Februar 1873 überreichte die Regierung die Geſetzesvorlage 
über die Parlamentsreform dem Abgeordnetenhauſe. In einem 
halben Monat hatte der Verfaſſungsausſchuß ſeine Arbeiten fertig⸗ 
geſtellt, und Dr. Herbſt konnte als deſſen Referent dem hohen 
Hauſe einen Bericht vorlegen. Von den Föderaliſten wurde gegen 
die direkten Wahlen mit allen Mitteln gekämpft. Die Alt⸗ und 
Jungtſchechen verſöhnten ſich für kurze Zeit, und der Tſcheche Zeit⸗ 
hammer verfaßte ein Memorandum an den Kaiſer, das die Krone 
um ihr Dazwiſchentreten bat. In ganz Böhmen wurden zur Unter⸗ 
ſtützung dieſer Denkſchrift Unterſchriften geſammelt; in den Kirchen 
befürworteten die Geiſtlichen die Förderung der Aktion. Doch die 
Behörde beſchlagnahmte das Memorandum und verbot die Samm⸗ 
lung von Unterſchriften. Die Tſchechen beantworteten dieſe Maß⸗ 
nahmen mit großen Volksverſammlungen. In Mähren wurde gleich⸗ 
falls unter des Grafen Egbert Beleredi Führung eine heftige Agi⸗ 
tation entfaltet, und in Wien trat im Januar 1873 eine Konferenz 
der Föderaliſten zuſammen, die gegen die geplante Anderung Proteſt 
erhob. Tirol und Vorarlberg ſtellten ſich mit Sturmpetitionen ein. 
Umſonſt! Am 6. März fand im Abgeordnetenhauſe die entſcheidende 
Beratung ſtatt, und die weitgreifende Verfaſſungsänderung wurde 
in weniger als einer Stunde bewilligt. 120 gegen 2 Stimmen 
waren für die Reform; die föderaliſtiſche Oppoſition hatte früher 
den Sitzungsſaal verlaſſen. Die Polen wußten, weshalb ſie der 
Neuerung nur einen matten Proteſt Grocholskis entgegenſetzten: 
obwohl fie den fnäteren Sitzungen des Parlamentes fernblieben und 
dadurch ihre Mandate verwirkten, wurde doch am 21. April 1873 
ihr Vertrauensmann Ziemialkowski zum polniſchen Lands⸗ 
mannminiſter ernannt. Am 27. März 1873 ſtand die Reform 
auf der Tagesordnung des Herrenhauſes. Der Berichterſtatter Ba⸗ 
ron Lichtenfels ſetzte ſich für die Vorlagen ein, und dieſe wurden 
auch angenommen. Damals überraſchte der jugendliche Fürſt Ca⸗ 
millo Starhemberg mit einer Rede für das allgemeine Stimmrecht. 

Durch die Wahlreform erfuhr die Zahl der Abgeordneten 
eine Vermehrung auf 353; die Kurie der Großgrundbeſitzer hatte 
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85 Vertreter zu entſenden; auf die Städte entfielen 118, auf die 
Handels⸗ und Gewerbekammern 21 Abgeordnete; die Landgemein⸗ 
den waren durch 129 Abgeordnete vertreten. Als Grundlage für 
die Modalitäten der Wahlen und für den Zenſus dienten die gleichen 
Beſtimmungen wie für die Wahlen in die Landtage. Allerdings 
fehlte es nicht an Stimmen, die ſich für die Erweiterung des Wahl⸗ 
rechtes beziehungsweiſe für die Beſchränkung der Privilegien des 
Großgrundbeſitzes ausſprachen, aber das Parlament glaubte aus 
Gründen der Taktik und zu einem ſtarken Teile aus Engherzigkeit die 
Mahnung der volksfreundlicheren Politiker überhören zu ſollen. Die 
Veränderung wurde von den verfaſſungstreuen Blättern und poli⸗ 
tiſchen Perſönlichkeiten als ein großer Sieg hingeſtellt, und es läßt 
g ſich nicht leugnen, daß die Geſetze vom 2. April 1873 in dem öſter⸗ 
reichiſchen Verfaſſungsleben einen neuen Abſchnitt eingeleitet haben. 
Einer ſegensreichen geſetzgeberiſchen Tat müſſen wir hier ge⸗ 
0 denken. Am 16. Februar 1872 legte Juſtizminiſter Profeſſor Gla⸗ 
ſer dem Parlamente den Entwurf einer Strafprozeßordnung vor, 
3 die für faſt alle Arten von Verbrechen und Vergehen Ge⸗ 
t ſchworenengerichte ins Leben gerufen werden ſollten. Gleich⸗ 
zeitig wurde jedoch ein Geſetzentwurf über die „zeitweiſe Einſtel⸗ 
lung“ der Geſchworenengerichte unterbreitet, der den bitteren Kern 
in der ſüßen Frucht bildete. Gegen die fallweiſe Beſeitigung der 
Volksrichter erhoben ſich gewich.ige Bedenken, doch ſchließlich nah⸗ 
men das Abgeordnetenhaus und das Herrenhaus die Vorlagen an, 
die am 20. Mai 1873 Geſetzeskraft erhielten. — Der Zeit voraus⸗ 
greifend, wollen wir gleich eine zweite, das Rechtsleben ſtark beein⸗ 
fluſſende Tat des Miniſteriums Adolf Auersperg beſprechen. Die 
von den Liberalen oft urgierte Einrichtung eines Verwaltungs- 
| gerichtshofes wurde ins Werk geſetzt. Das diesbezügliche Geſetz 
erhielt im Oktober 1875 die Sanktion des Kaiſers und war der An⸗ 
regung des Miniſters Unger zu danken. Es brachte das ſchon von 
den Staatsgrundgeſetzen ausgeſprochene Prinzip zur Anwendung, 
daß jeder, der durch die Verfügung einer Verwaltungsbehörde in 
ſeinem Rechte verletzt zu ſein glaubt, die Entſcheidung von Richtern 
anrufen dürfe. Durch die Schöpfung des für ganz Oſterreich ein heit⸗ 
lichen Verwaltungsgerichtshofes in Wien iſt der ordentliche Gang 
des Verwaltungsapparates weſentlich geſichert und die Stellung des 
Staatsbürgers gegenüber der Behörde ungemein verbeſſert worden.. 
Am 24. April 1873 wurde das letzte aus den Landtagen hervor⸗ 
gegangene Parlament geſchloſſen. Wenige Tage ſpäter iſt die Wiener 
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Weltausſtellung eröffnet worden, die nicht bloß das Können 


aller Kulturvölker in prächtigen Schauſtellungen ſichtbar machen, 
ſondern auch die deutſchliberale Verfaſſungspartei und die Regie⸗ 


rung im höchſten Glanze zeigen ſollte. Die Weltausſtellung gab den 
äußeren Anlaß zu einer Reihe von Fürſtenbeſuchen in der Haupt⸗ 
ſtadt Oſterreichs. Kaiſer Wilhelm, König Viktor Emanuel und der 


Kaiſer von Rußland haben die prächtige Veranſtaltung beſichtigt, 
Allein die Weltausſtellung ſtand unter keinem glücklichen Sterne, 
und ſie fiel mit der ſchwerſten wirtſchaftlichen Kataſtrophe zur 
ſammen, die Dfterreich in den letzten Jahrzehnten ereilte. 
Gegen Ende der ſechziger Jahre hatte ein Gründungsfieber be⸗ 


gonnen, das nicht bloß die Wiener Börſe und die berufsmäßigen 
Börſenſpieler ergriff, ſondern breite Schichten der Bevölkerung er⸗ 
faßte. Wie die Pilze nach dem Regen ſchoſſen neue Aktienunterneh⸗ 


mungen: Bahnbaugeſellſchaften, Maklerbanken, Terraingeſellſchaf⸗ 
ten und Induſtrieunternehmungen aus dem Boden. Die Aktien⸗ 
blanfette waren zum Fetiſch geworden; an ihnen hingen, nach ihnen 
drängten alle. Raſcher Gewinn bildete die Loſung des Tages; die 
ehrliche Arbeit blieb den „Armen an Geiſt“ überlaſſen. Eine Menge 


von Emporkömmlingen ſonnte ſich im Glanze ihres ſchnell und 


ſchweißlos erworbenen Geldes, das aus Kursgewinnen gefloſſen 
war, und lockte und zog andere an, die ſich ebenſo berechtigt fühlten, 
ein Leben der Parvenügenüſſe zu führen. Im Auguſt 1869 war die 
erſte Stockung eingetreten, im April 1872 kam nach raſcher Er⸗ 
hebung ein abermaliger Rückſchlag. Die furchtbare Finanzkriſe, die 
man als „Krach“ bezeichnet, begann aber erſt am 9. Mai 1873; 


ſchon am Tage vorher wurden an der Wiener Börſe an 100 In⸗ 


ſolvenzen verkündet. Beiſpiellos war der Schrecken, den der Zu⸗ 


ſammenſturz des Kartenhauſes ſchwindelhafter Geldgeſchäfte ver⸗ 


breitete: unzählige Familien fielen dem Untergange anheim. Über 


die Ausdehnung des Gründungswahnſinnes gibt der Bericht des 


parlamentariſchen Komitees Aufſchluß, das nach einem Antrage 


Lienbachers im November 1873 eingeſetzt worden war. Von 1867 
bis Neujahr 1874 wurden 1005 Konzeſſionen zur Errichtung von 
Aktiengeſellſchaften ausgegeben, von denen 682 wirklich ins Leben 
traten. Unter dieſen Unternehmungen befanden ſich 443 Banken, 
63 Baugeſellſchaften, 38 Induſtrie⸗ und 29 Eiſenbahnunterneh⸗ 
mungen. Die Konzeſſionen der Jahre 1871, 72 und 73 umfaßten 
einen Kapitalsbetrag von 4 Milliarden Gulden. Was für ein Gold⸗ 
regen in den Jahren des Rauſches niederging, mögen uns die Bilan⸗ 
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zen eines ſoliden Inſtitutes lehren: der Wiener Bankverein, eine 
Gründung der Oſterreichiſchen Bodenkreditanſtalt, zahlte 1870 27, 
1871 40, 1872 80 Prozent Dividende. Durchſchnittlich wurden 
in der Gründerepoche 14—22 Prozent vom Kapitale an jährlichem 
Reingewinne ausbezahlt. | 
In der Zeit der überhafteten Gründungen hatte die Korrup⸗ 
tion einen Teil der Beamtenſchaft verſeucht. Joſef Schöffels 
beherzter Anſturm gegen die Abholzung des Wiener Waldes, der 
am 20. April 1870 mit einem aufſehenerregenden Artikel im „Neuen 
Wiener Tagblatt“ begann, förderte viel Schmutz zutage. Ein Herd 
der Korruption war auch das Abgeordnetenhaus. „Bereichert Euch!“, 
ſo lautete die Deviſe der meiſten Mitglieder der Verfaſſungspartei, 
die man deshalb ſpottweiſe Verwaltungsratpartei hieß. Damals 
hatte die Politik wirklich einen goldenen Boden, denn der Abgeord⸗ 
nete konnte mit der Erwirkung von Konzeſſionen fürſtliche Ein⸗ 
künfte erlangen. Wie ſehr die öffentliche Moral unter dem Grün⸗ 
dungsfieber gelitten, bewies der charakteriſtiſche Prozeß gegen Ofen⸗ 
heim am deutlichſten. Am 5. Juli 1873 war gegen den General⸗ 
direktor der unverzeihlich ſchleuderhaft gebauten Lemberg⸗Czerno⸗ 
witzer Bahn Ritter von Ofenheim die Einleitung eines Kriminal⸗ 
prozeſſes angeordnet worden, und das an dramatiſchen Szenen reiche 
Strafverfahren fand zwiſchen dem 4. Januar und 27. Februar 1875 
in Wien ſtatt. Die Anklageſchrift verwies auf grobe Betrugsfälle. 
Ofenheim, der das köſtliche Wort prägte: „Mit Sittenſprüchlein baut 
man keine Eiſenbahnen“, wurde zwar freigeſprochen, aber der Ex⸗ 
miniſter Giskra war ſo arg bloßgeſtellt worden, daß ihm für 
einige Zeit vom Oberſthofmarſchallamte der freie Zutritt bei Hofe, 
der ihm als Geheimer Rat zuſtand, aberkannt wurde, und Miniſter 
Dr. Banhans mußte vom Schauplatze verſchwinden. Am 19. Mai 
ſchied er aus dem Amte; Ritter von Chlumecky übernahm das 
Handelsportefeuille und Mannsfeld ſprang als Ackerbauminiſter 
ein. | 

Unmittelbar vor dem „Krache“ ſprach die Thronrede des Kaiſers 
von dem „Aufſchwunge des volkswirtſchaftlichen Lebens und von 
der ſtetigen Zunahme des Staatskredits“. Gleich nach der entſetz⸗ 
lichen Kataſtrophe aber wurde das Verlangen nach Staatshilfe 
laut, und die Regierung mußte ſich dazu verſtehen, 80 Millionen 
Gulden für die Errichtung von ſtaatlichen Darlehenskaſſen und für 
die Unterſtützung von Eiſenbahnen zur Verfügung zu ſtellen. Mit 
grimmigem Spotte meinte das föderaliſtiſch⸗klerikale „Vaterland“, 
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daß der Ruf nach Staatshilfe, der von der Börſe ausging, eine Ver⸗ 
ſündigung an den Prinzipien der Liberalen bedeute. „Laſſalle ſei 
jetzt an dem Liberalismus gerächt.“ Die 80 Millionen kamen natür⸗ 
lich nur teilweiſe kleinen Leuten zugute, die die Hilfe am dringend⸗ 
ſten gebraucht hätten. „Wer viel hat, wird noch mehr bekommen“, 
ſagt Heine. In den volkswirtſchaftlichen Ausſchuß, dem die Vor⸗ 
lage über die Staatshilfe zugewieſen ward, wurden außer Breſtel 
und Schöffel faſt nur Verwaltungsräte, Börſeaner uſw. entſendet. 
Breſtel, der ſich in dieſer Geſellſchaft nicht wohl fühlte, verließ den 
Ausſchuß raſch. !) 

Im Parlamente ertönte das Verlangen nach einem Inkom⸗ 
patibilitätsgeſetz; die Abgeordneten, die auf einen guten poli⸗ 
tiſchen Ruf etwas gaben, wollten der Korruption in den 
eigenen Reihen einen Riegel vorſchieben. Am 8. März 1875 unter⸗ 
breitete der Deutſchfortſchrittliche Dr. Max Menger einen fertigen 
Geſetzesentwurf, der an einen Ausſchuß ging. Dort blieb er liegen. 
Zwei Jahre ſpäter trat Scharſchmid mit einem neuen Entwurfe 
hervor, und ihm folgte Fux nach. Im November 1877 beendete 
der Ausſchuß endlich ſeine Arbeiten und der Entwurf eines In⸗ 
kompatibilitätsgeſetzes wurde auf die Tagesordnung der Sitzung 
vom 29. Innuar 1878 geſtellt. Doch Graf Hohenwart veranlaßte 
die Abſetzung des Gegenſtandes; die ausgebrochene Miniſterkriſe 
intereſſierte ihn augenſcheinlich mehr als die Frage der Parlaments⸗ 
moral. Dadurch verlief die Angelegenheit im Sande. Daß der 
„Krach“ die Bande der wirtſchaftlichen Unmoral mit der Politik 
nicht gänzlich zerriß, das erfährt man aus der Geſchichte der „Hy⸗ 
pothekar⸗, Credit⸗ und Vorſchußbank“, die allerdings von einer 
der Regierung feindlichen Seite erzählt worden iſt. Die Beſchlag⸗ 
nahme der unangenehmen Anklagebroſchüre ?) machte die Sache 
nicht beſſer. Zudem iſt es fraglich, ob die Geſchäfte des Grafen 
Hartig vereinzelt geblieben ſind. 

Der „Krach“ des Jahres 1873 hat nicht nur auf die Börſe und 
ihre leichtgläubigen und leichtſinnigen Opfer zurückgewirkt, jondern 
auch auf das politiſche Leben einen ſtarken Einfluß gewonnen. Mit 
der Finanzkriſe war eine Handelskriſe verbunden, und die Groß⸗ 
induſtriellen fühlten ſich dadurch in ihrem Kampfe um Schutzzölle 
beſtärkt. In den Apriltagen des Jahres 1875 fand in Wien der 


1) Joſef Schöffel, Erinnerungen aus meinem Leben. Wien 1905. 
2) Laſſer genannt Auersperg, Eine zisleithaniſche Studie. Amberg 1877. 
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erſte Kongreß öſterreichiſcher Volkswirte ſtatt, der der Bewegung 
gegen die Vertragszolltarife geiſtige Waffen ſchmiedete. 

Aber auch eine andere Strömung wurde durch die Ereigniſſe des 
Jahres 1873 anſehnlich breiter und tiefer: der Antiſemitismus 
fing an, in die Politik einzugreifen. Durch die Staatsgrundgeſetze 
von 1867 waren die letzten rechtlichen Ghettoſchranken niederge- 
riſſen worden. Die Juden ſtanden vor dem Geſetze gleichberechtigt 
da, und die liberale Partei, die damals herrſchte, ſchloß die Iſrae⸗ 
liten voll Zärtlichkeit in ihr Herz. Schon am 8. Oktober 1867 
hatte der Präſident des Abgeordnetenhauſes mit Rückſicht auf den 
„Verſöhnungstag“ der Juden die nächſte Parlamentsſitzung aus⸗ 
fallen laſſen wollen, und nur der Einſpruch der jüdiſchen Abgeord⸗ 
neten vermochte ihn davon abzuhalten. Das waren die guten Zei⸗ 
ten! Doch der „Krach“ kam jenen zur Hilfe, die ſich mit der Aus⸗ 
ſaat des antijemiti,chen Samens abmühten. Wegen der verheeren⸗ 
den finanziellen Elementarereigniſſe wurden natürlich die Juden zur 
Verantwortung gezogen: ſie waren in den Augen der Verblendeten 
an allem ſchuld; ſie hatten die Fiebertemperatur erzeugt und ge⸗ 
ſteigert. Durch Tatſachen, die dagegen ſprechen konnten, ließ man 
ſich nicht belehren, die Vorurteile ſiegten. Wir wiſſen, daß in der 
Gründungsepoche in den Verwaltungsräten der Bahnen 13 Für⸗ 
ſten, 1 Landgraf, 64 Grafen, 29 Barone und 21 andere Adelige 
ſaßen. In den ſeit 1864 in Wien gegründeten Banken konnte man 
1 Herzog, 24 Grafen, 12 Freiherren und 4 anderen Adeligen be⸗ 
gegnen; 1 Fürſt, 16 Grafen, 6 Freiherren und 2 andere Adelige 
hatten in den Verwaltungsräten der in Wien entſtandenen In⸗ 
duſtrieunternehmungen Platz genommen.!) Dieſe hochgeſtellten Per⸗ 
ſonen wirkten wie Magnete auf die Vorſtellungskraft der Maſſen, 
und ſie haben ſicherlich das blinde Vertrauen zu den RR Unger 
nicht zum geringſten Teile hervorgerufen. Doch das änderte nichts! 

Der gewöhnliche Hepp⸗Hepp⸗Antiſemitismus wurde von Dr. Al⸗ 
bert Wieſinger, einem ſelbſtloſen, anfopferungsvollen Fanatiker des 
Haſſes, unermüdlich mit der Feder vertreten. Wieſinger war die 
Seele der „Wiener Kirchenzeitung“, die der gebildete Aufklärungs⸗ 
feind Sebaſtian Brunner 1848 gegründet hatte. Wieſingers „Ghetto— 
geſchichten“ können geradezu vorbildlich genannt werden. Der Haß, 
den ſie ausatmeten, wird ſich gewiß in vielen Köpfen feſtgeſetzt ha⸗ 
ben. Ende 1874 mußte der Hetzer allerdings von der „Kirchen- 


1) Max Wirth, Geſchichte der Handelskriſen. Frankfurt a. N 1874. 
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zeitung“, e einer Wochenſchrift, und von der „Werkſtimme“, e einer 
Monatsſchrift, ſcheiden, denn er arbeitete außerdem noch an der 
Wiener Tageszeitung „Der Volksfreund“ — dem Organe Rauſchers 
— und an der Halbmonatsſchrift „Kapiſtran“ eifrig mit. Ein anti- 
ſemitiſch angehauchter chriſtlicher Sozialismus wurde in den Spal⸗ 
ten des Wiener „Vaterland“ gepredigt. Die Liaiſon zwiſchen Feuda⸗ 
lismus und Sozialreform, aus der dann ſpäter das kurzlebige Ge⸗ 
ſchöpf des ſozialen Konſervativismus hervorging, nahm ihren An⸗ 
fang. Im Jahre 1875 kam Freiherr von Vogelſang, ein Mann 
mit umfaſſendem nationalökonomiſchen Wiſſen und ein begeiſterter 
Verfechter der chriſtlichen Sozialreform, in die Redaktion des feu⸗ 
dalen Blattes, und hier wirkte er unermüdlich für ſeine Ideen. Auch 
er förderte den Antiſemitismus, denn neben den Mancheſterlibera⸗ 
len haßte er die Juden leidenſchaftlich. Der gelehrte, ſchreibgewandte 
Redakteur, der trotzdem mehr Schriftſteller als Zeitungsmann war, 
verlor ſich bisweilen in demagogiſchen Wendungen. 

Doch kehren wir wieder zum Reichs rat zurück. In die Sturm⸗ 
tage des „Kraches“ waren die Neuwahlen gefallen. Innerhalb 
der Deutſchliberalen gab es ſchweren Zwieſpalt. Die „Jungen“, die 
in Böhmen von Pickert und Knoll geführt wurden, löſten ſich vor 
den Wahlen von den „Alten“ vollſtändig los: der am 16. Mai 1873 
in Teplitz abgehaltene Verſöhnungsparteitag hatte keinen günſtigen 
Erfolg. Mit dem Rufe: „Es gilt eine Partei der reinen Hände 
zu ſchaffen! Fort mit den Verwaltungsräten!“ erzielten die „Jun⸗ 
gen“, aus denen die Fortſchrittspartei gebildet wurde, einen beach⸗ 
tenswerten Mandatsgewinn. In Wien war die Zeit den Demokra⸗ 
ten günſtig, die gleichfalls gegen die Beſtechlichkeit zu Felde zogen. 
Das Ergebnis der erſten unmittelbaren Parlamentswahlen wird 
durch folgende Parteienliſte veranſchaulicht. Im Abgeordnetenhauſe 
ſaßen im Jahre 1873 von links nach rechts: fünf Wiener Demo⸗ 
kraten, der liberale Fortſchrittsklub mit 57, der von Herbſt geleitete 
Klub der Linken mit 88, der Klub der verfaſſungstreuen Großgrund⸗ 
beſitzer mit 54 Mitgliedern. Die Ruthenen waren durch 14 Abge⸗ 
ordnete vertreten; die Rechtspartei, die ſich aus den Deutſchkleri⸗ 
kalen, aus den Südſlawen und mähriſchen Tſchechen zuſammenſetzte 
und unter Hohenwarts ſtrammer Führung ſtand, hatte 40 Mit⸗ 
glieder. Drei liberale Slowenen und 49 Polen waren im Haufe; 
außerdem gab es noch zehn „Wilde“. Die 33 böhmiſchen Tſchechen 
— die Deklaranten — ſahen trotzig von der Ausübung ihrer Man⸗ 
date ab. Da es weder dem Fürſten Auersperg, noch dem Grafen 
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Hohenwart gelang, dieſen Beſchluß umzuſtürzen — auch das Ver⸗ 
ſprechen, Dr. Bielsky zum tſchechiſchen Landsmannminiſter zu machen, 
fruchtete nichts —, wurden 1874 die Mandate der böhmiſchen Tſche⸗ 
chen kaſſiert und Neuwahlen ausgeſchrieben. Eduard Gregr ver⸗ 
öffentlichte damals eine tſchechiſche Broſchüre unter dem Titel „Zur 
Aufklärung unſerer häuslichen Zwiſtigkeiten“, in der das jung⸗ 
tſchechiſche Programm folgendermaßen dargelegt wurde: Überein⸗ 
ſtimmung mit den Alttſchechen in den ſtaatsrechtlichen Fragen, da⸗ 
gegen Bekämpfung des mit den Alttſchechen verbündeten Ultramon⸗ 
tanismus und Beſchickung des Landtages. Die Erſatzwahlen fielen 
gegen die Jungtſchechen aus; bloß Sladkowsky und Trojan und in 
den Stichwahlen auch Dr. Julius Gregr drangen durch. An das 
Erſcheinen im Abgeordnetenhauſe war alſo nicht zu denken. 

Zwei Jahre befand ſich die Regierung Adolf Auersperg ſchon im 
Amte, und noch immer waren keine geſetzlichen Beſtimmungen an 
die Stelle des Konkordats getreten. Das Miniſterium fühlte ſich 
einem Kulturkampfe nicht gewachſen, deshalb ſchob es trotz der 
Mahnungen einzelner Abgeordneter die Überreichung der kirchen⸗ 
politiſchen Vorlagen hinaus. Doch am 21. Januar 1874 
legte die Regierung notgedrungen dem Abgeordnetenhauſe vier Ar⸗ 
beiten vor. Der erſte Geſetzentwurf regelte die äußeren Rechtsver⸗ 
hältniſſe der katholiſchen Kirche, der zweite betraf die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der klöſterlichen Genoſſenſchaften, der dritte galt der Beitrags⸗ 
leiſtung des Pfründenvermögens zu den in den meiſten Ländern 
paſſiven Religionsfonds; der vierte befaßte ſich mit der geſetzlichen 
Anerkennung von Religionsgenoſſenſchaften; er war in erſter Linie 
beſtimmt, die Stellung der Altkatholiken zu regeln, die früher der 
feſten Grundlage entbehrt hatte. Der Regierungsvorlage wurde ein 
umfangreicher Motivenbericht beigegeben, der aus der Feder Karl 
von Lemayers ſtammt und eine wiſſenſchaftliche Abhandlung über 
das Verhältnis der Kirche zum Staate darſtellt. „Der Staat“ — 
heißt es darin — „kann der Kirche, inwieweit ſie ihre Wirkſamkeit 
im Staate übt, nicht eine der ſeinigen gleiche Stellung oder gar 
Souveränität zuerkennen, er muß ſich ihr gegenüber auch beſondere 
Garantien verſchaffen, die er anderen Vereinigungen gegenüber nicht 
verlangt.“ Am 5. März 1874 eröffnete Graf Hohenwart im Ab⸗ 
geordnetenhauſe den Sturmlauf gegen den erſten Geſetzentwurf, 
Lienbacher und die Tiroler Klerikalen Baron Giovanelli und Greu— 
ter folgten ihm nach. Der Tſcheche Prazak ſpielte ſich gleichfalls 

als Verteidiger des Konkordats auf. Den Deutſchliberalen und Radi⸗ 
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kalen war die Regierung nicht weit genug gegangen, und Dr, Josef 
Kopp meinte: „Nicht ohne Beſorgnis gehen wir an die Beratung 
des Geſetzes, denn es bietet ſo wenig des ſicher Guten und ſo viel 
deſſen, was in der Hand eines Feindes verderblich werden könnte, 
wie das Konkordat ſelbſt.“ Kultusminiſter Stremayr verteidigte 
ſeine Vorlage, und Fürſt Adolf Auersperg ſprach das tönende Wort: 
„Oſterreich⸗-Ungarn kann nie jo weit herunterſinken, eine Unterbe⸗ 
hörde Roms zu werden.“ Am 16. März wurde der Geſetzentwurf 
vom Abgeordnetenhauſe in dritter Leſung angenommen; im April 
paſſierte er auch das Herrenhaus. So konnte das Geſetz über die 
äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche im Mai 1874 
ſanktioniert werden. Der Geſetzentwurf über die Beitragsleiſtung 
des Pfründenvermögens zum Religionsfonds, der die Bedeckung 
der Bedürfniſſe des katholiſchen Kultus zum Zwecke hat, wurde 
am ſelben Tage der Sanktion unterzogen und auch das Geſetz über 
die Anerkennung von Religionsgeſellſchaften erſchien im ſelben Mo⸗ 
nate. Es ſind dies die drei ſogenannten Maigeſetze. 

Der vierte Geſetzentwurf, der die äußeren Rechtsverhältniſſe ver 
klöſterlichen Genoſſenſchaften regeln wollte, blieb dagegen auf der 
Strecke liegen. Das „Kloſtergeſetz“ entfeſſelte einen Sturm des 
Unwillens im Lager der Klerikalen, und als es dennoch vom Abge⸗ 
ordnetenhauſe am 29. April 1874 angenammen ward, ließ es das 
Herrenhaus vorerſt zwei Jahre ruhen. Im Juni 1876 eröffnete das 
Oberhaus die Beratungen; die hohen Kirchenfürſten mit Kardinal 
Fürſt Schwarzenberg an der Spitze ſuchten die Vorlage zu Falle a 
bringen, und Graf Leo Thun unterſtützte fie darin lebhaft. Da 
gegen verteidigte Baron Lichtenfels den Geſetzentwurf in einer e 
zügigen Rede; er wies auch darauf hin, daß ſich in Oſterreich die 
Zahl der Mönche und Nonnen in den Jahren 1836 bis 1876 von 


6000 auf 12000 erhöht habe, während die Zahl der Klöſter von 


469 auf 800 geſtiegen ſei. Am 17. Januar wurde das „Kloſterge⸗ 
ſetz“ vom Herrenhauſe angenommen und an das Abgeordnetenhaus 
zurückgeleitet, das die vorgenommenen Anderungen im Februar gut⸗ 
hieß. Allein die Arbeit war vergebens, denn Stremayr hatte ſchon 


am 27. Januar die Sanktionierung als unmöglich hingeſtellt. Die 


Kirche erwies ſich als mächtiger. Gleich nach der Einbringung der 
vier Geſetzentwürfe hatte ihre offene und geheime Verteidigung 


koſtbarer Rechte mit Wucht eingeſetzt. Bereits im September 1874 


ſagte der Kaiſer in Prag zum Kardinal Schwarzenberg: „Wenn ich | 


auch bis jetzt durch die Verhältniſſe gehindert ward, zum Schutze 
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der Kirche das zu leiſten, was dem Verlangen meines Herzens ent⸗ 
ſprach, ſo bin ich mir doch deſſen bewußt, daß ich vieles verhindert 
habe, was der Kirche weit mehr hätte ſchaden müſſen als das, was 
zu ihrem Nachteile wirklich geſchehen iſt. Ich verſpreche, daß ich, ſo⸗ 
weit .. die Verhältniſſe es zulaſſen, die Kirche ſchützen werde.“ 

Das Parlament ließ ſich durch die reaktionäre Strömung nicht 
lahmlegen und warf ſich mit Feuereifer auf die Reform des Ehe⸗ 
rechts. Wohl ſah man ein, daß die Zivilehe nicht durchzubringen 
wäre, aber einige Verbeſſerungen der Rechtsverhältniſſe ſollten doch 
Platz greifen. Am 19. November 1875 legte Dr. Joſef Kopp einen 
Geſetzentwurf dem Parlamente vor, der die Paragraphen 111, 116 
und 119 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zeitgemäßer zu 
geſtalten ſuchte. Die Beſtimmung, daß das Band der Ehe unauf⸗ 
lösbar ſei, „wenn auch nur ein Teil ſchon zur Zeit der geſchloſſenen 
Ehe der katholiſchen Religion zugetan war“, ſollte wegfallen. Der 
Entwurf wurde wegen ſeiner Schwäche ſelbſt von den Freunden 
Kopps bekämpft. Profeſſor Sueß ermahnte das Parlament, ſich 
durch die Ungunſt der Zeit nicht beirren zu laſſen und dem Volke 
ein Führer zu ſein. „Je weiter das Niveau der idealen Anſchau⸗ 
ungen im Volke herabſinkt, um jo mehr iſt es unſere Pflicht, dieſe 
aufrechtzuerhalten.“ Der Entwurf des Abgeordneten Dr. Kopp 
wurde abgewieſen. Dagegen drängte man den konfeſſionellen Aus⸗ 
ſchuß, eine weitergehende Arbeit vorzulegen. Der Entwurf, den der 
Berichterſtatter Weeber dem Abgeordnetenhauſe unterbreitete, war 
radikaler als das abgelehnte Elaborat. Er betraf das Ehehindernis 
der Religionsverſchiedenheit, das Ehehindernis des Katholi⸗ 
zismus, das Ehehindernis der höheren Weihen und des 
Gelübdes der Eheloſigkeit. Mit 100 gegen 68 Stimmen nahm das 
Abgeordnetenhaus den Geſetzentwurf im Februar 1876 an. Ein 
Jahr ſpäter befaßte ſich das Herrenhaus mit ihm. Fürſt Friedrich 
Liechtenſtein ſargte den Entwurf ein, indem er beantragte, daß die 
Regierung aufzufordern ſei, ein vollſtändiges neues bürgerliches 
Ehegeſetz auszuarbeiten. Für dieſen Antrag ſtimmten 57 gegen 
32 Pairs. Natürlich war die Anregung nicht ernſt gemeint; ſie ſollte 
den Liberalen die Niederlage nur erträglicher machen. 

In der Zeit des Doktorenminiſteriums waren die Umgangsfor⸗ 
men zwiſchen der Regierung und den Biſchöfen angenehmer als in 
den Tagen des Bürgerminiſteriums. Die kriegeriſche Stimmung 
war auf beiden Seiten gewichen. Doch die Kirche raſtet nicht, um 
nicht zu roſten; unermüdlich wurde an ihrer politiſchen Organiſa⸗ 
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tion und an der Feſtig gung ihrer Machtſtellung gearbeitet. In den 
Maitagen 1877 fand in Wien der erſte allgemeine öſterreichiſche 
Katholikentag ſtatt, deſſen Vorſitzender Graf Egbert Beleredi 
war. In den Debatten machte ſich ein ſtarker Einſchlag chriſtlich⸗ 
ſozialer Theorien bemerkbar. Das an den Papſt gerichtete Memo⸗ 
randum war voll wütender Angriffe gegen Preußen, das als Feind 
Oſterreichs und der Kirche gebrandmarkt wurde. 

In der Ara Adolf Auersperg friſteten die Landtage ein beſchei⸗ 
denes Daſein; ſie verhielten ſich zum Reichsrate wie das Licht der 
Gasflammen zum Lichte der elektriſchen Bogenlampen. Wenden wir 
uns daher den Nationen zu! Die Deutſchen, die bei der Re⸗ 
gierung nationalen Schutz fanden, wurden von einer ſtärkeren natio⸗ 
nalen Strömung erfaßt. Man befürwortete die ſchärfere Abſonde⸗ 
rung von Ungarn und die engere geiſtige Anlehnung an Deutſch⸗ 
land, dem die Schuleinrichtungen, die Armeeorganiſation, die Steuer⸗ 
geſetzgebung, das Maß- und Münzſyſtem angepaßt werden ſollten.!) 
Neben dem immerhin gut öſterreichiſchen Nationalismus der deut⸗ 
ſchen Fortſchrittspartei traten auch ſchon ſchwache Anläufe zu all⸗ 
deutſchen Kundgebungen hervor. Georg von Schönerer deutete im 
Dezember 1878 im Parlamente an, daß die Deutſchen Diterreichs 
den Anſchluß an Deutſchland wünſchen, was ſeine Wähler aller⸗ 
dings zu vielfachen haken ten veranlaßte. Schon im 
Jahre 1877 ernannte der „Leſeverein deutſcher Studenten“ Schönerer 
zu ſeinem Ehrenmitgliede, wie ja die deutſche Studentenſchaft im 
Banne dieſes Mannes zu ſtehen begann. Doch es dauerte nicht lange 
und der Leſeverein wurde aufgelöſt. Auf dem Gebiete der Schule 
hat die Regierung Adolf Auersperg viel geſchaffen. Im Jahre 1875 


gründete Stremayr die Univerſität in Czernowitz, die als Vorpoſten 


deutſcher Kultur an die Oſtgrenze des Reiches geſtellt wurde. Be⸗ 
ſonderer Fürſorge erfreuten ſich die deutſchen Teile der Sudetenlän⸗ 
der. In Böhmen, Mähren und Schleſien erſtanden viele deutſche 
Staatsmittelſchulen, und die deutſche Mehrheit im mähriſchen Land⸗ 
tage kam ihren Landsleuten durch die Errichtung neuer deutſcher 
Landesmittelſchulen zu Hilfe. 

Die Tſchechen begannen ſich von der Abweſenheitspolitik, wenig⸗ 
ſtens ſoweit der böhmiſche Landtag in Betracht kam, loszuſagen. 
Zuerſt erſchienen die Jungtſchechen bei den Landtagsſitzungen und 
im Jahre 1878 folgten ihnen auch die Alttſchechen, denn durch die 


1) Heinrich Friedjung, Der Ausgleich mit Ungarn. e Studie. 
Leipzig 1877. 
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Reiſe des Kronprinzen nach Böhmen war eine freundlichere Stim⸗ 
mung geſchaffen. Erfolglos blieben jedoch die Bemühungen, die 
Tſchechen Böhmens in das Wiener Abgeordnetenhaus zu bringen. 
Die Alttſchechen hielten an ihrer Überlieferung feſt, aber ſelbſt auf 
dem jungtſchechiſchen Parteitag wurde am 7. November 1875 der 
Nichteintritt in das Parlament gutgeheißen. Anderer Meinung war 
Dr. Eduard Gregr; er verfaßte 1876 eine Broſchüre, die, Riegers 
ſtaatsrechtliches Programm ſcharf kritiſierend, ausführte, daß das 
böhmiſche Staatsrecht keine Pfeife Tabak wert ſei. Eduard Gregr 
befürwortete das Erſcheinen im Abgeordnetenhauſe. Er war jedoch 
vorerſt ein Rufer in der Wüſte. Als die orientaliſchen Wirren die 
Gemüter der Slawen in Aufregung verſetzten, gaben ſich die Tſche⸗ 
chen panflawiſtiſchen Kundgebungen hin. Der ruſſiſche General Tſcher⸗ 
najeff wurde in Prag ſtürmiſch gefeiert, ſo daß ſich die Regierung 
veranlaßt ſah, ihn im Januar 1877 auszuweiſen. In einer Adreſſe 
an Akſakoff kam die Schwärmerei für Rußland ſo recht zum Aus⸗ 
drucke. | 

Die Italiener Südtirols erneuerten ihre Forderung nach der 
Erweiterung der Autonomie für die Kreiſe Trient und Roveredo. 
Baron Prato überreichte dem Parlamente 1874 eine hierauf be⸗ 
zügliche Denkſchrift. Im Oktober befaßte ſich der Ausſchuß mit den 
Wünſchen der Südtiroler, doch die Verhandlungen rückten kaum vom 
Flecke. Erſt im März 1877 wurden vom Ausſchuß Beſchlüſſe ge⸗ 
faßt. Der Wirkungskreis des Hofrates in Trient ſollte ausgedehnt 
werden, ſo daß der leitende Beamte in Trient in Perſonalange⸗ 
legenheiten ſelbſtändig verfahren und mit den Miniſterien und Lan⸗ 
desbehörden in direkten Verkehr treten könnte; ihm hätte die Ver⸗ 
waltung der politiſchen Fonds, ſoweit ſie für Welſch⸗Tirol beſtimmt 
ſind, zuzuſtehen. In Trient ſollte eine beſondere Sektion des tiro⸗ 
liſchen Landesſchulrates und Landesausſchuſſes errichtet werden. 
Das Abgeordnetenhaus beſchloß, über dieſe Vorſchläge zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen. Dr. Herbſt, der ſich für Zugeſtändniſſe an 
die Italiener nachdrücklich eingeſetzt hatte, wurde von ſeinen eige⸗ 
nen Klubgenoſſen im Stiche gelaſſen. Er trat deshalb von der 
Würde eines Obmannes zurück. Durch die Abſtimmung verletzt, 
legten die ſieben ſüdtiroliſchen Italiener im Abgeordnetenhauſe ihre 
Mandate nieder. 

Im Laufe der Jahre hatte das Anſehen und die Macht des Mini⸗ 
ſteriums Auersperg ſchwer gelitten. Die Desorganiſation, die in 
den Reihen der liberalen Abgeordneten immer mehr um ſich griff, 
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ſchwächte natürlich die Stellung der Regierung. Das Mi⸗ 
niſterium fand bei den eigenen Leuten häufig ſtatt Unterſtützung 
offene Widerſetzlichkeit, und ſo wurde es von den programmatiſchen 
Gegnern abhängig, die ihm bei wichtigen Abſtimmungen hilfreich 


zur Seite ſprangen. Dabei brach für Oſterreich eine Zeit voll ernſter 


Probleme an, deren Löſung nicht hinausgeſchoben werden konnte. 


Aber je kritiſcher die Lage wurde, deſto vereinſamter erſchien die Re⸗ 


gierung. Mit tauſend Maſten war ſie in den Ozean der Kämpfe 


hinausgeſchifft, und nun ſteuerte ſie auf einem notdürftig über 


Waſſer gehaltenen Wracke durch die ſturmgepeitſchten Fluten. 

Die Zerfahrenheit im Lager der Liberalen hatte ihre inne⸗ 
ren und äußeren Gründe. Das Privilegienwahlrecht räumte den 
einzelnen Perſonen zu große Selbſtändigkeit ein: das Individuum 
war ſtärker als die Partei. Wohl konnten die liberalen verfaj- 
ſungstreuen Großgrundbeſitzer der Regierung unbeſorgt Liebes⸗ 
dienſte erweiſen und — wenn man das ſo nennen will — weit⸗ 
ausſchauende Politik treiben. Doch die Abgeordneten, die aus dem 
beſitzenden Bürgertum hervorgegangen waren, brachte der Kon⸗ 
kurrenzkampf zwiſchen den „Alten“ und „Jungen“ aus dem Gleich⸗ 


rr 


gewichte. Die radikale Fortſchrittspartei opponierte aus Grund⸗ 
ſatz, und der alte Klub der Linken zerfiel aus Notwehr. Die einen 
wollten Mandate gewinnen, die anderen Mandate erhalten: dieſe 


Zerriſſenheit war der Fluch. Und dann ſoll nicht beſtritten werden, 


daß die Liberalen an ihrer Schickſalswende vor wirklich recht undauk⸗ 


bare Aufgaben geſtellt wurden. Sie mußten ſich mit dem erneue⸗ 


rungsbedürftigen wirtſchaftlich⸗finanziellen Ausgleiche mit Ungarn 
beſchäftigen und ſo ein Gebiet betreten, auf dem es keine Lorbeeren 


zu holen galt, wo nur Unannehmlichkeiten und Niederlagen zu 
erwarten waren. Dennoch gehörte die Annahme des Paktes zu den 


„Staatsnotwendigkeiten“. Ebenſo viele Einwände ließen ſich gegen 


den in der Ara Auersperg eben beginnenden neuen Abſchnitt der 


Orientpolitik erheben und mit Überzeugung verteidigen. Allein auch 


er war unumgänglich. 


Zuerſt kam der wirtſchaftliche Ausgleich mit Ungarn an die Reihe. 
Das Zoll- und Handelsbündnis der beiden Reichshälften war für 
ein weiteres Jahrzehnt in Ordnung zu bringen, die Quote — der 
Beitragsſchlüſſel zu den gemeinſamen Ausgaben der Monarchie — 
mußte feſtgeſetzt werden. Das Privilegium für die gemeinſame No⸗ 
tenbank bedurfte der Erneuerung, die Handelsverträge mit dem Aus⸗ 
lande mußten abgeſchloſſen werden, und über die künftige Zoll⸗ 


FR 
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politik war darum eine Einigung notwendig. Auch das Wehrgeſetz 
ſollte erneuert werden. | 

In der öſtlichen Reichshälfte hatten jich neue Männer empor⸗ 
geſchwungen. Franz Deak war tot, und Koloman Tiszas Ver⸗ 
langen nach neuen Vorteilen für Ungarn fiel ſchwer in die Wag⸗ 
ſchale. Der ungariſche Miniſterpräſident hatte eben erſt den Weg 
nach Damaskus zurückgelegt und ſich um der lieben Macht willen 
von einem Gegner des dualiſtiſchen Syſtems zu einem Freunde 
des 1867er Ausgleiches gemauſert. Zwei ungleiche Partner ſtanden 
einander gegenüber: hie Tisza, der Herr im ungariſchen Parla⸗ 
mente, rückſichtslos im Wollen und zurückhaltend im Gewähren; 
hie Adolf Auersperg, der Feldherr ohne Armee. Vor dem Anfange 
der Verhandlungen mit Ungarn hatte der öſterreichiſche Miniſter⸗ 
präſident geſagt, daß der zweite wirtſchaftliche Ausgleich für Oſter⸗ 
reich beſſere Bedingungen enthalten müßte als der erſte. Die Aus⸗ 
gleichskampagne begann gegen Ende 1875; am 29. November wurde 
das Zoll⸗ und Handelsbündnis beider Reichshälften von Ungarn 
gekündigt. 

Durch Meldungen über die Gegenſtände des Streites zwiſchen den 
beiden Regierungen wurden die Parteien des Abgeordnetenhauſes 
beunruhigt und zu Abwehrkundgebungen veranlaßt, wie im Juni 
1876 auf dem Parteitag der Fortſchrittspartei in Wiener⸗Neuſtadt. 
Die Beſorgnis wuchs aber zur offenen Empörung, als die „Neue 
Freie Preſſe“ im November das geplante neue Statut für die 
öſterreichiſche Nationalbank veröffentlichte, das ſo beſchaffen war, 
daß es ſogar die Bank ſelbſt ablehnen mußte. Beide Regierungen 
baten den Kaiſer um ihre Entlaſſung, doch es wurde weiterver⸗ 
handelt. Am 23. April 1877 gelangte endlich ein verbeſſertes Bank⸗ 
ſtatut auf den Tiſch des Abgeordnetenhauſes. Im Jahre 1867 
waren Zis⸗ und Transleithanien über die Bankfrage leicht hinweg⸗ 
geglitten, jetzt aber geſtalteten ſich die Verhandlungen ungemein 
ſchwierig, weil Tisza den Einfluß Ungarns auf das Unternehmen 
wollte. Tatſächlich wurde durch das neue Bankſtatut der Grund⸗ 
ſatz des Dualismus in der Leitung des Unternehmens zum Aus⸗ 
drucke gebracht: die nunmehrige Sſterreichiſch⸗ungariſche Bank mußte 
fh ihrem Generalrate Ungarn eine Vertretung ſichern. Im Unter⸗ 
hauſe und im Herrenhauſe ſetzte man der Regierung heftig zu; 
im Parlamente bedeutete der Sprechminiſter Unger der Oppoſi⸗ 
tion, daß ſie ſelbſt die Führung übernehmen möge. Dr. Giskra, der 
im Abgeordnetenhauſe als Berichterſtatter der Mehrheit des Aus⸗ 
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gleichsausſchuſſes wirkte — Dr. Schaup vertrat die Minderheit —, 
bat das Parlament, „das kleinere übel von zwei übeln“ — dem der 
Annahme oder Ablehnung — zu wählen. Die Abſtimmung vom 
21. November 1877 über das Eingehen in die Spezialdebatte iſt 
ſehr intereſſant; wir ſehen Arm in Arm mit Greuter Dr. Kopp, 
mit Hohenwart Dr. Menger, mit Lienbacher Magg, mit Prazak 
Schönerer und Kronawetter für die Vertagung der Beratungen ſtim⸗ 
men. Schließlich wurde das Bankſtatut nach ſchier endloſen Debat⸗ 
ten und Fährlichkeiten vom Abgeorduetenhauje am 8. Februar 1878 
doch angenommen. Charakteriſtiſch war die Behandlung der „80 
Millionen⸗Schuld“. Dieſen Betrag ſchuldete der Staat der Bank 
aus der abſolutiſtiſchen Ara her. Beim erſten Ausgleiche wurde die 
Ordnung der 80 Millionen⸗Schuld ausgeſchaltet. Nun aber be⸗ 
harrte Ungarn auf dem Standpunkte, daß dieſer Betrag lediglich 


Oſterreich belaſte, obgleich er, wie ſchon erwähnt, vor der dualiſti⸗ | 


ſchen Evoche vom Geſamtſtaate verwendet worden war. Nach Über⸗ 
windung unſäglicher Schwierigkeiten brachte es die öſterreichiſche 
Regierung dahin, daß ſich Ungarn bereit erklärte, 30% vom Tage 
der Fälligkeit der Schuld ab in 50 gleichen un verzinslichen Jahres- 
raten zu vergüten. 

Am 10. November 1877 legte die Regierung den allgemeinen 
Zolltarif für das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet dem Parla⸗ 


mente vor. Ihm hatten die Schutzzöllner und der Fiskus Pate ge⸗ 


ſtanden. Wohl fanden im Abgeordnetenhauſe lange theoretijche Er⸗ 
örterungen über Schutzzoll und Freihandel ſtatt, den Stein des 
Anſtoßes bildeten jedoch hauptſächlich die ſtarken Erhöhungen der 
nur dem Fiskus zugute kommenden Zölle. Für Kaffee wurden ſtatt 
16 Gulden 24, für Tee jtatt 311¼ Gulden 50, für Petroleum ſtatt 
1½ Gulden 2 Gulden gefordert; Heringe z. B., die früher zollfrei 
eingeführt werden konnten, ſollten mit 2 Gulden Zoll belaſtet wer⸗ 
den. Hinter den Finanzzöllen ſtand die ungariſche Regierung, die 
bei den eigentümlichen Verrechnungsmethoden und Verbrauchsver⸗ 
hältniſſen den Vorteil hatte, daß die umſtrittenen Poſitionen der Be⸗ 
völkerung Ungarns größere Vorteile als Laſten brachten. Die Geg⸗ 
nerſchaft gegen die Finanzzölle — am 24. November 1877 ſprachen 


ſich die Gruppen der liberalen Linken noch für die Ablehnung der 


drückenden Lebensverteuerungszölle aus — zwang die Regierung 
Auersperg, um ihre Entlaſſung anzuſuchen, denn Tisza wollte nicht 
nachgeben. Der Kaiſer berief die Führer der liberalen Oppoſition 
zu ſich und ſtellte es ihnen anheim, ein neues Miniſterium zu bil⸗ 
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den. Dazu gebrach es ihnen jedoch an Mut, und ſo blieb dem Mon⸗ 
archen nichts anderes übrig als das Miniſterium Auersperg am 
4. Februar 1878 neuerlich im Amte zu beſtätigen. In der Zoll⸗ 
tarifdebatte Mitte Februar waren Generalredner: Skene pro und 

Auſpitz contra und beide galten damals als Liberale. Das Abge⸗ 
ordnetenhaus nahm verſchiedene Zollherabſetzungen vor; als jedoch 
das Herrenhaus die Zollpoſitionen der Regierung bewilligt hatte, 
fügte ſich auch das Unterhaus am letzten Maitag 1878. 

Nicht weniger umſtändlich waren die Verhandlungen über die 
Quote, über die Verzehrungsſteuern und über die Rück⸗ 

vergütung der Verzehrungsſteuern auf Waren, die über die Grenze 
gingen. Ungarn wollte nur 290% zum gemeinſamen Haushalt bei⸗ 
tragen, Oſterreich verlangte 31/10 % (ausſchließlich der Vergütung 
für das Militärgrenzgebiet); zuletzt blieb es jedoch beim alten Schlüſ⸗ 
ſel: 30 zu 70, beziehungsweiſe (wenn man die Militärgrenz⸗Ver⸗ 
gütung einrechnet): 31¼1jͤ zu 688/10. Exit im Juni 1878 war der 
wirtſchaftliche Ausgleich geborgen. 

Durch die neuen Abmachungen wurden die Beziehungen zu Un⸗ 
garn alles eher denn gebeſſert; die Mißſtimmung über die 1867er 
Einrichtungen nahm zu. Man fühlte, daß Oſterreich der Geſamt⸗ 

ſtaatsidee zuliebe die Rolle des Parias aufgedrängt worden war. Die 
radikaleren Elemente predigten nun eifrig den Übergang zur Per⸗ 
ſonalunion. Beſonders ungehalten zeigte man ſich über das zwei⸗ 
gliedrige Reichsparlament, über die Delegationen. In ihnen 

verkörperte ſich die formelle Gleichheit der beiden Reichshälften, die 
auf Ungerechtigkeiten aufgebaut war, weil ſie ungleiche Laſten zur 

Vorausſetzung hatte. Dazu kam noch der Umſtand, daß die 40 Dele⸗ 
gierten, die das Abgeordnetenhaus in die öſterreichiſche Delegation 
entſendet, länderweiſe zu wählen ſind, ſo daß die Minderheitspar⸗ 
teien verkürzt werden. Nichts lag daher näher als der Gedanke, 
hier den Hebel anzuſetzen. Der Abgeordnete Fux hatte ſchon im 
November 1874 einen hierauf bezüglichen Antrag geſtellt. Im Ok⸗ 
tober 1876 wiederholte der Abgeordnete Sturm dieſe Anregung. 
Aber die Scheu, an dem 1867er Ausgleiche Umgeſtaltungen vor⸗ 
zunehmen, überwog die Anderungsluſt. Ein Jahr ſpäter ſagte der 
Abgeordnete Dr. Magg anläßlich der Bankdebatte unter Zuſtim⸗ 
mungsrufen, daß die Delegationen „ein Zerrbild einer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Einrichtung ſeien“, und er verſicherte, daß ein angeſehener 
norddeutſcher Politiker erklärt hätte, ſie wären mehr ein Faſtnachts⸗ 
ſcherz als eine ernſte politiſche Geſtaltung. 
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In der zweiten Hälfte der 70er Jahre nahm die auswärtige 
Politik das Intereſſe der breiten Offentlichkeit in hohem Maße 
in Anſpruch. Graf Julius Andraſſy hatte Oſterreich⸗Ungarn aus 
der beengenden Vereinſamung befreit, denn bei der Zuſammenkunft 
der Kaiſer von Deutſchland, Oſterreich und Rußland und der Mi⸗ 
niſter Bismarck, Andraſſy, Gortſchakoff, die zwiſchen dem 5. und 
12. September 1872 in Berlin ſtattfand, wurde der Grundſtein zu 
einer Allianz, zum Dreikaiſerbündniſſe, gelegt. Doch nicht lange 
ſollte ſich über Europa ein heiterer Himmel wölben. Im Oſten 
gärte es unheimlich. Rußland brannte vor Begierde als Befreier 
der ſlawiſchen Völker nach Konſtantinopel zu ziehen; es unterſtützte 
die Unzufriedenen, es förderte den Aufruhr gegen die Türkei. Im 
Jahre 1875 erhoben ſich Bosnien und die Herzegowina, Serbien 
und Montenegro folgten nach. Die ganze flawiſche Welt wurde 
von dieſen Ereigniſſen mächtig ergriffen, während die Türken mit 
der Strenge der Verzweiflung in den aufſtändiſchen Gebieten wüte⸗ 
ten. Am 8. Juli 1876 kamen Kaiſer Franz Joſef und Zar Alex⸗ 
ander II. in Reichſtadt zuſammen. Trotz des kurzen Beiſammenſeins 
der beiden Monarchen wurden für die Orientpolitik wichtige Ver⸗ 
einbarungen erzielt. Für den Fall, daß die Türkei die aufrühre⸗ 
riſchen Balkanfürſtentümer beſiegen ſollte, beſchloß man dahin zu 
wirken, daß in den Beſitz⸗ und Rechtsverhältniſſen keine Anderung 
Platz greife. Für den Fall einer Niederlage des osmaniſchen Reiches 
traf man jedoch die Beſtimmung, daß Serbien durch einige bos⸗ 
niſche Diſtrikte, Montenegro durch einen herzegowiniſchen Gebiets⸗ 
teil zu entſchädigen wären. Alle übrigen Teile Bosniens und der 
Herzegowina hätten Öfterreich-Ungarn zuzufallen. Rußland ſicherte 
ſich Beſſarabien und die Bewegungsfreiheit nach Aſien hin. Vorerſt 
aber verſprachen ſich die beiden in Reichſtadt verſammelten Monar⸗ 
chen neutral zu bleiben und die Entſcheidung auf dem Kriegsſchau⸗ 
platze auf der Balkanhalbinſel abzuwarten. Doch die Aktionspartei 
in Rußland drängte zur Herausforderung der Türkei, zur Errin⸗ 
gung der vermeintlichen baldigen Erfolge im Kampfe mit dem 
„kranken Manne“, der ſich freilich gerade damals wieder lebens⸗ 
ſtark zeigte. Kurz vor dem Ausbruche des Ruſſiſch⸗Türkiſchen Krieges 
ſetzte man ſich von St. Petersburg aus noch mit der Habsburger⸗ 
mostarchie in Verbindung. Durch eine geheime Konvention, die im 
Januar 1877 in Budapeſt abgeſchloſſen wurde, verpflichtete ſich 
Oſterreich⸗Ungarn zur Beobachtung einer wohlwollenden Neutrali⸗ 
. tät und zur diplomatiſchen Unterſtützung des Zarenreiches. Hierfür 
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erhielt es Rußlands Zuſtimmung dazu, daß es Bosnien und die 
Herzegowina — dorthin waren die Blicke des Grafen Andraſſy 
zielbewußt gerichtet — nach freiem Ermeſſen militäriſch beſetzen 
könne.!) Ende April 1877 ahm der Krieg zwiſchen Rußland und 
der Türkei ſeinen Anfang. Im Dezember 1877 fiel das von Osman 
Paſcha tollkühn verteidigte Plewna, und am 3. März 1878 kam 
der Friede von San Stefano zuſtande. 

Die Geſchehniſſe auf der Weltbühne wurden auch im Wiener 
Parlamente zur Sprache gebracht. 1876 beteuerte Graf Andraſſy 
in der öſterreichiſchen Delegation, daß er an eine Okkupation 
im Oſten nie gedacht habe, dieſe hätte wenig Sinn. Im Oktober 
1876 wurde die öſterreichiſche Regierung von 112 liberalen Abge⸗ 
ordneten befragt, ob ſie ihren Einfluß gegen die Erwerbung frem⸗ 
den Gebietes zur Geltung bringe. Die jlawijchen Volksſtämme ließen 
durch Fanderlik eine Interpellation überreichen, in der der Regie⸗ 
rung nahegelegt wurde, dahin zu wirken, daß auf der Balkan halb⸗ 
inſel „ein den Intereſſen des Reiches und den lebhaften Wünſchen 
ſeiner Slawen entſprechender, die chriſtliche Bevölkerung der Bal⸗ 
kanhalbinſel befriedigender politiſcher Zuſtand“ eintrete. Fürſt Adolf 
Auersperg beantwortete dieſe Interpellation und bemerkte: „Die 
Politik der Monarchie iſt vor allem auf die Erhaltung des Friedens 
gerichtet, wodurch ein Streben nach Erwerbung fremden Gebietes 
von ſelbſt ausgeſchloſſen iſt.“ Graf Andraſſy hat bis zum letzten 
Augenblicke Verſtecken geſpielt. Er wollte und er durfte vielleicht 
auch ſeine wahren Abſichten nicht enthüllen. In den Kreiſen der 
Liberalen roch man jedoch die Lunte, und Dr. Giskra ebenſo wie 
Dr. Herbſt führten mit ſcharfer Zunge den Kampf gegen die Ein⸗ 
miſchung Oſterreichs. Die deutſchliberalen Politiker und die deutſch⸗ 
liberale Preſſe waren ſchon aus nationalen Erwägungen jedem 
Zuwachſe zur ſlawiſchen Bevölkerung abgeneigt; ſie kümmerten ſich 
nicht um die Stimmung in den Hofkreiſen, in der Diplomatie und 
im Militär, das auf die Entſchlüſſe des Monarchen ſtärkeren Einfluß 
gewann. Deſto angelegentlicher ſetzten ſich die klerikalen Politiker 
und Blätter für die ereignisvollen Maßnahmen ein, die Graf Andraſſy 
im geheimen vorbereitete. Das Wiener „Vaterland“ legte in vie⸗ 
len Artikeln die Notwendigkeit der Okkupation dar und dieſe Kund⸗ 
gebungen blieben maßgebenden Ortes nicht unbemerkt. Der große 
Reformkaiſer Joſef II. war von der Abwehr zum Angriff gegen d den 


1) Auguſt Fournier, Wie wir zu Bosnien kamen. Wien 1909. 
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Oſten übergegangen, und der Drang dahin mußte in einer Zeit 
um ſo lebhafter werden, in der die Monarchie nach allen anderen 
Seiten mit unüberſteigbaren Mauern abgeſchloſſen ſchien. Kaiſer 
Franz Joſefs Ehrgeiz, Graf Andraſſys Tatenluſt vereinigten ſich; 
wer mit ihnen ging, konnte vieles erreichen; wer wider ſie auftrat, 
ſchuf ſich folgenſchwere Gegnerſchaft. Die Deutſchliberalen waren 
zwar nicht einheitlich gegen die Regierungspolitik, wohl aber der 
Mehrheit nach. Dies zeigte ſich ſehr deutlich im März 1878 in der 
öſterreichiſchen Delegation. Graf Andraſſy hatte einen außerordent⸗ 
lichen Kredit von 60 Millionen Gulden beanſprucht, um mit größe⸗ 
rem Anſehen nach Berlin zum Kongreſſe fahren zu können. In der 
Debatte polemiſierten Liberale gegen Liberale, und der Tiroler Kleri⸗ 
kale Greuter ſpottete in ſeiner Weiſe, daß die „alte Garde“, die 
ſich ſeinerzeit nach dem „Krache“ für die 80 Millionenſtaatshilfe ſo 
ſehr echauffiert hatte, jetzt die Taſchen zugeknöpft halte, obgleich 
der liberale Miniſter ſagte, daß er die 60 Millionen haben müſſe. 
„Ganz Oſterreich“ — rief er den ſtörrigen Liberalen zu — „über⸗ 
geben Sie ihm voll Vertrauen, aber 60 Millionen nicht.“ Als Ge⸗ 
neralredner ſtanden einander der ſarkaſtiſche Profeſſor Herbſt und 
der philoſophiſche Profeſſor Sueß gegenüber, zwei Männer, die po⸗ 
litiſch eng befreundet waren. Sueß ſagte mit ſchönem Schwung: 
„Wir wollen, daß Oſterreich ein entſcheidendes Wort auf dem Kon⸗ 
greſſe ſpreche, und wir wollen nicht, daß unſer Miniſter als ein 
Baum erſcheine, der ſeiner Wurzeln nicht ſicher ſei.“ Bei der na⸗ 
mentlichen Abſtimmung gaben die Delegierten des Herrenhauſes den 
Ausſchlag; mit 39 gegen 20 Stimmen wurde der Kredit bewilligt. 
Unter den ablehnenden Delegierten finden wir Giskra, Herbſt, Ku⸗ 
randa, Groß, Ernſt von Plener, Dr. Sturm, Karl Wolfrum und 
Ernſt von Kellerſperg, um nur die Bekannteſten zu nennen. 

Vom 13. Juni bis zum 13. Juli 1878 währte der Berliner 
Kongreß, auf dem Sſterreich ſein europäiſches Mandat zur 
Beſetzung Bosniens und der Herzegowina erhielt. Am 14. Mai hatte 
Adolf Auersperg noch beharrlich das Vorhandenſein von Okku⸗ 
pationsabſichten geleugnet. Ende Juli rückte Freiherr von Philip⸗ 
povich mit den öſterreichiſch⸗ungariſchen Regimentern über die Save; 
im Oktober war die militäriſche Beſetzung Bosniens und der Herze⸗ 
gowina beendet: ſie hatte der Monarchie an Toten und Verwundeten 
179 Offiziere und 5000 Mann gekoſtet. 

Selbſt vor der Tatſache der Okkupation wollten ſich die Deutſch⸗ 
liberalen nicht beugen. Ihr Widerſtand gegen die innere und äußere 
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Politik der liberalen Miniſter machte ſie und das liberale Re⸗ 
gime unmöglich und führte zum Zuſammenbruche eines Syſtems, 
das von Tauſenden unter Millionen jubelnd willkommen geheißen 
worden war und das nun Millionen gleichgültig ſtürzen ſahen. Eine 
neue Zeit brach an, neue Sorgen und Kämpfe ſetzten ein; neue 
Männer mit neuen Prinzipien kamen zur Macht. Sie waren nicht 
bedeutender, nicht größer als ihre Vorgänger, ſie hatten nur den 
Vorzug, unverbraucht zu ſein. Von ihnen wurde eine ereignis⸗ 
ſchwere Achſenverſchiebung in der Politik des Staates vorgenom⸗ 

men: da, wo bisher das deutſche Großbürgertum herrſchte, machten 
ſich nun die Feudalen im Bunde mit den „kleinen Männern“ aus 
dem Volle breit. 

Am 5. Juli 1878 hatte das Miniſterium Aue t e um 
ſeine Entlaſſung gebeten. Der Miniſter des Innern Baron 
Laſſer, die Seele der Regierung, wurde ſogleich verabſchiedet, denn 
ſeine überarbeiteten Nerven zwangen ihn zur Ruhe. Sein Austritt 
wurde von den Liberalen beklagt; ſie ſtimmten Lobeshymnen an. 
Froſtig blieben jedoch die Gegner. Das Wiener „Vaterland“ wünſchte 
nur, daß des Miniſters Villa, die einer von den Männern der Grün⸗ 
dungsära erbaut hatte, dauerhafter und ſicherer ſein möge als die 
anderen Bauten dieſes Architekten ... Am 22. Oktober, am Tage 
der Parlamentseröffnung, gelangte i im Abgeordnetenhauſe ein kai⸗ 
ſerliches Handſchreiben zur Verleſung, das die Annahme des Ent⸗ 
laſſungsgeſuches der Regierung anzeigte und das Miniſterium bis 
zur Berufung der neuen Miniſter mit der Fortführung der Ge⸗ 
ſchäfte betraute. Die Würfel waren gefallen. Fürſt Adolf Auers⸗ 
perg beklagte ſich in einem Privatgeſpräche, das jedoch veröffent⸗ 
licht wurde, ſehr bitter über die Verhältniſſe innerhalb der eigent⸗ 
lichen Regierungsparteien; dabei ſoll er auch einzelne Abgeordnete 
der Käuflichkeit bezichtigt haben. Profeſſor Dr. Herbſt war damals 
vom Kaiſer in einer mehr als zweiſtündigen Audienz empfangen 
worden; wahrſcheinlich erging an ihn der Ruf, ſelbſt an die Spitze 
des Miniſteriums zu treten.!) Vergeblich! Mit einem 1 ai 
M konnte die liberale Ara nicht ausklingen. 


1) Eduard von Wertheimer, Graf Julius Andraſſy. III. Stuttgart 1913. 
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Durch das Privilegienwahlrecht war das Selbſtbeſtimmungsrecht 
des Volkes auf eine dünne Schicht des Bürgertums beſchränkt. 
Die politiſchen Regungen der Maſſen wirkten nur ſchwach auf den 
Reichsrat zurück, und in den Landtagen verhallte die Stimme der 
Menge faſt ganz ungehört. So mußte auch die Arbeiterbewegung, 
die in den 60er Jahren in Fluß kam, ein abgeſondertes Leben führen; 
das Proletariat konnte auf die Geſtaltung der Verhältniſſe keinen 
unmittelbaren Einfluß nehmen und es griff bloß mit einigen Peti⸗ 
tionen und Demonſtrationen in die Entwickelung der Geſchichte ein. 
Das neue Vereins- und Verſammlungsrecht, das am 1. Januar 1868 
in Kraft trat, gab der Arbeiterſchaft die Mittel in die Hand, ſich zu 
organiſieren. An der Wiege der Arbeiterbewegung ſtanden zwei 
Geſtalten und Ideen: Schulze⸗Delitzſch, der Mann der 
„Selbſthilfe“, und Ferdinand Laſſalle, der Verfechter der 
„Staatshilfe“. Die Laſſalleaner waren zuerſt auf dem Plan. 
Der Tiſchler Hermann Hartung aus Hannover gründete mit einigen 
Handwerkersſöhnen den Wiener Arbeiterbildungsverein, deſſen kon⸗ 
ſtituierende Verſammlung am 15. Dezember 1867 vor ſich ging. 
Die Anhänger Schulze⸗Delitzſch', denen der liberale Dr. Max Men⸗ 
ger, Dr. Schrank und Keßler zur Seite ſtanden, ſchritten gleichfalls 
an die Gründung eines Vereins. Am 12. Januar 1868 fand im 
„Univerſum“ eine von 3000 Perſonen beſuchte Verſammlung ſtatt, 
die von den „Selbſthilflern“ einberufen worden war. Doch auch 
die Laſſalleauer hatten ſich eingefunden, und ihren Führern gelang 
es, die Anweſenden mit ſich fortzureißen. Trotz dieſes Mißerfolges 
wurde ein Verein „Selbſthilfe“ gegründet, der nach dem erſten hal⸗ 
ben Jahr 1100 Mitglieder zählte.“) Die Arbeiterbewegung griff 
nun raſch um ſich. Im Jahre 1869 gab es außer in Wien noch in 
den Landeshauptſtädten Brünn, Graz, Salzburg, Innsbruck, Trieſt 
und in vielen Provinzorten Arbeiterbildungsvereine. Auch gewerk⸗ 
ſchaftliche Fachorganiſationen ſchoſſen aus dem Boden empor. Ihre 
Anhänger ſpalteten ſich gleichfalls i in Selbſthilfler und Staatshilfler; 
allein die letzteren gewannen immer größeres Anſehen. 

Unter den Anhängern Laſſalles hatte neben Andreas Scheu 
Heinrich Oberwinder maßgebenden Einfluß; ſein Ideal war mehr 

1) Julius Deutſch, Geſchichte der öſterreichiſchen Gewerkſchaftsbewegung 
bis zur Gegenwart. Wien 1908. 
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eine ſtark demokratiſche, von den Arbeitern und dem Kleingewerbe 
getragene Partei als eine exkluſive Klaſſenorganiſation. Die Abge⸗ 
ordneten des liberalen Großbürgertums verhielten fih im all-emei- 
nen entſchieden ablehnend, wenngleich einige Angehörige dieſes In⸗ 
tereſſenk eiſes der jungen proletariſchen Bewegung aufrichtige 
Zuneigung bewieſen. Die Abgeordneten Dr. Roſer, Dr. Rech⸗ 
bauer, Graf Chriſtian Spiegel und der wackere Gemeinderat Steudel 
müſſen hier genannt werden. Die Barone Villa⸗Secca, Walters⸗ 
kirchen und Fürſt Camillo Starhemberg ſtanden den Führern der 
Arbeiterbewegung ebenfalls nahe. Dagegen bekämpften die Kleri⸗ 
kalen die Arbeiterpartei auf jede Weiſe, und die Feudalen ſuch⸗ 
ten ihre Minen zu legen. Pater Florencourt, der Redakteur des 

„Vaterlands“, bemühte ſich, eine föderaliſtiſche Arbeiterpartei ins 
Leben zu rufen, und Pfeiffer und Baudiſch gingen ans Werk. Daß 
ihre übrigens unbedeutende Neuorganiſation dem Anarchismus zu⸗ 
neigte, genierte die Feudalen nicht.!) So war es mit der Gruppe 
beſtellt, aus der ſpäter die Sozialkonſervativen hervorſproſſen. Auch 
das Bürgerminiſterium verkannte ſeine Aufgabe; Dr. Giskras 
hochmütige Arbeiterfeindlichkeit ließ ſich wohl nicht mehr überbie⸗ 
ten. Zum Abgeordneten Roſer ſagte der kurzſichtige Miniſter des 
Innern, für den die ſoziale Frage bei Bodenbach aufhörte: „Ich 
habe keine Rückſicht zu nehmen auf das Dutzend Schwätzer, das 
beim „Zobel“ (Gaſthaus) Vorſtellungen gibt.“ Zu einer Arbeiter⸗ 
abordnung, die im Mai 1868 bei Dr. Giskra erſchien, um das all⸗ 
gemeine Wahlrecht zu fordern, meinte der Miniſter: „Glauben Sie 
nicht, daß wir in Oſterreich eine Pöbelherrſchaft einführen werden, 
wo das Proletariat mit der Mütze auf dem Kopfe und der Pike in 
den Händen in den Sitzungsſaal ſtürmt!“ 

Die Einſichtsloſigkeit der Regierung trieb das Proletariat auf die 
Gaſſe. Am 13. Dezember 1869 marſchierten etwa 20000 Ar⸗ 
beiter, militäriſch geordnet, ſchweigſam und ernſt vor das Abge⸗ 
ordnetenhaus, um die raſcheſte Gewährung des unbeſchränkten 
Koalitionsrechtes, das ſich für die Durchführung von Lohnkämpfen 
als unerläßlich erwies, und unter anderem auch das allgemeine 
Wahlrecht zu fordern. Am nächſten Tage überreichte der Juſtizmini⸗ 
ſter Dr. Herbſt dem Abgeordnetenhauſe eine Regierungsvorlage über 
das Koalitionsrecht, die am 7. April 1870 Geſetz wurde. Dem Drän⸗ 
gen des Herrenhauſes folgend, übergab die Regierung aber auch 


1) Heinrich Oberwinder, Sozialismus und Sozialpolitik. Wien 1887. 
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die Petition der Arbeiter der Wiener Staatsanwaltſchaft, und am 
23. Dezember wurden die Führer in Haft genommen; nur Hartung 
gelang es, zu flüchten. In der Denkſchrift, die der Regierung am 
13. Dezember überreicht worden war, lautete der Schlußſatz: „Soll⸗ 
ten die erwähnten Forderungen in dieſer Reichsratsſeſſion nicht be⸗ 
rückſichtigt werden, ſo dürfte es möglich ſein, daß das Volk wieder⸗ 
holt und in größeren Mengen erſcheint, um ſeinen Willen kundzu⸗ 
geben.“ Und dieſe Bemerkung gab die Veranlaſſung zu einer Un⸗ 
terſuchung, aus der ſich ein tendenziös geführter Hochverrats⸗ 
prozeß entwickelte. Die Handhabe mußte die Teilnahme von vier 
öſterreichiſchen Sendlingen am Eiſenacher Kongreſſe der reichsdeut⸗ 
ſchen Sozialdemokratie bieten. Von den Angeklagten waren — mit 
Ausnahme eines Fünfzigjährigen — zehn noch nicht dreißig Jahre 
alt; vier von ihnen ſtanden zwiſchen 21 und 24 Jahren. Zwei 
Ausländer, Moſt und Oberwinder, befanden ſich auf der Anklage⸗ 
bank. Alle bekannten ſich als Sozialdemokraten. Das Urteil vom 
14. Juli 1870 verhängte über Oberwinder ſechs, über Moſt, Scheu 
und Papſt fünf Jahre ſchweren Kerkers. „Was iſt denn“, fragte ein 
bürgerliches Blatt, der Wiener „Wanderer“, „unter den Segnungen 
des geltenden Strafgeſetzes nicht Hochverrat?“ :!) Am 30. Juli 
1870 — Graf Potocki war damals Miniſterpräſident — wurde mit 
der Drangſalierung der Arbeiterorganiſationen begonnen. In Wien 
verfielen 26 Fachvereine der Auflöſung, und in den Provinzen 
wurde ebenſo rückſichtslos verfahren. 

Die Arbeiterorganiſationen waren vernichtet. Doch unter der Re⸗ 
gierung Hohenwart-Schäffle, die den Arbeiterführern ihre 
Freiheit wiedergab, erblühten die Vereine aufs neue. Das Prole⸗ 
tariat faßte zur Regierung Zutrauen, und im Februar 1871 ſchrieb 
der Wiener „Volkswille“: „Man gewähre das allgemeine direkte 
Wahlrecht ohne reaktionäre Zutaten, und wir ſind bereit, die Re⸗ 
gierung mit der ganzen uns zu Gebote ſtehenden Macht zu unter⸗ 
ſtützen.“ Allein das Miniſterium ging auf dieſes Angebot der Laj- 
ſalleaner nicht näher ein. In den nächſten Jahren traten unter den 
Häuptern der Arbeiterſchaft perſönliche Zwiſtigkeiten zutage: 
Oberwinder war die bedeutendere, Scheu die rückſichtsloſere Perſön⸗ 
lichkeit. Gegen Oberwinder wurden unbegründete Verdächtigungen 
erhoben, die trotzdem ihre Wirkung nicht verfehlten. Als es Scheu 
gelungen war, den „Volkswillen“ auf ſeine Seite zu bekommen, 


1) Heinrich Scheu, Erinnerungen. Wien 1912. 
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und als eine Ehrenbeleidungsklage, die Oberwinder am 12. März 
1874 in Wiener⸗Neuſtadt gegen Scheu durchführte, mit einem Frei⸗ 
ſpruche endete, war die Stellung Oberwinders erſchüttert. In einer 
Arbeiterverſammlung, die am 22. März 1874 abgehalten wurde, 
ward Oberwinder allerdings das Vertrauen ausgeſprochen, aber 
Scheus Anſehen hatte doch gewaltig zugenommen. Immerhin blieb 
die Wiener Arbeiterſchaft noch einige Jahre geſpalten. Erſt am 
7. Juli 1877 fand eine Verbrüderung ſtatt. Andreas Scheu war 
jetzt Alleinherrſcher. 

Merkwürdig verlief die Arbeiterbewegung im tſchechiſchen 
Volke. Am 1. Dezember 1867 erſchien in Prag das Blatt „Delnik“ 
(Der Arbeiter), deſſen Redakteur Dr. Franz L. Chleborad nur 
wenige Jahre an der Spitze der Arbeiterſchaft ſtand. Das Pro⸗ 

gramm dieſes Blattes war ganz nebelhaft: die Urſache des Elends 
wurde im deutſchen Kapital geſucht. Die tſchechiſche Bewegung be⸗ 
herrſchten bald die Ideen Schulze⸗Delitzſch'. Am 1. März 1868 trat 
in Prag ein Konſumverein „Oul“ (Bienenſtock) ins Leben, der 
Dr. Chleborad ſein Entſtehen verdankte. Für die jugendliche Ar⸗ 
beiterbewegung war bezeichnend, daß ſich eine Deputation an den 
Kardinal Fürſten Schwarzenberg mit der Bitte wandte, die Tätig⸗ 
keit des Vereines mit einem Hochamte zu eröffnen. An die kirch⸗ 
liche Zeremonie ſchloß ſich ein Bankett im Sofienſaale an, bei dem 
Palacky, Rieger, die beiden Gregr und viele Fabrikanten anweſend 
waren. Die erſte Arbeiterverſammlung auf der Kaiſerwieſe bei Smi⸗ 
chow eröffnete Chleborad „im Namen des dreieinigen Gottes und 
der heiligen Patrone Böhmens“. Die Konſumvereine verbreiteten 
ſich ſehr raſch; allein ſie wurden ſchlecht geleitet und gingen ſchnell 
zugrunde. Im Jahre 1869 ſah ſich auch Chleborad gezwungen, 
auf ſeine Obmannſtelle im „Oul“ zu verzichten. Der Verein ſelbſt 
konnte ſich notdürftig bis 1875 erhalten, um ſich dann mit 60000 
Gulden Schulden aufzulöſen. Zu den Nachfolgern des Dr. Chlebo⸗ 
rad in der Führerſchaft gehörten die beiden Journalisten Sabina 
und Barak, zwei Vertreter der nationalen Demokratie. Im Ja⸗ 
nuar 1872 gab Barak eine neue „Arbeiter⸗Zeitung“ (Dölnicks listy) 
heraus. Damals wurde noch die Vereinigung der Arbeiter mit 
der jungtſchechiſchen Partei befürwortet. Doch ſchon nach einem hal- 
ben Jahre verließ Barak die Redaktion des Blattes, die ſich kurz 
darauf als ſozialdemokratiſch deklarierte. !) Zwiſchen der Arbeiter⸗ 

1) Wochenſchrift „Die Zeit“, NIV. Wien 1900: F. Soukup, Die 
tſchechiſche e. 


3 * 


32 IV. Das Übergangsminiſterium 


ſchaft und dem Kleinbürgertum war ein Riß entſtanden. Im Jahre 
1871 hatten 67 Prager Handwerksgenoſſenſchaften an den Statt⸗ 
halter Koller das Erſuchen gerichtet, für den Prager Magiſtrat 
das Strafrecht gegenüber den ſtreikenden Arbeitern zu erwirken, 
und ſpäter wurde zur Beilegung eines Streikes in die tſchechiſchen 
Bauern und Handwerkern gehörenden Zuckerfabeiken ſogar Militär 
gerufen.!) Dieſe Erfahrungen drängten das Proletariat nach links, 
das dem deutſchen Beiſpiele zu folgen begann und ſich im Sinne 
Laſſalles ſelbſtändig machte. Am 7. April 1878 wurde endlich 
von 20 Männern in dem Gaſthauſe zur „heiligen Margareta“ bei 
Prag die tſchechiſche ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei begründet.) 

Durch kleine und kleinliche Plackereien der Behörden gehemmt, 
durch die zeitweilige Ungunſt der wirtſchaftlichen Verhältniſſe be⸗ 
hindert, durch die mangelhafte Bildung der Maſſen aufgehalten, 
vermochten ſich die Organiſationen des Proletariats nur ſchwer 
durchzuſetzen. Dennoch gab es 1879 in Wien 38, in ganz Oſterreich 
209 verſchiedene Arbeitervereine; darunter waren: 33 allgemeine 
Kranken⸗ und Unterſtützungsvereine, 22 Brancheunterſtügungsver⸗ 
eine, 79 Bildungsvereine, 62 Gewerkſchaften und 13 Bauernor⸗ 
ganiſationen. Auch gab es bereits mehrere politiſche Arbeiterblätter 
und Fachzeitſchriften. 

Auf dem Leidenswege, der den Arbeitervereinen beſchieden war, 
hatte das Proletariat noch nicht die letzte Station erreicht. Schwere 
Tage ſtanden ihm bevor, harte Kriſen mußten noch überwunden 
werden. Doch man konnte die Arbeiterbewegung nicht mehr über⸗ 
ſehen, ſie war ein Faktor geworden, den man ins Kalkül ziehen 
mußte. Aber wer nach außen wirken will, muß erſt die innere 
Unreife überwinden, und dieſer Läuterungsprozeß füllt das nächſte 
Jahrzehnt der ereignisſchweren Geſchichte der Arbeiterbewegung aus. 


IV. Das übergangsminiſterium. 


Lange ließ die Krone auf ihre Entſcheidung über das Entlaſſungs⸗ 
geſuch warten, das Fürſt Auersperg im Juli 1878 im Namen 
der öſterreichiſchen Regierung überreicht hatte. Anfangs Oktober 
richtete der Regierungschef an den Kaiſer die Frage, ob er das Bud⸗ 


1) „Der Kampf“, I, Wien: Anton Nemec, Proletariat, Demokratie und 
tſchechiſche Nation. 
2) „Arbeiter⸗Zeitung“, Wien, 5. April 1908 (Jubiläumsartikel). 
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get für das Jahr 1879 vorbereiten ſolle, ohne jedoch eine beſtimmte 
Antwort zu erhalten. Gleich nachher war der Herrſcher unerwartet 
auf ſeinem Gute in Gödöllö eingetroffen. Nach feiner Rückkehr 
empfing der Kaiſer die Abgeordneten Herbſt, Rechbauer, Sueß und 
andere in Audienz, um ihre Meinung über die Umgeſtaltung des 
e einzuholen. 
Vornehmlich dem Rate des Dr. Herbſt folgend, betraute der 
4 Monarch den bisherigen Finanzminiſter de Pretis mit der ſchwie⸗ 
rigen Aufgabe, für das müde Miniſterium Erſatz zu ſchaffen. Am 
1 23. Oktober berief Pretis die Abgeordneten der Verfaſſungspartei 
. und einige Dutzend Mitglieder des Herrenhauſes zu einer Beſpre⸗ 
chung, um mit ihnen Fühlung zu nehmen und um ihnen ſein 
Programm zu entwickeln. Die Annexion Bosniens und der Herze⸗ 
1 die gefürchtet wurde, ſollte ausgeſchloſſen bleiben, während 
die möglichſte Beſchränkung der durch die Okkupation erwachſenen 
been verſprochen ward. Aber ſelbſt die Beſetzung der durch den 
Berliner Vertrag zugewieſenen Gebiete hätte aufzuhören, ſobald 
die Bürgſchaften für die Erhaltung der Ruhe und Ordnung ge⸗ 
oben und die materiellen Erforderniſſe der Beſetzung gedeckt wären. 
j Ferner verlangte der Vertrauensmann der Krone die glatte An⸗ 
nahme des Budgets und die Bewilligung der proviſoriſchen Fort⸗ 
dauer des Wehrgeſetzes für ein Jahr. Kurze Zeit hierauf gaben 
die verſchiedenen Klubs ihre Meinung über den Verſuch des Mi⸗ 
niſſters Pretis bekannt. Der Abgeordnete Kopp lehnte die Unter⸗ 
ſtützung im Auftrage der Fortſchrittspartei rundweg ab. Auch der 
neue Fortſchrittsklub verhielt ſich trotz ſeines „vollen Vertrauens 
zu Pretis“ ablehnend. Nicht weniger ſchroff zeigte ſich das linke 
Zentrum. Herbſt hatte für ſeine Perſon ſchon bei der vorberei⸗ 
tenden Beſprechung erklärt, daß er die Bildung des Kabinetts durch 
Pretis im Prinzipe unterſtütze; ſollte dieſer jedoch mit der Politik 
des Grafen Andraſſy einverſtanden ſein, dann würde er einem Mi⸗ 
niſterium Pretis ſeine Hilfe nicht angedeihen laſſen. Das bedeutete 
nun nichts anderes als eine Ablehnung, denn der künftige öſter⸗ 
reichiſche Miniſterpräſident konnte unmöglich als Vertrauensmann 
des Kaiſers den Miniſter des Außern im Stiche laſſen, der im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit der Krone vorgegangen war. Übrigens hatte der 
Kaiſer kurz vorher in Budapeſt in einem Geſpräche geſagt: „Sie 
immer von der Politik Andraſſy, vergeſſen Sie nicht, das iſt 
meine Politik.“ Doch die Verfaſſungs partei wollte in ihrer Mehr⸗ 
heit keine * machen. Sie blieb ſtarr, trotzdem es beſſer 
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geweſen wäre, wenn ſie ſich ſchmiegſam gezeigt hätte. Die unange⸗ | 
nehmen Erfahrungen verſtimmten B.eti3 begreiflicherweije, und er- | 
ſtaunt fragte er die liberalen Politiker, ob jie kein Gewicht darauf le⸗ 
gen, abermals ein verfaſſungstreues Miniſterium zu erhalten. Das i 
wohl, war die Antwort, allein, wenn es ſich darum handle, Osterreich 
zugrunde zu richten, müſſe man anderen den Vortritt laſſen. So 
blieb de Pretis keine Wahl; er mußte ſein Mandat in die Hände des | 
Kaiſers zurücklegen.!) 

Der Reichsrat war mittlerweile am 22. Oktober 1878 zuſammen⸗ | 
getreten. Am Anfange des neuen Jahres fanden große Debatten 
ſtatt, bei denen es an hitzigen Zuſammenſtößen nicht fehlte. Die Be⸗ 
ratungen waren dem Berliner Vertrag gewidmet, und die 
Aufregung erwies ſich als höchſt unangebracht, weil man ja vor 
einem kait accompli ſtand. Allerdings wurde auch viel graue 
Theorie getrieben, denn der verfaſſungsmäßige Anſpruch des Parla⸗ 
ments auf die Unterbreitung der Staatsverträge erfuhr auf den ver⸗ 
ſchiedenen Seiten eine verſchiedene Auslegung. Als Berichterſtat⸗ 
ter der Mehrheit des Ausſchuſſes fungierte Profeſſor Sueß, die Min⸗ 
derheit vertrat Profeſſor Herbſt. Außerdem ergriffen fünfundzwan⸗ 
zig Redner das Wort, wobei die zwei Miniſter, die ſich an den Erör⸗ 
terungen beteiligten, nicht mitgerechnet ſind. Der liberale Abgeord⸗ 
nete Auſpitz ließ ſich von ſeiner Leidenſchaft ſo weit fortreißen, 
daß er dem im Saale nicht anweſenden Herbſt zurief, er hätte kein 
Recht, den Berliner Vertrag zu bekämpfen und auf die ſchlechte Fi⸗ 
nanzlage des Staates hinzuweiſen, denn niemand habe in den letzten 
fünf Jahren Oſterreichs Finanzen mehr geſchädigt als Herbſt mit 
ſeinen Reden und Anträgen zur Eiſenbahnſanierung. Dieſer per⸗ 
ſönliche Angriff war in der Zeit der guten Parlamentsſitten — man 
könnte ſagen: des politiſchen Stilgefühles — etwas Unerhörtes; die 
Gemüter vermochten ſich lange nicht zu beruhigen. Am 18. Januar 
hielt der Sprechminiſter Dr. Unger eine großangelegte Rede, in der 
er alle Künſte des gewandten Rhetorikers ſpielen ließ. Die unent⸗ 
wegten Gegner der Orientpolitik und ihrer Folgen machte er ſich 
nicht zu Freunden, als er die Auffaſſung ausſprach, daß der Berliner 
Vertrag der Zuſtimmung des Reichsrates nicht bedürfe und dagegen 
proteſtierte, daß man eine Frage der richtigen Auslegung der Ver⸗ 
faſſung mit der Verfaſſungstreue verbinde und dadurch ein Vorrecht 
für die Verfaſſungsinterpretation zu ſchaffen ſuche. Am 27. Ja⸗ 


1) Walter Rogge, Oſterreich ſeit der Kataſtrophe Hohenwart⸗Beuſt. II. 
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nuar 1879 kam es endlich zur Abſtimmung, die für die Regierung, 
die ſich freilich. „nach der Erlöſung von den Miniſterfauteuils“ 
ſehnte, eine leichte Niederlage brachte. Dunajewskis Anregung, den 
Vertrag einfach zur Kenntnis zu nehmen, wurde verworfen, obwohl 
dieſer Antrag der Anſicht der Regierung entſprach. Doch auch Herbſts 
Wunſch, an die Genehmigung einen Tadel der O ientpolilik zu knüp⸗ 


fen, fand keene Erfüllung. 151 gegen 112 Abz ordnete eritä.ten ſich 


für die bedingungsloſe Genehmigung der Berliner Abmachungen. 
Eine nicht geringe Belaſtungsprobe für das Parlament bildete — 


neben den Geldforderungen der Regierung, die durch die Okkupa⸗ 


tionsauslagen bedingt wurden — die Verlängerung des 
Wehrgeſetzes, die notwendig geworden war. Im Jahre 1877 
hatte die Verfaſſungspartei die Verminderung des Kriegsſtandes 
von 800 000 auf 600000 Mann und die Feſtlegung eines Frie- 
denspräſenzſtandes gefordert. Im Dezember 1877 überreichte die 
Regierung dem Abgeordnetenhauſe eine Vorlage, durch die das Mi- 
litär für weitere zehn Jahre auf der bisherigen Höhe erhalten bleiben 
ſollte. Dieſe Forderung wurde jedoch abgelehnt; der Landesverteidi— 
gungsminiſter Horſt ſah ſich nun gezwungen, den Geſetzentwurf 
am 5. November 1878 zurückzuziehen und ſich mit der Bitte um 
die Bewilligung des Kriegsſtandes von 800000 Mann für ein 
weiteres Jahr und um die Erlaubnis zur Aushebung von 55 000 Re⸗ 


kruten für das ſtehende Heer zufrieden zu geben. Dr. Sturm wollte 


die Beratung über die neue Vorlage bis zur Ernennung einer 


definitiven Regierung aufgeſchoben wiſſen, allein der Vertagungs⸗ 


antrag blieb in der Minderheit. Der Kaiſer hatte ſich ſchon bei den 
Beratungen im Ausſchuß für die Annahme eingeſetzt, und dem Ein- 
greifen der Krone iſt es nicht zuletzt zu danken, daß die Annahme 
noch vor Torſchluß — am 20. Dezember 1878 — erfolgte. 

Die Bildung der neuen Regierung kam nur langſam in 
Fluß. Im Februar 1879 hatte Graf Taaffe in Wien geweilt und 
mit verſchiedenen Politikern verhandelt, ohne jedoch zu einem Er⸗ 
gebniſſe zu kommen. Nach zehntägigen Verhandlungen mußte der 
Statthalter von Tirol die Erfolgloſigkeit feines Unternehmens ein- 
ſehen. Die Krone entſchloß ſich daher zu einer proviſoriſchen Löſung 
der Kabinettsfrage. Am 15. Februar wurde Fürſt Adolf Auers⸗ 
perg von ſeiner Bürde befreit, und mit ihm ſchied Profeſſor Unger, 
der Miniſter ohne Portefeuille, aus. Der Miniſter für Kultus und 
Unterricht, Dr. von Stremayr, übernahm den Vorſitz im Mi⸗ 
niſterrate; Graf Taaffe erhielt die Würde eines Miniſters des In⸗ 
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nern. Ihm fiel die Aufgabe zu, die Neuwahlen für das Parlament 
zu leiten und die Grundlage für ein dauerndes Regime zu jchaffen. 
Dr. von Stremayr war im Jahre 1823 als Beamtenſohn in Graz 
zur Welt gekommen. Das Sturmjahr hatte ihn in das deutſche 
Nationalparlament nach Frankfurt am Main gebracht, aber als der 
kurze Traum zu Ende war, mußte er wegen ſeiner parlamentariſchen 
Tätigkeit ſchwer leiden. Nur nach langem Warten konnte er ein Amt 
erlangen und dann mußte er vierzehn Jahre mit einem Gehalt von 
2000 Kronen ſein Auskommen finden. 1868 berief ihn Giskra als 
Miniſterialrat nach Wien und von da ab vollzog ſich ſein Aufſtieg 
raſch. Stremayr war ein Deutſchliberaler älteren Schlags, allein 
ſein Miniſterium fand bei der Verfaſſungspartei keinen Anklang. 
Alle Verſuche, zu ihr gute Beziehungen herzuſtellen, blieben erfolg⸗ 
los. Mehrmalige Unterredungen mit Dr. Herbſt verſchafften Stre⸗ 
mayr bloß die Überzeugung, daß ſich der einflußreiche Mann mehr 
aus perſönlichen als aus ſachlichen Gründen ablehnend verhalte. 
Am 18. Februar ſtellte ſich der neue Miniſterpräſident dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe vor. Ein eigentliches Programm hatte er nicht zu 
entwickeln, denn ſeine Aufgaben waren engbegrenzt, und wenige 
Worte genügten, um ſie zu veranſchaulichen. Drei Monate ſpäter 
verſammelte ſich das 1873 gewählte Abgeordnetenhaus zu 
ſeiner letzten Sitzung. Dr. Rechbauer, der mutige, demokratiſche 
Mesnersſohn aus Graz, hielt als Präſident die Abſchieds rede, die 
manchen beherzigenswerten Wunſch enthielt und nur den einen Feh⸗ 
ler hatte, daß an ihr der Stimmungswechjel der letzten Jahre ſpur⸗ 
los vorübergegangen war. „Wir vermiſſen noch eine geſetzlich voll⸗ 
ſtändige Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche be⸗ 
züglich der Eheſchließung, und es muß unſeren Nachfolgern über⸗ 
laſſen werden,“ meinte Dr. Rechbauer, „auch in dieſer Richtung jene 
Geſetzgebung ins Leben zu rufen, die der vorgeſchrittenen Bildung 
und den freiheitlichen Inſtitutionen ſowie der verfaſſungsmäßig 
garantierten Gewiſſensfreiheit entſpricht, um dem Zuſtande der 
Halbheit, der jetzt beſteht und nur Heuchelei und Gleichgültigkeit 
herbeiführt, ein Ende zu machen.“ Welche Illuſion, welche Täu⸗ 
ſchung! Den Dank des Hauſes drückte Herbſt aus; der Mann, der 
ſonſt ſo gerne verneinte, gab ſeiner Rede gleichfalls eine zuverſicht⸗ 
liche Färbung. Ein Wiener Blatt erzählte nach der letzten Sitzung 
des Parlaments eine charakteriſtiſche Begebenheit. Neugierig hatte 
ein Bäuerlein die vielen ehrwürdigen Männer aus dem Parla⸗ 
mentsgebäude, dem „Schmerlingtheater“, kommen geſehen, und 
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ſchüchtern fragte es einen Wachmann, was denn los fei. „Nichts!“ 
erwiderte der Hüter des Geſetzes; das Bäuerlein aber trollte befrie⸗ 
digt von dannen. Hatte der Mann wahr geſprochen, bedeutete das 
erſte direkt gewählte Parlament dem Volke wirklich ſo wenig? 

Alle Parteien rüſteten ſich mit voller Kraft für die beginnende 
Wahlbewegung. Die deutſchen Verfaſſungstreuen gingen un⸗ 
einig und verbittert in den Wahlkampf. Das Intereſſe der Politiker 
wandte ſich vornehmlich der Großgrundbeſitzerkurie zu, denn hier 
mußte die Entſcheidung fallen. Graf Taaffe bot ſeinen ganzen Ein⸗ 
fluß auf, um ein günſtiges Ergebnis zu erwirken. In Böhmen 
ſuchte er die Feudalen, die bei den letzten Wahlen ein Kompromiß 
abgelehnt hatten, umzuſtimmen, und es gelang ihm auch, den ver⸗ 
faſſungstreuen Fürſten Carlos Auersperg, von deſſen Anhang das 
Wahlergebnis abhing, zu einer Vereinbarung mit ſeinen feudalen 
Standesgenoſſen zu veranlaſſen. Zehn von den dreiundzwanzig 
Mandaten der böhmiſchen Großgrundbeſitzerkurie ſollten den 
Feudalen bedingungslos übe laſſen werden. Bei dem Abſchluſſe 
dieſes Paktes hatte man die bürgerlichen Wähler dieſer Kurie gar 
nicht gefragt, und ſie hielten ſich demnach grollend von der Wahl 
fern. Zwei Gründe haben den Fürſten Carlos Auersperg veran⸗ 
laßt, die Vereinbarung, die er ſpäter bedauerte — er ſprach von 
einer „Irreführung“ —, abzuſchllezen. Einmal war es der Wunſch 
der Krone, auf den Graf Taaffe hinwies; dann aber fühlten ſich 
die Hochariſtokraten verletzt, weil die deutſchen Liberalen radikalerer 
Richtung, die Fortſchrittler, auf ihren Parteitagen in St. Pölten 
und Graz unfreundlich über die Vorrechte der Großgrundbeſitzer 
ſprachen. Der mähriſche Großgrundbeſitz vergab ſeine neun Sitze 
an Feudale, der niederöſterreichiſche überließ zwei Plätze den Kleri⸗ 
kalen. In Oberöſterreich ſiegten die verfaſſungstreuen Kandidaten 
trotz der Geſchäftigkeit des Statthalters Baron Pino; doch ſie ſollten 
ihres Erfolges nicht lange froh ſein, denn das Abgeordnetenhaus 
verwarf dieſe Mandate bald. Nun betrieb Baron Pino die Durch⸗ 
ſetzung der klerikalen Bewerber mit um ſo größerem Eifer. Nach 
dem Abſchluſſe des Reklamationsverfahrens nahm er noch zwölf 
Wähler in die Wählerliſte auf, und ſo entfielen auf ſeine Schützlinge 
im November 1880 fünfundſiebzig Stimmen gegen fünfzig. Aller⸗ 
dings erklärte das Reichsgericht dieſe Wahl ſpäter für ungültig. 
Das Abgeordnetenhaus aber hatte ſie ſchon vorher in einer ſtürmi⸗ 
ſchen Nachſitzung beſtätigt. Die Wahlen aus den Landgemeinden⸗ 
und Städtekurien waren für die Regierungspolitik im allgemeinen 
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von geringerer Bedeutung, weil es ſich dabei meiſtens mehr um um 
Verſchiebungen innerhalb der deutſchfreiheitlichen Gruppen als um 
unmittelbare Übergänge von der einen Seite des Hauſes auf die an⸗ 
dere handelte. In Galizien kamen von den 63 Mandaten des Lan⸗ 
des 57 in den Beſitz der Krakauer Feudalen; die Ruthenen ſchnitten 
ſehr ſchlecht ab. Die drei ſtädtiſchen Mandate in Krain gelangten 
wieder in ſloweniſche Hände, ebenſo wie die Sitze der bäuerlichen 
Kurie. Nur die zwei Großgrundbeſitzermandate konnten von den 
Deutſchen feſtgehalten werden. 

Ein ganz neues Geſicht erhielt das Abgeordnetenhaus jedoch 
vornehmlich durch den Eintritt der tſchechiſchen Volksab⸗ 
geordneten in das hohe Haus. Lange Verhandlungen waren die⸗ 
ſer wichtigen Tatſache vorausgegangen, und es bereitete keine geringe 
Mühe, die unfruchtbare Schmollwinkelpolitik zu brechen. Den böh⸗ 
miſchen Landtag hatten die Tſchechen ſchon am 24. September 1878 
betreten; indes, das war ihr „Parlament“, ihr hiſtoriſcher Land⸗ 
tag, um den ſich romantiſche Phantaſien ſchlangen. Solange die 
tſchechiſchen Abgeordneten den Reichsrat mieden, klaffte im Abge⸗ 
ordnetenhauſe eine große Lücke, gab es nur ein Rumpfparlament. 
Darum bemühte man ſich wiederholt, die böhmiſchen Tſchechen von 
ihrem Starrſinne abzubringen, denn es fehlte nicht an dem richtigen 
Gefühle, daß deren Eintritt in das Abgeordnetenhaus von grund⸗ 
legender Bedeutung wäre. Jetzt, da man merkte, daß ſich große 
Dinge vorbereiteten, wurden die Tſchechen ſowohl von der deutſchen 
Verfaſſungspartei als von dem Grafen Taaffe umworben. 

Schon im September 1878 war ein Briefwechjel zwiſchen Rieger, 
dem einflußreichen Tſchechen, und Fiſchhof, dem großen Idealiſten 
des deutſchen Volkes, bekannt geworden. Rieger hatte auf die Be⸗ 
deutung hingewieſen, die die Okkupation für die Slawen haben 
müßte, und der Meinung Ausdruck gegeben, daß nunmehr die Ge⸗ 
danken der Fiſchhofſchen Schrift: „Oſterreich und die Bürgſchaften 
ſeines Beſtandes“ eine günſtigere Aufnahme finden würden. Fiſch⸗ 
hof möge es verſuchen, eine autonomiſtiſche Bewegung einzuleiten 
und eine allſeitige friedliche Stimmung vorzubereiten. Dann würde 
die Krone wohl die Vermittlung übernehmen. Das war der Anlaß 
zu den Emmersdorfer Konferenzen vom 31. Oktober, bei denen 
Friedensvorſchläge ausgearbeitet wurden, die ein verheißungsvolles 
Zuſammengehen der Deutſchen und Tſchechen bewirkt hätten.!) In⸗ 


1) Richard Charmatz, Adolf Fiſchhof. Stuttgart 1910. 
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des, Herbſt und andere deutſche Politiker wieſen die Abmachungen 
zurück und verhinderten ſo eine Verſtändigung von Volk zu Volk, 
die in jenen Tagen vielleicht geglückt wäre. Nachher ſtrebte man 
ſie oft vergeblich an. 

Im März 1879 verhandelte Graf Taaffe mit dem feudalen 
Grafen Clam⸗Martinic und mit Rieger. Später trat er auch 
mit Sladkowsky in Fühlung. Der Miniſter des Innern wollte die 
böhmiſchen Tſchechen bewegen, ohne Zugeſtändniſſe in den Reichs⸗ 
rat einzutreten, gelangte aber vorerſt zu keinem Ergebniſſe. Un⸗ 


ter den Tſchechen Böhmens gab es mehrere Anſchauungen. Vom 


Jahre 1876 ab kämpfte Dr. Eduard Gregr, der die Polen um ihre 
Erſolge beneidete, gegen die Paſſivitätspolitik. Dabei wurde er von 
dem Gedanken des verdienſtvollen tſchechiſchen Publiziſten J. Lukes 
beeinflußt. Der Eduard Gregrſchen Richtung ſtand eine Gruppe 
von Männern nahe, die die Abkehr vom Zentralparlamente gleich⸗ 
falls mißbilligte; doch wollte ſie den Eintritt in das Abgeordneten⸗ 
haus von nationalen Zugeſtändniſſen abhängig machen. Aber noch 
unmittelbar vor der Auflöſung des Reichs rates betrachtete die Mehr⸗ 
zahl der Alt⸗ und Jungtſchechen die bedingungsloſe Beſchickung des 
Abgeordnetenhauſes als das größere Übel. Es wurde nochmals eine 
Verſtändigung mit den Deutſchen verſucht. Man zeigte ſich bereit, 
das ſtaatsrechtliche Programm mit der Verfaſſung in Einklang zu 
bringen und verlangte dagegen die Durchführung der nationalen 
Gleichberechtigung in Schule und Amt und eine Wahlreform für 
den böhmiſchen Landtag. Darauf wollten die Deutſchen jedoch 
nicht eingehen, obgleich für ſie neue Bundesgenoſſen im Kampfe 
gegen die Reaktion erwünſcht geweſen wären. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden beharrten die tſchechiſchen Staatsrechtler in ihrem Wahl⸗ 
aufrufe vom 27. Mai 1879 bei der Abkehr vom Parlamente. Indes, 
Graf Taaffe erkannte die Situation richtig. Er bemühte ſich mehr 
um die Feudalen, denn er wußte, daß die Alttſchechen nicht zögern 
würden, dem Beiſpiele der Großen der Nation zu folgen. In der 
Tat nahmen die Verhandlungen des Miniſters des Innern endlich 
auch einen für ihn erfreulichen Verlauf. Mitte September 1879 
kam eine Vereinbarung zuſtande !), die den Aufmarſch der Feudalen 
und ihres völkiſchen Troſſes im Parlamente bewirkte. Eduard Gregr 
hatte erreicht, was ihm ſo lange als Ziel vor Augen ſchwebte. Die 


1) Siehe auch: Zdenko Tobolka, Dejiny seske Politiky nove doby. 
Prag 1908. 
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Abgeordneten ſeines Volkes beſannen ſich, ihre Schwerter in die 
Wagſchale zu werfen. | 
Durch den Eintritt der Tſchechen nahm der Kampf um die Ber⸗ 
faſſung andere Formen an. Da nun alle Völker auf einem Boden 

ſtanden und ſich auf ihm auch einzurichten ſuchten, ſchwand die Not⸗ 

wendigkeit, ihn gegen widerſpenſtige Staatsangehörige zu vertei⸗ 

digen. Die deutſche Verfaſſungspartei hatte in ihrer beharrlichen | 
Verfaſſungstreue gegenüber den Bekämpfern der ſtaatlichen Fe⸗ f 
bruar⸗Dezembereinrichtungen moraliſch geſiegt, aber es war ein 
Sieg, bei dem ſie alles verlor: die Führung im Parlamente und 
die Herrſchaft im Reiche. Saßen jetzt doch etwa 179 Feudale, Kle⸗ 
rikale und jlawifche Nationale neben einer Minderheit von 174 
Deutſchliberalen und anderen Gegnern der Taaffeſchen Politik. 


V. Die Ara Taaffe bis zum böhmiſchen Ausgleiche. 


A. Regierung und Parlament. 


Gleich nach dem Abſchluſſe der Wahlen im Juli 1879 war das 
Miniſterium Stremayr beim Kaiſer um ſeine Entlaſſung eingekom⸗ 
men. Aber erſt am 14. Auguſt veröffentlichte die „Wiener Zeitung“ 
ein kaiſerliches Handſchreiben aus München, das die Regierung 
Taaffe einſetzte. Der neue Miniſterpräſident und Miniſter des 
Innern, Graf Eduard Taaffe, war 46 Jahre alt; er gehörte 
einer aus Irland ſtammenden Familie an, und ſein Vater hatte 
bereits ein öſterreichiſches Miniſterportefeuille innegehabt. In ſei⸗ 
ner Knabenzeit war er dem Thronfolger Erzherzog Franz Joſef 
als Unterrichts⸗ und Spielkamerad nahegeſtanden. Doch die Be⸗ 
ziehungen fanden ſpäter eine längere Unterbrechung, bis der Kaiſer 
wieder dem Statthaltereirat gewordenen Jugendgenoſſen bei einem 
Beſuche in Prag begegnete. Von da ab behielt der Monarch den 
Grafen Taaffe im Auge, was für dieſen mit einer raſchen Kar⸗ 
riere gleichbedeutend war. Der Günſtling des Herrſchers zählte nicht 
zu den großen Staatsmännern mit weit ausgreifenden Plänen und 
hohem Gedankenfluge. Er begnügte ſich, von Tag zu Tag ſein Aus⸗ 
kommen zu ſuchen, und mit ſeinem Namen iſt das Syſtem des Fort⸗ 
frettens verknüpft. Graf Taaffe war kein hervorragender Redner, 
aber er verband Kaltblütigkeit mit Schneidigkeit, und viele geflügelte 
Worte erinnern an ihn. Seinen ſchlagfertigen Witz möge eine Anek⸗ 
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dote illuſtrieren. Einſt begegnete ihm der Glasfabrikant Lobmeyr, 
der wegen ſeiner liberalen Geſinnung bekannt war und ſich dem 
Miniſterpräſidenten mit der Bitte vorſtellte, aus ſeinem Namen 
keinen Schluß auf ſeine Haltung zu ziehen. „Ich bitte Sie nur“, 
meinte Graf Taaffe lächelnd, „die kaufmänniſche Deviſe zu be⸗ 
achten, die Sie auf alle ihre Kiſten ſtellen: ‚Nicht ſtürzen!““ Graf 
Taaffe war findig und ſchlau im Verhandeln, und er vergaß nie, daß 
kleine Geſchenke große Freundſchaften erhalten. Seinen Mitarbei⸗ 
tern bewies er dauerndes Wohlwollen, und ſeine letzte Amtshand⸗ 
lung beſtand darin, mehreren treuen Beamten Auszeichnungen zu 
verſchaffen. Graf Taaffe hat ſich ſelbſt als „Kaiſerminiſter“ !) be⸗ 
zeichnet; dem Kaiſer zu dienen war ſein höchſter Ehrgeiz. Der Staat 
und die Bevölkerung wurden erſt in zweiter Reihe berückſichtigt. 
Dr. von Stremayr übernahm das Juſtizportefeuille und die 
Leitung des Kultus⸗ und Unterrichtsminiſte iums. Horſt behielt das 
Landesverteidigungsminiſterium. Von den neu berufenen Män⸗ 
nern erwähnen wir vor allem den feudalen Grafen Julius Fal⸗ 
kenhayn, der Ackerbauminiſter wurde. Er kam als Vertreter der 
Stadt Wels zum erſtenmal in das Abgeordnetenhaus, hatte aber 
früher wiederholt dem oberöſterreichiſchen Landtage angehört. Die 
Klerikalen zählten ihn zu den Ihren und beſaßen an ihm einen 
eifrigen Streiter für ihre Sache. Als Huſarenofſizier hatte Falken⸗ 
hayn begonnen. 1857 verließ er den Dienſt, um ſich der Landwirt⸗ 
ſchaft zu widmen. Er war auch ſchriftſtelleriſch tätig, ehe er in die 
Regierung berufen wurde. Eine andere nennenswerte Perſönlich⸗ 
keit iſt Dr. Alois Prazak geweſen, der als Miniſter ohne Porte⸗ 
feuille in die Regierung trat und anfangs 1881 Leiter des Juſtiz⸗ 
miniſteriums ward. Dem Kabinette wurde er als Vertrauensmann 
der Tſchechen zugezogen. Er ſtand auf Seite der Alttſchechen und 
war den Klerikalen ein guter Freund. In nationaler Hinſicht galt 
Prazak als gemäßigt. Seine Redekunſt überragte ebenſowenig wie 
ſein Verſtand das Mittelmaß. Mit ſeiner Glatze und jeinem glän⸗ 
zenden Geſichte machte er mehr den Eindruck eines zufriedenen 
Spießbürgers als eines Miniſters. .. Die Polen vertrat als Lands⸗ 
mannminiſter Dr. Florian Ziemialkowski. 

Zur alten Garde der Deutſchliberalen gehörten von den Mit⸗ 
gliedern der Regierung Taaffe außer Stremayr und Horſt 
noch der Handelsminiſter Korb⸗Weidenheim und der 


1) (Heinrich Pollak,) Dreißig Jahre aus dem Leben eines Journaliſten. 
III. Wien 1898. 
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Leiter des Finanzminiſteriums Freiherr von Chotek. 
Sie galten als Bürgen dafür, daß das Miniſterium nicht gegen die 
Deutſchen regieren werde; ſie konnten auch als Garantie für ein, 
wenngleich loſes Feſthalten an den Prinzipien des Liberalismus 
angeſehen werden. Der jähe Rückfall in die Verirrungen des Mi⸗ 
niſteriums Hohenwart war ausgeſchloſſen, ſolange dieſe Männer, 
die auf ihr Anſehen etwas hielten, im Rate der Krone ſaßen. Aller⸗ 
dings ſollte das Abſpringen von der mittleren Linie nicht lange auf i 
ſich warten laſſen. Unter dem Drucke der veränderten Verhältniſſe 
im Parlamente mußte Graf Taaffe ſich damit abfinden, ein Stein⸗ 
schen nach dem anderen aus dem Moſaikbilde ſeines Miniſteriums 
herauszunehmen und eine Anderung der Richtung allmählich, aber 
ausgiebig vorzubereiten. Am 16. Februar 1880 wurde Dr. von Stre⸗ 
mayr, der den Klerikalen im Wege ſtand, die Leitung des Kultus⸗ 
und Unterrichtsminiſteriums und Freiherrn von Chertek die des 
Finanzminiſteriums entzogen. Die Klerikalen hätten es am liebſten 
geſehen, wenn jetzt Herr von Kriegsau an die Spitze des Er⸗ 
ztiehungsweſens geſtellt worden wäre, denn er war Blut von ihrem 
Blute. Allein die liberalen Miniſter ſprachen ſich gegen dieſe Be⸗ 
rufung entſchieden aus, und ſo wurde dem Manne das Finanzmini⸗ 
ſterium zugewieſen. Der Sekretär der Donaudampſſchiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaft, der unter Belcredi Sektionschef geweſen iſt, hatte ein hübſches 
Avancement zurückgelegt und bewieſen, daß man durch Gönner⸗ 
ſchaften raſcher als durch Fähigkeiten vorwärts kommt. Conrad 
von Eybesfeld, der neue Unterrichtsminiſter, war weder Fleiſch 
noch Fiſch. Die Liberalen wollten von ihm nichts wiſſen, und das 
klerikal⸗ feudale „Vaterland“ zeigte ſich ebenfalls nicht erbaut. 

Von großer Tragweite iſt der Miniſterwechſel geweſen, der ſich 
Ende Juni 1880 vollzog. Das „Miniſterium über den Parteien“ 
wurde dadurch zur Parteiregierung, zum Miniſterium der Rechten. 
Die letzten Erinnerungen an die gute alte Zeit wanderten über 
Bord; Stremayr, Horſt und Korb-Weidenheim, die den neuen Kurs 
nicht mit ihren Namen decken wollten, zogen ſich zurück. Als mar⸗ 
kanteſte Perſon ſchloß ſich nun dem Grafen Taaffe der Pole Dr. 
Julian von Dunajewski an, der Finanzminiſter wurde und 
in der Regierung eine ſolche Bedeutung erlangte, daß man fürderhin 
von einem Miniſterium Taaffe⸗Dunajewski ſprach. Im Abgeordne⸗ 
tenhauſe hatte ſich der Finanzminiſter ſchon oft betätigt, denn Gro⸗ 
cholski, der Führer des Polenklubs, war kein Redner, und ſo wurde 
Dunajewski mit den wichtigſten Kundgebungen betraut. Er ſprach 
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das Deutſche mit polniſchem Akzent und galt als ſicherer, ſchlagferti⸗ 
ger Debatter, der das Wort nicht auf die Goldwage legte und einen 
ſcharfen Angriff einer ſanften Umſchreibung vorzog. Dunajewski 
war eine ſtarke Perſönlichkeit mit feſtem Willen und einer der be- 
gabteſten Politiker unter den Schlauköpfen, die die polniſchen Wäh⸗ 
ler nach Wien entſandten. Nur als Finanzminiſter darf man ihn 
— den Profeſſor der Nationalökonomie und Statiſtik — nicht loben. 
Er hat zwar das Gleichgewicht des Budgets hergeſtellt, und das iſt 
an ſich nicht zu unterſchätzen. Doch dies geſchah auf ſo rückſichtsloſe, 
ſchablonenhafte Weiſe, daß daran durchaus nichts Rühmenswertes 
zu finden iſt. Die Deutſchen haben an Dunajewski keinen Freund 
beſeſſen; es war ja ſein Beſtreben, ſie für die Geſchäfte des Re⸗ 
gierens überflüſſig zu machen ... Gleichzeitig mit Dunajewski trat 
auch Graf Welſersheimb in die Regierung. Wir führen ihn 
an, weil er fortab der ruhende Pol in der Miniſterien Flucht ger 
Mitte Januar 1881 wurde Baron Pino Handelsminiſter. Er 
hatte bereits als Landespräſident der Bukowina der Regierung 
Hohenwart gute Dienſte geleiſtet und war als Statthalter von Ober⸗ 
öſterreich dem Grafen Taaffe gefällig geweſen. Dadurch ſchien ſein 
Befähigungsnachweis erbracht, aber es zeigte ſich, daß ſeine Wahl 
durchaus nicht glücklich genannt werden konnte. Nach fünf Jahren 
ſah ſich Pino moraliſch gezwungen, aus dem Amte zu ſcheiden. Er 
blieb wegen einer Korruptionsgeſchichte — bildlich genommen — 
auf der Strecke der Duxer Bahn liegen, obwohl ihm ein anderer 
Vorwand den Abſchied erleichterte. Nach einem kurzen Interregnum 
wurde Mitte Juni 1886 der Landespräſident von Schleſien, Oli⸗ 
vier Marquis von Bacquehem, mit dem Handelsportefeuille 
bedacht. Schon früher mußte Conrad von Eybesfeld trotz ſei⸗ 
ner Zugeſtändniſſe an den Geiſt der Taaffeſchen Zeit dem Anſturme 
der ſlawiſch⸗klerikalen Parlamentsmehrheit weichen, weil ſelbſt ihm 
die wachſenden Forderungen unerfüllbar ſchienen. So zog denn am 
5. November 1885 Freiherr Gautſch von Frankenthurn in 
das Miniſterium am Minoritenplatze ein. Der erſt 34 Jahre alte 
Mann war in politiſcher Hinficht ein homo novus und ſeine Be- 
rufung überraſchte ſehr. Er hatte zuletzt als Direktor der Therejia- 
niſchen Akademie gewirkt und machte nun den Sprung in die Poli- 
tik, in der er noch eine große Rolle ſpielen ſollte. Nicht geringes 
Erſtaunen rief es bei den deutſchen Liberalen hervor, als am 11. Ok⸗ 
tober 1888 Graf Friedrich Schönborn als Juſtizminiſter das 
Erbe Prazaks antrat. Bereits in jungen Jahren war der Graf in 
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den katholiſch⸗politiſchen Kaſinos tätig geweſen; im Jahre 1870 
hatte er ſich in feiner Brofchü:e „Böhmen und Oſterreich“ als An⸗ 
hänger des böhmiſchen Staa s rechtes bekannt. Die Ernennung zum 
Statthalter von Mähren, die Anfang der achtziger Jahre erfolgte, 
gab dem Grafen Schönborn die erwünſchte Möglichkeit, gegen die 
Deutſch⸗Liberalen erfolgreich anzukämpfen. Als Miniſter befleißigte 
er ſich jedoch eines korrekten Vorgehens. Der feudale Drauflos⸗ | 


gänger hatte ſich abgeklärt. ) 


Will man das Miniſterium Taaffe in ſeiner Wirkſam⸗ | 


keit in den achtziger Jahren charakteriſieren, jo ſtößt man 
auf erhebliche Schwierigkeiten. In der Gedankenwelt des Rückſchrit⸗ 
tes, in die die leitenden Männer Oſterreichs geraten waren, erwuchſen 


u 


nicht nur Taten von verderblicher Wirkung für den Staat, jondern 


aus dem eigentümlichen Zufammentreffer ſeltſamer Wünſche, Hoff⸗ 
nungen und mittelalterlich anmutender Sozialutopien gingen auch 


für Oſterreich rühmlich⸗ Werke hervor: wir meinen die ſozialpoli⸗ 


tiſche Geſetzgebung. Immechin war der leitende Grundgedanke die⸗ 
ſes Geſchichtsabſchnittes Zacharias Werners Mahnung: „Das Feld⸗ 
geſchrei ſei: Alte Zeit wird neu!“ Die freie politiſche Betätigung fand 


an der Regierung Taaffe keine Schützerin. Man ſchämte ſich nicht, bis 


zur Kleinlichkeit herabzuſinken, wenn es galt, die Kundgebungen 
liberaler Parteien, liberaler Wahlaufrufe oder Zeitungen, die ein 
freies Wort nicht ſcheuten, mit Beſchlag zu belegen. Im Jahre 1880 
erfolgten 635 Beſchlagnahmen von Journalen; im Jahre 1882 ver⸗ 
fielen in Wien allein 184 Morgenblätter und 35 Abendblätter dem 
Staatsanwalte. Die jungtſchechiſche „Narodni Liſty“, die in den 
18 Jahren der deutſchliberalen Ara 150 mal beſchlagnahmt wurde, 
mußte dieſe Verfolgung in den erſten acht Jahren der Regierung 
Taaffe 311 mal erdulden. In dieſem Tempo ging es weiter, bis 
Graf Schönborn an die Spitze des Juſtizminiſteriums trat und in 
ſeinem Preßerlaſſe vom 10. Mai 1889 zugeſtand, daß die gericht⸗ 
lichen Funktionäre mitunter die Grenzen der ſtatthaften freien Mei⸗ 


nungsäußerung nicht richtig beurteilten. Gleichzeitig erfolgte die 


Aufforderung an die Staatsanwälte, etwas weitherziger zu ver⸗ 
fahren. Im Jahre 1881 wurde in Wien ſogar die Abhaltung eines 
Fackelzugs zur Krönung der in ganz Deutſchöſterreich feſtlich be⸗ 
gangenen Leſſingfeier verboten und ebenſo die Abſingung des Lie⸗ 
des „Deutſche Worte hör' ich wieder“ nicht geſtattet. Die ae 


1) Guſtav Kolmer, Das Herrenhaus des österreichischen Reichsrates 
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akademiſche Leſehalle, die dieſe Krähwinkelei nicht beachtete, ereilte 
ſogleich die Auflöſung. Dieſer Verein, der wohl einen ſtarken deutſch— 
nationalen Einſchlag hatte, wies 863 Studenten als Mitglieder auf. 
Mit treffenden Worten veranſchaulichte die „Deulſche Zeitung“ die 
Kluft, die zwiſchen der feierlichen Betonung des innigen Bündniſſes 
mit Deutſchland und den ärgerlichen Drangſalierungen des deut- 
ſchen Volksſtammes gähnte. Nicht beſſer erging es dem „Verein 
deutſcher Studenten“, wie die Polizei ja überhaupt unabläſſig hin⸗ 
ter den Gründungen der deutſchnationalen Schönerianer einher 
war. Während Graf Taaffe nach ſeiner Art „fortwurſtelte“ — das 
Wort ſtammt von ihm ſelbſt —, wurde die Verwaltung von einer 
ſchwerfälligen und wenig einſichtsvollen Bureaukratie beſorgt, die 
noch nicht bedenken wollte, daß der Bürger nicht ihr Werkzeug iſt. 
Eduard Gregr ſagte bei der Budgetdebatte im Jahre 1888 mit Recht, 
Oſterreich ſei etwas Argeres als ein abſolutiſtiſcher Staat, es ſei „ein 
Staat der miniſteriellen, bureaukratiſchen Willkür unter dem Deck⸗ 
mantel des Konſtitutionalismus“. 

Die Aufnahme, die die Regierung Taaffe ſchon in den Flitter⸗ 
wochen ihres Beſtehens bei den Deutſchliberalen fand, war durch 
tieſes Mißtrauen geleunzeichnet. Herbſt hatte ſich bereils früher ges 
äußert, daß die Taaffeſche Wirtſchaft nicht länger als vier Wochen 
dauern könne, und man glaubte allgemein, daß es ſich bloß um 
ein Übergangsminijterium handle. Dabei wurde aber vergeſſen, wie 
ſehr der leitende Mann das Vertrauen des Kaiſers genoß und welche 
politiſche Lebenskraft von der Zuneigung der Krone ausgeht. Bei 
der Konferenz der neugewählten liberalen deutſchen Abgeordneten 
in Linz an der Donau wurde am letzten Auguſttag 1879 das Ana- 
them über die Regierung Taaffe verkündet. „Es gibt keine Koali— 
tion zwiſchen der Verfaſſungspartei und dem Kabinet.e, in welchem 
Graf Falkenhayn und Dr. prazat ſitzen“, donnerte Dr. Ruß. Tiefe 
Gegnerſchaft gewann an Schärfe, als die Regierung und die Par— 
teien unter einem Dache leben mußten. 

Beide Häuſer des Reichsrats traten am 7. Oktober 1879 zu⸗ 
ſammen. Schon die Thronrede verſchnupfte die Deutſchliberalen ſehr. 
„Indem nun“ — hieß es in ihr — „auch die Abgeordneien meines 
geliebten Königreiches Böhmen, meinem Rufe jo.gend, unbeſcha— 
del ihrer Rechts überzeugung und ungeachtet der Ver⸗ 
ſchiedenheiten ihrer Anſchauung vollzählig den Boden ge⸗ 
meinſamer Verhandlung betreten, iſt ein wichtiger Schritt geſchehen, 
um zu jener allgemeinen Verſöhnung und Verſtändigung zu ges 
ANUG 652: Charmatz, Onerreich II. 3. Aufl. 4 
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langen, die ſtets das Ziel meiner Wünſche war.“ Dieſe Verbeugung 
vor den ſtaatsrechtlichen Liebhabereien der Tſchechen lief direkt gegen 
die Abmachung, die der Miniſterpräſident mit dem Fürſten Carlos 
Auersperg getroffen hatte und machte den Anſchluß der verfaſſungs⸗ 
treuen Großgrundbeſitzer an die Regierung unmöglich. Im Abge⸗ 
ordnetenhauſe dauerte es eine geraume Weile, bis Graf Taaffe 
eine feſte, diſziplinierte Regierungsmehrheit hinter ſich verſammeln 
konnte, und im Herrenhauſe mußte zum Notmittel der Peersſchübe 
gegriffen werden. Das geſchah freilich in ſo ausgiebiger Weiſe, daß 
die Struktur des Oberhauſes bald eine andere Geſtalt erhielt. In 
der Kammer der Lords gelang es dem Grafen Taaffe, zwiſchen der 
Rechten unter Führung des Fürſten Schwarzenberg und der Linken 
unter der Leitung Schmerlings eine Mittel partei zu ſchaffen, die im 
Fürſten Richard Metternich ihr Haupt fand. „O über dieſe Mittel⸗ 
partei!“ ruft der überzeugungstreue Hasner aus, „ein Mittel 
in den Händen der Regierung wurde ſie, ſonſt nichts. In Ver⸗ 
faſſungsfragen wollte ſie mit uns gehen, aber der Tag, an dem ſie 
hätte die Probe beſtehen ſollen, kam nicht. Sonſt hat ſie die Sin 
immer redlich niedergeſtimmt.“ .) 

Einer der denkwürdigſten Tage in der erſten Zeit der Reger 
die ſich angeblich die Verſöhnung und die Verſtändigung der Völker 
zum Ziele geſetzt hatte, wurde durch die mit Spannung verfolgte 
Debatte des Herrenhauſes über die Adreſſe an die Krone 
ausgefüllt. Auf den Höflichkeitsakt, der in der Beantwortung der 
Thronrede durch eine Abreſſe beſtand, wurde in den achtziger Jahren 
großes Gewicht gelegt. Im Herrenhauſe ſtand die Sache für die 
Regierung ſchlecht. Die Adreſſe, die von Hasner entworfen war, 
enthielt in ihrem dritten Abſatze eine Spitze gegen das Miniſterium, 
und der Gegenvorſchlag der Minderheit hatte keine Ausſicht auf An⸗ 
nahme. Auch dem Kompromißantrage des Freiherrn von Hübner 
fehlte es an günſtigen Ausſichten. Um den Anhang der Regierung 
zu ſtärken, wurden drei Mitglieder des Kaiſerhauſes erſucht, der 
Sitzung beizuwohnen. Atemloſe Spannung herrſchte im Saale, als 
die namentliche Abſtimmung begann. Die Erzherzöge Karl Lud⸗ 
wig, Ludwig Viktor und Albrecht, die für den Antrag der feudalen 
Minderheit eingetreten waren, unterlagen gegenüber der verfaj- 
ſungstreuen Mehrheit. Mit 78 gegen 59 Stimmen drang Hasners 
Adreßentwurf durch. Es war eine ſeltene Szene, als dieſelben Peers, 


1) Leopold von Hasner, Denkwürdigkeiten. Stuttgart 1892. 3 
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die gegen die Regierung geſtimmt hatten, aufſtanden und ſich von 
den abziehenden Erzherzögen durch tiefe Verbeugungen verabſchie⸗ 
deten. „Männerſtolz vor Königsthronen!“ Dieſes Wort wurde nach 
der Sitzung vom 28. Oktober 1879 oft angeführt. Doch Graf Taaffe 
ließ ſich durch die Niederlage im Herrenhauſe nicht beirren. Er 
legte nicht, wie man erwartet und gewünſcht hatte, ſein Amt nieder, 
ſondern zog unverdroſſen zu weiteren Turnieren aus. 

Zu den dringenden Aufgaben, die der Miniſterpräſident von 
der Krone zugewieſen erhielt, gehörte die Sicherung der Mann⸗ 
ſchaftsbedürfniſſe für die Armee. Graf Taaffe ließ die 
Wehrvorlage als erſten Arbeitsgegenſtand auf die Tagesordnung 
des Abgeordnetenhauſes ſetzen. Er wollte das Eiſen ſchmieden, ſo⸗ 
lange es heiß war und das Dankbarkeitsgefühl der neuen Günſt⸗ 
linge ausnützen, bevor es verrauchte. Der Geſetzentwurf verlangte 
die Feſtlegung des Kriegsſtandes von 800 000 Mann und die Be⸗ 
willigung zur Aushebung des entſprechenden Rekrutenkontingents 
für weitere zehn Jahre. Zur Annahme der letzteren Beſtimmung 
war eine Zweidrittelmehrheit notwendig, die das Gefolge der Re⸗ 
gierung allein nicht ſtellen konnte. Graf Taaffe mußte deshalb mit 
der früheren Herrſchaftspartei, die jetzt das bittere Brot der Oppo⸗ 
ſition aß, in Verbindung treten und ſich bemühen, Überläufer zu 
gewinnen. Wieder wurde die Krone in Bewegung geſetzt. Der 
Landesverteidigungsminiſter überbrachte dem Wehrausſchuſſe den 
Wunſch des Monarchen nach baldiger Erledigung, und als dies nicht 
zündete, erhielt Dr. Weeber, der Obmann des Klubs der Liberalen, 
die Einladung, beim Kaiſer zu erſcheinen. Trotzdem unterlag die 
Regierung bei der erſten entſcheidenden Abſtimmung. In der Abend⸗ 
ſitzung vom 5. Dezember 1879 wurde der §2 der Regierungsvorlage 
zurückgewieſen, der übrige Teil jedoch angenommen. Der 82 erfor⸗ 
dert nämlich die Zweidrittelmehrheit, weil er die Verzichtleiſtung 
des Parlaments auf die jährliche Rekrutenbewilligung ausſprach; 
der andere Teil des Geſetzentwurfs konnte mit einfacher Mehrheit 
angenommen werden. Es war alſo der Oppoſition gelungen, den 
Schlag gegen die Regierung zu führen, aber es fügte ſich wie ſo oft, 
daß durch ihn auch die Krone getroffen wurde, und dies konnte für 
die Beziehungen zwiſchen dem Monarchen und den Liberalen ge⸗ 
wiß nicht förderlich ſein. Das Herrenhaus, das ſich nun mit dem 
Gegenſtande zu beſ äftigen hatte, fügte der Geſetzvorlage wieder 
den urſprünglichen §2 ein, allein es wurde von der Verfaſſungs⸗ 
partei ausdrücklich bemerkt, daß die Zuſtimmung zur Wehrvorlage 
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keiner Vertrauenskundgebung für die Regierung gleichkomme. um 
17. Dezember lag der Wehrgeſetzentwurf dem Abgeordnetenhauſe a 
der vom Herrenhauſe angenommenen Faſſung abermals vor. Der 
Einfluß der Krone ruhte nicht, aber bei der namentlichen Abſtim⸗ 
Aung wurde der 82 der Regierungsvorlage neuerdings abgelehnt. 
Im Herrenhauſe, das wieder zu Worte kam, wurde nun beſchloſſen, 
die Veranſtaltung einer gemeinſamen Konferenz von je neun Mit⸗ 
gliedern beider Häuſer zu veranlaſſen, und die Beratung fand be⸗ 
reits am 19. Dezember ſtatt. In ihr kam der Beſchluß zuſtande, 
beiden Häuſern die Annahme des umſtrittenen $ 2 nahezulegen. 
Während des wechſelvollen Ganges der Beratungen war die Oppo⸗ 
ſition immer mehr und mehr zuſammengeſchmolzen; in ihren Reihen 
hatte ſich gegenſeitiges Mißtrauen und gegenſeitige Erbitterung ein- 
geniſtet. Als Dr. Smolka am 20. Dezember das Abgeordnetenhaus 
von dem Beſchluſſe der gemeinſamen Konferenz unterrichtete, war 
aus dem Blocke der Gegner einer zehnjährigen Rekrutenbewilli⸗ 
gung bereits ein ſehr großes Stück herausgefallen. Zwar rief Dr. 
Kopp nochmals zum Kampfe wider die Regierungsvorlage auf, 
doch ſein Appell verhallte wirkungslos. Mit 223 gegen 105 Stim⸗ 
men wurde der Geſetzentwurf endlich angenommen, und noch vor 
Weihnachten erfolgte die Sanktion des Monarchen. Nach der lange 
erſehnten Willenskundgebung des Abgeordnetenhauſes war Graf 
Taaffe voll freudiger Bewegung in die Hofburg geeilt, um dem 
Herrſcher das Ereignis mitzuteilen. Als er in ſein Amt zurück⸗ 
kehrte, fand er bereits ein kaiſerliches Handſchreiben vor, das ihm 
in den wärmſten Ausdrücken Anerkennung zollte. 

Am 6. April 1880 begann die Beratung des Budgets für 
das laufende Jahr, die länger als einen Monat währte. Die Reden 
waren als Symptome der Stimmung bezeichnend; aus ihnen klang 
die Ankündigung der kommenden Ereigniſſe heraus. Den ſtaats⸗ 
rechtlichen, nationalen und kulturellen Problemen wurde ein breiter 
Platz eingeräumt. Am interejjantejten war die Abſtimmung über 
den Dispoſitionsfonds, die der Regierung eine empfindliche 
Niederlage brachte. Zwiſchen den deutſchliberalen Abgeordneten und 
den verfaſſungstreuen Herrenhausmitgliedern wurde vereinbart, 
dem Grafen Taaffe dieſe Poſt zu verweigern, und dennoch unter⸗ 
ließen es die Mehrheitsgruppen, der Regierung den nötigen An⸗ 
hang zur Verfügung zu ſtellen. Als der Dispoſitionsfonds im Ab⸗ 
geordnetenhauſe fiel — 154 Parlamentarier hatten ſich dagegen, 
152 dafür ausgeſprochen —, war daran vornehmlich die geringe 
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Diſziplin der klerikalen Rechtspartei ſchuld, denn viele ihrer Mit⸗ 
glieder glänzten durch Abweſenheit. Gleich darauf wurden die Klub⸗ 
ſtatuten verſchärft. Graf Taaffe nahm den heftigen Stoß hin, ohne 
ſich in ſeiner Miniſterherrlichkeit ſtören zu laſſen. Für ihn hatte 
die Verweigerung des Dispoſitionsfonds nur den einen Effekt, daß 
er zunächſt die Verſtändigungsverſuche mit der Linken fallen ließ 
und den perſönlichen Verkehr mit ihr nahezu abbrach. “)) 

Von größter Bedeutung war für das Parlament die Erweiterung 
ſeiner Grundlagen, die durch die Wahlreform des Jahres 1882 
vorgenommen wurde. Die klerikal⸗feudale Mehrheit hatte in erſter 
Linie das Intereſſe, den großbürgerlichen Anhang der Liberalen 
durch den Mittelſtand zu majoriſieren, denn es winkte ihr die Hoff⸗ 
nung, die für das politiſche Leben erſt zu gewinnenden Bataillone 
unter ihre Fahnen zu bringen. Allerdings gingen die Anregungen 
zur Wahlreform von einer ganz anderen Gruppe aus, und das 
Ziel, das den ehrlichen Bekämpfern der zeitfremden Vorrechte vor⸗ 
ſchwebte, war die Demokratiſierung des Staates, die Förderung 
jener Ideen, die das Jahr 1848 geboren hatte. Am 10. Dezember 
1880 wurde dem Abgeordnetenhauſe von Schönerer, Fürnkranz, 
Kronawetter und Steudl ein Antrag unterbreitet, der das Stimm⸗ 
recht für jeden mehr als 24 Jahre alten Staatsbürger verlangte. 
Der Antrag wies nicht die nötige Zahl der Unterſchriften auf, und 
erſt bei der Unterſtützungsfrage des Präſidenten wurde ihm mit 
harter Not die erforderliche Befürwortung zuteil. Ende Januar 
1881 lehnte es das Abgeordnetenhaus ab, die Anregung auch nur 
an einen Ausſchuß weiterzugeben. Unmittelbar nachher trat Rro- 
nawetter mit einem neuen Vorſchlage hervor, indem er das Wahl- 
recht für jeden Steuerzahler forderte und die Abſchaffung der in⸗ 
direkten Wahlen in den Landgemeinden verlangte. Zur gleichen 
Zeit mit Kronawetter hatte Hofrat Lienbacher im Parlamente einen 
Antrag eingebracht, der das Wahlrecht allen Bürgern, „die ent⸗ 
weder einſchließlich aller landesfürſtlichen Zuſchläge mindeſtens fünf 
Gulden direkter Steuern zahlen oder nach der Gemeindewahlord⸗ 
nung auch bei einer noch geringeren Steuerleiſtung zur Wahl der 
Gemeindevertretung berechtigt ſind“, verliehen wiſſen wollte. Am 
10. Mai trat auch Ottokar Zeithammer mit einem Vorſchlage her⸗ 
vor, der berechnet war, den Einfluß des verfaſſungstreuen Adels 
in der Großgrundbeſitzerkurie zu brechen und den feudalen Elemen⸗ 


1) Dr. Guſtav Kolmer, Parlament und Verfaſſung in Oſterreich. III u. IV. 
Wien 1905 u. 1907. Wird wiederholt benützt. 
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ten feſte Machtſitze zu verſchaffen. Der fideikommiſſariſche Groß⸗ 
grundbeſitz in Böhmen ſollte eine eigene Wählergruppe bilden, wäh⸗ 
rend die nichtfideikommiſſariſchen Wähler in dieſer bevorzugten 
Kurie nach fünf Wahlkreiſen einzuteilen wären. Nach den Mittei⸗ 
lungen des Abgeordneten Herbſt gab es in der Großgrundbeſitzer⸗ 
kurie Böhmens im ganzen 546 Wähler, die 23 von den 92 Man⸗ 
daten Böhmens zu beſetzen hatten. Alle Anträge wurden an den 


Wahlreformausſchuß geleitet, der ſich mit der Beratung nicht jeher 


beeilte. Erſt das Herannahen der Ergänzungswahlen für den böh⸗ 
miſchen Großgrundbeſitz rüttelte die Säumigen auf. Graf Taaffe 
nahm die Anregung Zeithammers an, während er ſich über die 
Vorſchläge Lienbachers unbeſtimmt äußerte. Der Wahlreformaus⸗ 
ſchuß wandte ſich zuerſt dem Antrage Zeithammers zu, doch ließ 
er ſich im März 1882 auch bewegen, den Antrag Lienbacher aufzu⸗ 


greifen. Beide Anregungen wurden verquickt und zu einer Wahl⸗ 


rechtsnovelle verarbeitet, die am 17. März an das Abgeordneten⸗ 


haus gelangte. Die deutſchliberale Oppoſition, die übrigens auch 
diesmal nicht geſchloſſen vorging, hatte ſchon im Ausſchuſſe eine 
unglückliche Taktik befolgt, indem ſie die Majorität zu überbieten 
verſuchte. Von ihr wurde der Wunſch geäußert, den Zenſus auf 2 
Gulden herabzuſetzen, was weder ernſt gedacht war noch ernſt ge⸗ 
nommen wurde. Der Mehrheit des Parlaments fiel es nicht ſchwer, 
die Liberalen wegen der verſpätet erwachten Volksfreundlichkeit zu 
verſpotten. Bei der Generaldebatte im Abgeordnetenhauſe gab es 
viele Reden, obgleich das Schickſal des Geſetzentwurfes von vorn⸗ 
herein entſchieden war. Die Mehrheit ſtand hinter dem Elaborat. 
Am 23. März 1882, zur Abendzeit, nahm das Abgeordnetenhaus 


die Wahlreform in dritter Leſung endgültig an. Vor der Abſtim⸗ 


mung hatte die Oppoſition darzulegen geſucht, daß eine Zweidrittel⸗ 
mehrheit erforderlich ſei, aber der Präſident trat dieſer Anſicht nicht 
bei. Das Herrenhaus ſchloß ſich der Vorlage zwei Monate ſpäter 
an und am 4. Oktober 1882 erfloß die kaiſerliche Sanktion. Eine 
neue Zeit begann. Der Fünfguldenzenſus für die Städte⸗ und für 
die Landgemeindenkurie räumte den Kleinbürgern eine Ausnahme⸗ 
ſtellung im Staate ein, denn ihnen fiel in der Zukunft die Herr⸗ 
ſchaft zu, die früher dem Großbürgertum zu eigen war. 

Der Abgeordnete Hofrat Lienbacher, der dieſer Wahlreform 
ſeinen Namen gab, war ein überzeugter Klerikaler, doch gehörte er 
zu den wenigen Anhängern dieſer Richtung, denen ein ſtärkeres na⸗ 
tionales Empfinden nicht mangelte. 1822 wurde er als 19. Kind 
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verarmter Bauersleute im deutſchen Kronlande Salzburg geboren, 
und er erhielt ſpäter den Spottnamen Herzog von Salzburg. 1859 
rückte er zum Staatsanwalte vor. Lienbacher war von hagerem, 
asketiſchem Ausſehen, ein ſcharfer Kopf und ein guter Redner. Star⸗ 
ker Ehrgeiz lebte in dieſem Manne, und die öſterreichiſche Geſchichte 
muß von ihm auf mehr als einem Blatte Notiz nehmen. Lienbacher 
leiſtete ſich einmal bei ſeinem Anſturme gegen das moderne Reichs⸗ 
volksſchulgeſetz den derben Satz: „Wenn Sie ſich überzeugen wollen, 
welche Wirkung die achtjährige Schulpflicht ausübt, dann gehen Sie 
vor die Linien Wiens zum allerhöchſten „Heurigen“!“ Am nächſten 
Tage bedachten die Studenten den eifernden Hofrat mit einer leb⸗ 
haften Katzenmuſik. 1) | 
Die Regierung Taaffe wußte außer der Wahlreform, die ihr trotz 
ihrer reſervierten Haltung nicht unwillkommen ſein konnte, noch 
andere Mittel, um die Zuſammenſetzung des Parlaments zu ihren 
Gunſten zu beeinfluſſen. Die Handels⸗ und Gewerbekam⸗ 
mern hatten das Recht, Abgeordnete zu wählen, und es lag daher 
nahe, in den umſtrittenen Handelskammern die Anhänger der Re⸗ 
gierung durch Inkorrektheiten zu fördern. In der Prager Han⸗ 
delskammer hatten die Deutſchen bei der Erſatzwahl im Juli 1881 
die Mehrheit behauptet, und ſie beeilten ſich vor der nächſten Er⸗ 
neuerung der Körperſchaft, die Wahlordnung zu ihrem Vorteile 
umzugeſtalten, was am 12. September 1883 geſchah. Die Tſchechen 
erhoben dagegen Proteſt, und das Handelsminiſterium arbeitete 
ſchließlich ſelbſt eine neue Wahlordnung aus, die im Verordnungs⸗ 
wege oktroyiert wurde. Noch ehe die Handelskammer ein Gutachten 
abgeben konnte, war ſie aufgelöſt worden. In der Pilſener Handels⸗ 
kammer ſtanden Anfang 1883 achtzehn deutſche Mitglieder acht⸗ 
zehn Tſchechen gegenüber. Bei der Präſidentenwahl mußte das Los 
entſcheiden, das den Tſchechen Glück brachte. Dieſe kaſſierten nun 
ein bereits anerkanntes deutſches Mandat und beriefen einen tſche⸗ 
chiſchen Erſatzmann ein. Auch in einem zweiten Falle wurde ſo ver⸗ 
fahren, und da die Regierung fünf gerade ſein ließ, blieb die tſche⸗ 
chiſche Mehrheit im Sattel. Die Budweiſer Kammer fiel den Tſche⸗ 
chen ebenfalls zu; vom Mai 1883 ab entſandte ſie nur tſchechiſche 
Abgeordnete in das Parlament. 
Am 4. Dezember 1883 hatte das „Schmerlingtheater“ ſeine Tore 
geſchloſſen, und die öſterreichiſche Reichsvertretung hielt ihren Einzug 
1) Deutſcher Nekrolog, Herausgeber Anton Bettelheim. Berlin 1897. 
Siehe: Heinrich Friedjung über Lienbacher. | 
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in den prunkvollen Palaſt, der von Theophil Hanſen auf dem 
Wiener Franzensringe errichtet worden war. Der Bau verſchlang 
elf Millionen Kronen. Merkwürdigerweiſe hatte man im Sitzungs⸗ 
ſaale wohl das Herzſchild im Wappen des Kaiſerhauſes angebracht, 
aber nicht den Doppeladler, das Emblem des Kaiſerſtaates. Der Um⸗ 
zug von dem alten in das neue Haus vollzog ſich ſang⸗ und klanglos, 
ja man vergaß ſogar, den Erbauer des Gebäudes zur Eröffnungs⸗ 
ſitzung einzuladen. Es verdient bemerkt zu werden, daß die erſte 
Vorlage, die auf den Tiſch des Hauſes niedergelegt wurde, der Un⸗ 
fallverſicherung der Arbeiter galt. 

Je länger die Taaffeſche Periode währte, um ſo feſter ſchloß ſich 
der „eiſerne Ring“, die Regierungsmehrheit, zuſammen. Mit dem 
Eſſen kam der Appetit, und die Anſprüche wuchſen bis zur An⸗ 
maßung. Die Feudalen, die Klerikalen und die eifrigen Vertreter 
der vorrückenden Nationen ſuchten möglichſt viele Vorteile für ſich 
herauszuſchlagen, die Einzelintereſſen erdrückten das Geſamtinter⸗ 
eſſe. Man war davon abgekommen, den Blick auf das Staatsganze 
zu lenken, eine politiſche Selbſtſucht ohnegleichen keimte auf... All⸗ 
gemach rückten die Neuwahlen heran, denn die Legislaturpe⸗ 
riode ging ihrem Ende entgegen. In der Budgetdebatte des 
Jahres 1885 wurden ſowohl von der Oppoſition als von der Mehr⸗ 
heit Rückblicke veranſtaltet. Dr. Herbſt meinte am 3. März: „Was 
uns alte Öfterreicher ängſtlich macht, iſt die Frage, ob es möglich ſein 
werde, jene verheerenden Wirkungen vollſtändig zu beſeitigen, die 
hervorgerufen wurden durch die immer ſchroffer hervortretenden und 
ſich unverſöhnlicher geſtaltenden Gegenſätze der Nationen, der Raſ⸗ 
ſen, der Konfeſſionen und Berufsklaſſen der Geſellſchaft. Wir fra⸗ 
gen, ob es möglich ſein werde, das Übel wieder zu beſeitigen, wel⸗ 
ches daraus hervorgeht, daß ſich die alten Traditionen in der öſter⸗ 
reichiſchen Bur 'aukratie immer mehr verflüchtigen, daß der Geiſt 
der Nationalität und der Parteigeiſt immer mehr in die Bureaukra⸗ 
tie eindringt und dadurch das Vertrauen der Bevölkerung immer 
mehr ſchwächt. Endlich ſehen wir, daß jene um ſich greifende und 
nicht genug zu beklagende Blaſiertheit unſerer jungen Generation 
gegen den öſterreichiſchen einheitlichen Staatsgedanken gefördert wird, 
denn unſere jüngere Generation wächſt heran unter dem alleinigen 
Eindruck des alle Ideen zurückdrängenden nationalen Kampfes.“ 
Ende April wurde der Reichsrat geſchloſſen; 324 Geſetzentwürfe wa⸗ 
ren von ihm verhandelt worden. 

Die Neuwahlen vollzogen ſich unter bisher fremden Verhält⸗ 
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niſſen, da ſich die Parteien zum erſtenmal an breitere Schichten wen⸗ 
den mußten. Von der Regierung wurden der Oppoſition alle mög⸗ 
lichen Schwierigkeiten bereitet. In Wien fanden die Wahlen am 
2. Juni 1885 ſtatt. Hier verliefen ſie für die Liberalen ungünſtig, denn 
drei Demokraten und ein Antiſemit drangen durch. Im ganzen und 
großen aber vermochte Graf Taaffe die Linke bloß um 15 Stimmen 
zu ſchwächen. „Eine Lokomotive iſt über den Leib der Oppoſition da⸗ 
hingebrauſt“, ſchrieb die „Neue Freie Preſſe“, „und konnte ihr kaum 
die Haut ritzen.“ Allerdings verlor Herbſt ſeinen langjährigen 
Wahlbezirk Schluckenau; er mußte ſich nach einer zweiten Niederlage 
in Prachatitz in den erſten Wiener Bezirk flüchten. In der Zeit der 
überhandnehmenden Bezirksmeierei konnte ein Mann den Wählern 
nicht mehr gefallen, der ihnen ſagte: „Ich betrachte die Stellung 
eines Abgeordneten nicht als die des Vertreters eines Bezirkes, ſon⸗ 
dern eines Abgeordneten von Oſterreich.“ Bei den Wahlen erhielten 
alle Mitglieder der Regierung bis auf Taaffe und Welſersheimb, der 
als Soldat nicht in Betracht kam, Mandate; einzelne Parlaments- 
ſitze wurden freilich unter recht ſonderbaren Umſtänden erworben. 
So mußte der Unterrichtsminiſter Conrad, der ſich als Slowene 
bekannt hatte, als Vertreter eines Bukowinaer Wahlbezirkes in 
das Parlament einziehen. Im Abgeordnetenhauſe gab es jetzt 
12 Parteiverbände. Zum engſten Anhang der Regierung gehörten 57 
Mitglieder des Tſchechenklubs, 56 Angehörige des Polenklubs, 34 
Mitglieder der Hohenwartgruppe und 19 Mitglieder des Liechten⸗ 
ſteinklubs. Im ganzen konnte der Miniſterpräſident unter den 353 
Abgeordneten auf etwa 190 Anhänger rechnen. Das neue Wahlrecht 
hatte alſo ſeine Schuldigkeit getan und der klerikal⸗feudal⸗ſlawiſchen 
Mehrheit zu einer Verſtärkung ihrer Reihen verholfen. Mit dieſem 
gefügigen Parlament ließ es ſich eine Zeit ziemlich ſorglos regieren. 
Die Oppoſition war überdies müde geworden und fühlte ſich in ihrer 
Einflußloſigkeit gar nicht wohl. Der Löwe, der einſt das Miniſte⸗ 
rium Taaffe zerfleiſchen wollte, bekam immer ſtumpfere Zähne und 
Krallen. . 


B. Die Parteien. 


Des griechiſchen Denkers Ausſpruch: „Alles fließt!“ kommt einem 
in den Sinn, wenn man die Schickſale der öſterreichiſchen Parteien 
erzählen ſoll. Ein unausgeſetzter Umſchichtungsprozeß fand ſtatt, 
Namen tauchten auf und vergingen, ohne daß im Weſen allzu große 
Veränderungen Platz griffen. Wir können hier bloß die Linien der 
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bedeutendsten Entwickelungen berückſichtigen; die Heinen Umwand⸗ 
lungen haben ohnedies die Geſchichte wenig beeinflußt. In den acht⸗ 
ziger Jahren kamen die Parteien der Rechten in den Vorder⸗ 
grund, und ihnen muß ſich unſer Blick zuerſt zumenden. Der Po⸗ 
lenklub ſtellte eine feſte Organiſation der polniſchen Abgeordneten 
dar, die von Grocholski kraftvoll geführt wurde. Faſt könnte man 
von einem Kommando reden. Die Parteiſchattierungen innerhalb 
des polniſchen Volkes hatten geringen Belang, denn die Gruppe der 
Krakauer Feudalen verfügte über einen richtunggebenden Einfluß; 
ſie machte die Wahlen, ſie ſetzte eigentlich die Abgeordneten ein. 
Die tſchechiſchen Parlamentarier vereinigten ſich im Tſchechen⸗ 
klub, dem Rieger vorſtand. Der Flügel der Feudalen wurde inner⸗ 
halb dieſer Vereinigung vom Grafen Clam⸗Martinic geleitet. Im 
Laufe der Zeit erweiterte ſich jedoch der Riß zuſehends, der das Bür⸗ 
gertum in Alt⸗ und Jungtſchechen trennte; die Gegenſätze zwiſchen 
den konſervativen, den Klerikalen Zugeſtändniſſe machenden Abge⸗ 
ordneten der älteren Richtung und den freiheitlich⸗demokratiſchen 
Vertretern der jüngeren Gruppe kamen mit wachſender Schärfe zum 


Ausdrucke. Im Mai 1887 wurde den fünf Jungtſchechen der An⸗ 


ſchluß an den einheitlichen Tſchechenklub im Abgeordneten hauſe des 
Reichsrates verweigert. Als ihr Führer Dr. Eduard Gregr nach die⸗ 
ſem Ereigniſſe die Hauptſtadt Böhmens aufſuchte, bereitete ihm die 
Studentenſchaft ſtürmiſche Huldigungen, während vor Riegers Woh⸗ 
nung lärmende Kundgebungen ſtattfanden. Am 19. Juni wurde am 
Fuße des Berges Rzip eine jungtſchechiſche Maſſenverſammlung ab⸗ 
gehalten, an der 20000 Menſchen teilnahmen. Gregr erntete ſtür⸗ 
miſchen Beifall, als er das feudal⸗klerikale Bündnis das größte Un⸗ 
glück für die Tschechen nannte. Eines nicht weniger herzlichen Emp⸗ 
fanges konnte ſich der jungtſchechiſche Abgeordnete Graf Wenzel 
Kaunitz rühmen. Die Menge feierte ihn als „die einzige treue ariſto⸗ 
kratiſche Seele“. 

Graf Hohenwart war eine der bedeutendſten Stützen der Re⸗ 
gierung Taaffe. Er ſtellte die Fühlung zwiſchen der Regierung und 
den nationalen und klerikalen Gruppen her. Ihm gelang es, ein Ge⸗ 
folge um ſich zu ſcharen, das recht buntſcheckigwar und dem Mini⸗ 
ſterium vortreffliche Dienſte leiſtete. Die deutſch⸗klerikalen Abgeord⸗ 
neten aus Oberöſterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarl⸗ 
berg, die Slowenen aus Krain und dem Küſtenlande, die Kroaten aus 
Dalmatien und die Rumänen aus der Bukowina ſaßen um einen 
Tiſch. Indes, die anſchwellende nationale Bewegung zwang auch die 
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Klerikalen deutſcher Zunge zu Zugeſtändniſ ſen. Sie ſchieden aus und 
bildeten unter der Führung der Prinzen Alfred und Alois Liechten- 
ſtein den Liechtenſteinklub. Dem Hofrat Lienbacher war dieſe Gruppe 
dennoch zu wenig national und er verſuchte gegen Ende der achtziger 
Jahre ohne Glück die Bildung einer nationalbewußten deutſch⸗kleri⸗ 
kalen Partei. 
Auf Anregung des Grafen Hohenwart wurde für die großen 
Gruppen der Rechten ein gemeinſames Organ geſchaffen: das Exe⸗ 
kutivkomitee, dem fünfzehn Abgeordnete angehörten. Dieſes 
Exekutivkomitee verſtand es, ſeine Macht ſo ſehr auszudehnen, daß 
ihm eigentlich die Leitung des Parlaments und die Führung der Re⸗ 
gierung zufiel. Nicht mit Unrecht ſprach man von einem „Rat der 
Fünfzehn“. 
Wenden wir nun unſere Aufmerkſamkeit der deutſchliberalen 

Oppoſition zu. Nach wie vor fehlte es bei den Reſten der Verfaſ⸗ 
ſungspartei an Einmütigkeit. Die Spaltung war nicht aufzuhalten, 
und als im November 1881 der Zuſammenſchluß der Liberalen ver⸗ 
ſucht wurde, als die Vereinigte Linke erſtand, konnte damit nicht jene 
Übereinſtimmung erzielt werden, die allein Stärke zu verleihen ver⸗ 
mag. Aus den Wahlen in der Mitte der achtziger Jahre gingen zwei 
große Gruppen, der Deutſch⸗öſterreichiſche Klub und der Deutſche 
Klub, hervor. Doch bald begann die unheilvolle Zerſplitterung aufs 
neue, und der 1888 geſchaffene Verband der Vereinigten deutſchen 
Linken war wieder bloß ein blutleeres und markloſes Gebilde.!) Auf 
die Tendenz zur Atomiſierung haben außer perſönlichen Gründen 
vornehmlich zwei Erſcheinungen des öffentlichen Lebens eingewirkt: 
das unter den Schlägen der Taaffeſchen Herrſchaft immer radikaler 
werdende ſtammesgenöſſiſche Bewußtſein der Deutſchen und der auf⸗ 
keimende Antiſemitismus, der auf die Fünfguldenmänner anſehn⸗ 
liche Werbekraft ausübte. Zu denen, die immer mehr nach links oder 
— wenn man will — hinab een gehörte in erſter Linie Dr. 
Otto Steinwender. 
Unter den Deutſchliberalen war Ernſt von Plener der unbe⸗ 

ſtrittene geiſtige Führer geworden. Herbſt hatte durch den Wandel 
der Zeiten an Popularität ſtark eingebüßt, und auf der Suche nach 
einem jungen, unverbrauchten Nachfolger ſtieß man auf den Sohn 
des einftigen Finanz- und Handelsminiſters. Ernſt von Plener 


e 4 90 aeg Charmatz, Deutſch⸗öſterreichiſche Politik. Leipzig 1907, Duncker 
umblot 
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wurde ſechseinhalb Jahre vor der Revolution geboren.!) Er hatte 
ſich der diplomatischen Laufbahn gewidmet, aber er mußte — den 
großen materiellen Anforderungen dieſes Berufszweiges nicht ge⸗ 
wachſen — im Jahre 1873 vom diplomatiſchen Dienſte zurücktreten. 
Plener ſaß im Abgeordnetenhauſe als Abgeordneter der Egerer 
Handelskammer, und ſeine oft packende Beredſamkeit und ſein aus⸗ 
gebreitetes und tiefes nationalökonomiſches ſowie politiſches Wiſſen 
ſicherten ihm die Aufmerkſamkeit ſeiner Kollegen. Er wurde hoch 
geprieſen und ſtark geläſtert; von der Parteien Haß und Gunſt ver⸗ 
zerrt, ſchwankt ſein Charakterbild. Es iſt auch nicht leicht, ſich zur 
richtigen Beurteilung dieſes Mannes als Politiker durchzuarbeiten. 
Plener war Führer zu einer Zeit, da das Liebäugeln mit der Maſſe 
zur Mode wurde, in der der Abgeordnete nicht mehr auf Kothurnen 
ſchreiten durfte. Nun iſt Plener ſeinem innerſten Weſen nach Ariſto⸗ 
krat, und auf ihn paßt, wenn auf irgend jemanden, die Kennzeich⸗ 
nung Coriolans, die Shakeſpeare einem römiſchen Ratsdiener in den 
Mund legt: „Das iſt ein wackerer Geſell, allein er iſt verteufelt 
ſtolz und liebt das gemeine Volk nicht.“ Weder aus Hochmut noch 
aus ſchaler Unwiſſenheit! Plener hat als junger Diplomat in Frank⸗ 
reich und England die ſozialpolitiſche Geſetzgebung ſtudiert, er reihte 
ſich den beſten Kennern Laſſalles und Marx' im Bürgertume an. 
Niemand kann aus ſeiner Haut heraus, und nur ein Heuchler ſucht 
zu täuſchen. Der ſteife, ernſte Plener hat um zu! Jahrzehnte zu N 
ſpät gewirkt: das iſt ſein Verhängnis geweſen. Seine Gegner, 
die ſchon gegen Ende der achtziger Jahre in ihm den künftigen Mi⸗ 
niſter erkennen wollten?), griffen nicht zu ſehr daneben. Vorerſt 
jedoch bildete Taaffes perſönliche Abneigung gegen Plener ein Hine i 
dernis. bu 

Der deutſche Mittelſtand, der im eriten Jahrzehnte des Taaffe⸗ s 
ſchen Regimes ſieghaft und gebietend auf der politiſchen Bildfläche 
erſchien, hatte keine Neigung, den alten parlamentariſchen Vertre⸗ 
tern zu folgen. In ihm herrſchte die Empfindung vor, daß die Män⸗ 
ner, die ſich in den vorhergegangenen Jahren um die Maſſen kaum 
gekümmert hatten, nun nicht berufen ſeien, ſeine Anwälte zu wer⸗ 
den. Neue Bewegungen entſtehen in der Regel durch die Ausnützung 
eines zugkräftigen Schlagwortes, das gleichſam aus den Berhäftnij- 
ſen herauswachſen muß. Für die Erhebung des deutſchen Mittelſtan⸗ 

1) Ernſt Freiherr von Plener, Erinnerungen. I. 


2) Paul Dehn, Deutſchland nach Oſten, Oſterreich-Ungarn in ache h 
deutſchem Licht. I. u 
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des gegen die erbgeſeſſenen Parteien gab der Antiſemitismus 
die wirkungsvolle Loſung. Er trat politiſch in verſchiedenem Ge⸗ 
wande hervor: als nationaler Raſſenantiſemitismus und als wirt- 
ſchaftlicher Kampfantiſemitismus. Ihm war es gegönnt, im Laufe 
der Jahre weite Kreiſe zu ziehen, allein in ſeinen Anfängen kam er 
doch hauptſächlich als Pflanze des Wiener Bodens zur Geltung. 
Auch in der Donauſtadt bemerken wir das geſonderte Auftreten der 
beiden Richtungen, obgleich die erbitterte Gegenwehr der um ihren 
Beſitz beſorgten Parteien ein engeres Zuſammenrücken der Deutſch⸗ 
nationalen und der Chriſtlichſozialen bewirkte. 
Am 11. Oktober 1880 fand im Dreherſaale im dritten Wiener 
Bezirke eine Verſammlung von Gewerbetreibenden ſtatt, an der 
Liberale und Demokraten teilnahmen. Deſſenungeachtet wurde an 
dieſem Abend eine antiſemitiſche Note angeſchlagen, die jedoch nur 
ſchwach erklang. Dieſe Verſammlung führte zur Gründung eines 
„Vereins zum Schutze des Gewerbeſtandes“, dem Anhänger der ver⸗ 
ſchiedenſten Parteien beitraten. Hier kehrte Joſef Buſchenhagen im⸗ 
mer mehr ſeinen Autiſemitismus hervor. Endlich entſchloß er ſich 
im Vereine mit Zerboni, dem Herausgeber des „Iſterreichiſchen 
Volksfreundes“, im Jahre 1882 den „Reformverein“ ins Leben zu 
rufen, der offen antiſemitiſchen Grundſätzen huldigte. Im Laufe 
weniger Monate hatte dieſe Organiſation tauſend Mitglieder gewor⸗ 
ben. An der Spitze des „Reformvereins“ ſtand zuerſt Dr. Pattai, 
den ſpäter der Mechaniker Ernſt Schneider ablöſte. Auch Georg von 
Schönerer gehörte zu den Mitgliedern dieſes Vereines. Doch er und 
Pattai konnten dem „Reformverein“ nicht das gewünſchte deutſch— 
nationale Gepräge geben, und ſo gründeten ſie am 2. Juni 1882 
den „Deutſchnationalen Verein“. Als programmatiſche Grundlage 
diente das ſogenannte „Linzer Programm“, das ſchon 1880 unter 
Mitwirkung von Heinrich Friedjung, Viktor Adler und Engelbert 
Pernerſtorfer ausgearbeitet worden war. Es wollte Oſterreich durch 
die Sonderſtellung beziehungsweiſe Loslöſung Galiziens und Tal- 
matiens zu einem vorwiegend deutſchen Staate machen und in enge 
geiſtige Verbindung mit Deutſchland bringen. Nun wurde das „Lin⸗ 
zer Programm“ durch das Verlangen nach der Beſeitigung des 
jüdiſchen Einfluſſes ergänzt. An den Wahlen im Jahre 1885 
beteiligten ſich die Antiſemiten lebhaft. Pattai wurde im ſechſten 
Wiener Bezirke gewählt, während Schneider im zweiten Bezirke 
durchfiel. Allein Pattai lehnte es im Abgeordnetenhauſe ab, ſich dem 
„Verbande der Deutſchnationalen“ anzuſchließen, den Schönerer, 
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Türk und Fiegl geſchaffen hatten. Die Gegnerſchaft zwiſchen Schö⸗ 
nerer und Pattai, die bereits früher zum Vorſcheine gekommen war, 
gewann jetzt an Tiefe. Im Jahre 1886 brachte der Buchhändler Cor⸗ 
nelius Vetter den „Oſterreichiſchen Reformer“ an ſich, der das zweite 


antiſemitiſche Organ Wiens wurde; er gründete im Vereine mit 


Pattai eine Reihe von antiſemitiſchen Bezirksorganiſationen. Aus 
ihnen kamen zum größten Teile die Männer, die im Jahre 1887 an 
die Gründung des „Chriſtlichſozialen Vereines“ ſchritten. Von die 


ſem Sammel punkte ging dann ſpäter die ſtürmiſche, aber erfolgreiche 
Bewegung aus, die zur Eroberung Wiens durch die Antisemiten 
führte. Freilich mußte vorher dem Vereine eine Kraft zuwachſen, die 


in ihrer Perſönlichkeit die Gewähr des Sieges bot. Dr. Karl Lueger 


war unterdeſſen zum Antiſemitismus übergetreten, denn er glaubte 


mit dieſer Loſung am leichteſten gegen die Reſte der liberalen und 
demokratiſchen Parteien anſtürmen zu können. Die taſtenden, eigent⸗ 


lich noch führerloſen Maſſen der Fünfguldenmänner ſollten um die 
Fahne des chriſtlichen Sozialismus geſchart werden, der durch den 
Antiſemitismus die Liberalen und durch das Zünftlertum die De⸗ 
mokraten aus dem Felde ſchlagen wollte. Im Frühjahr 1888 ſchlof⸗ 
ſen die verſchiedenen antiſemitiſchen Gruppen und Vereine eine Ver⸗ 
einbarung; ſie fanden ſich in der Partei der vereinigten Chriſten zu⸗ 
ſammen, um bei den darauffolgenden Gemeinderatswahlen durch das 
einmütige Auftreten Siege zu erringen. Das Jahr 1889 brachte das 
Erſcheinen einer antiſemitiſchen Tageszeitung: Der Abgeordnete 
Vergani ließ in Wien das „Deutſche Volksblatt“ erſtehen. !) 


Nationalismus und Antiſemitismus, das waren die zwei Grund⸗ i 
pfeiler für die deutſchnationale Partei, die Georg von Schönes 


rer gründete. Sie erlangte für das ganze Parteileben die größte 
Bedeutung, weil die unermüdliche und ungeſtüme Agitation der Ra⸗ 
dikalen auf die anderen Gruppen zurückwirkte. In der Furcht, von 
den Schneidigeren ausgeſtochen zu werden, traf man auf allen Sei⸗ 
ten Veranſtaltungen, um im Wettbewerbe um die wandelbare Gunſt 
der Wähler nicht zurückzuſtehen. Georg von Schönerer kam im Jahre 
1842 als Sohn eines Eiſenbahnunternehmers in Wien zur Welt. Er 
beſuchte landwirtſchaftliche Lehranſtalten und fand nachher auf den 
Gütern des Fürſten Schwarzenberg und des Erzherzogs Albrecht 
en eee widmete er ſich der Bewirtſchaftung des väter⸗ 


1) Karl Hron, Wiens antiſemitiſche Bewegung. Siehe auch mein Eſſay: 
„Dr. Karl Lueger“ in der Monatsſchrift „Deutſchland“, H. 25. 
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lichen Gutes Schloß Roſenau bei Zwettl. Im Jahre 1873 war er 
ins Abgeordnetenhaus gekommen, wo er auf der äußerſten Linken 
Platz nahm. Schönerer war eine knorrige Junkergeſtalt, Kampfes⸗ 
luſt und Selbſtgefühl bildeten den Grundzug ſeines Weſens. Um das 
deutſche Volk in Oſterreich hat ſich „Ritter Georg“ unauslöſchliche 
Verdienſte erworben, denn er iſt ein Wecker und Rufer in einer Zeit 
geweſen, in der die anderen ſchliefen. Allerdings fehlte ihm die wert⸗ 

volle Gabe, ſich zu beſchränken; die Kugel, die er ins Rollen brachte, 
ſchleuderte er über das Ziel hinaus. Der Arbeiterklaſſe war er in den 
Tagen der Bedrängnis ein Fürſprecher im Parlamente; er, der 
Junker, trat als einer der erſten „Bourgeois“ für das allgemeine 
Wahlrecht ein. Die Leidenſchaftlichkeit im Losſchlagen zeigte ſich 
auch, als Schönerer den Antiſemitismus aufgriff und den Haß ge⸗ 
gen die Juden in allen Gauen predigte. Im Mai 1887 übergab er 
dem Abgeordnetenhauſe 2206 Petitionen, die ein Geſetz gegen die 
Einwanderung der Juden nach Art der nordamerikaniſchen Anti⸗ 
chineſen⸗Bill herbeiwünſchten. 37000 Unterſchriften waren aufge⸗ 
bracht worden. Ebenſo maßlos ging er in der Bekämpfung der libe⸗ 
ralen Preſſe vor, gegen die er in Dutzenden von Verſammlungen los⸗ 
zog. Am 24. Februar 1888 ſchloß er ſeine Hetzrede im Sofienſaale mit 
dem Rufe: „Die Schonzeit der jüdiſchen Zeitungsſchreiber und ihrer 
Genoſſen iſt nun für alle Zeit vorüber.“ !) Wenige Tage nachher 
drang er mit einigen Anhängern in die Redaktion des „Neuen Wiener 
Tagblattes“ ein. Dieſe Zeitung hatte in einer Extraausgabe vom 
8. März den Tod Kaiſer Wilhelms J. gemeldet, ſpäter jedoch in einer 
zweiten Ausgabe richtiggeſtellt, daß der Monarch noch am Leben 
ſei. Schönerer glaubte ein Recht zu haben, die Redakteure perſönlich 
zur Verantwortung zu ziehen und roh zu überfallen. Dieſe An⸗ 
maßung mußte er dann mit dem Verluſte ſeines Adels und mit einer 
Kerkerſtrafe büßen. Acht Tage nach der gerichtlichen Verurteilung 
wurden Schönerer große Huldigungen bereitet, und unter den Gra⸗ 
tulanten, die bei ihm vorſprachen, befand ſich auch Dr. Karl Lueger. 
Vor dem Wohnhauſe in der Bellariaſtraße hatten ſich Tauſende von 
Menſchen angeſammelt, die donnernde Hochrufe ausbrachten. Die poli⸗ 
tiſche Tätigkeit bis zur Verurteilung bildete den freundlicheren Teil 
im Leben Schönerers. Was ſpäter folgte, waren fortgeſetzte Fehl⸗ 
griffe dieſes mannhaften Mannes. Wenn man die letzten Ab⸗ 
ſchnitte überdenkt, kann man nicht umhin, ſich der Verirrungen des 

1) Georg Ritter von Schönerer, Rede über die Preſſe. Wien 1888. — 
F. F. Maſſaidek, Georg Schönerer und die deutſchnationale Bewegung. 
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Engländers Burke zu erinnern, die ſeine bezwingenden Eigenſchaf⸗ 
ten untergehen ließen. 
Ein anderes Naturell als Schönerer beſaß Dr. Karl Lueger, 
der Sohn eines Hausdieners an der Wiener Technik. Lueger erzählte, 
daß er bis zu ſeinem vierten Lebensjahre ſtumm geblieben ſei, doch 
die Beredſamkeit ſeiner reifen Jahre holte die Verſäumniſſe reichlich 
nach. Der ſchöne, ſchmiegſame Mann, der die Herzen der Frauen er⸗ 
oberte, hatte wie Alexander Bach in ſeinen Adern Bauernblut. Auch 
ſonſt ſind viele verwandte Züge vorhanden; indes, der eine ſuchte das⸗ 
Jahrhundert mit der Kirche und dem Adel, der andere mit dem Volke 
und der Kirche in die Schranken zu fordern. Im Jahre 1875 wurde 
der künftige Bürgermeiſter von Wien vom zweiten Wahlkörper des 
dritten Bezirkes bei einer Erſatzwahl in den Gemeinderat geſchickt. 
Das Mandat lief nur ein Jahr, und man ſprach deshalb ſcherzhaft 
von einem Einjährig-Freiwilligen.“) Lueger war anfänglich als 
Liberaler und dann als Demokrat aufgetreten. Seine erſten großen 
Erfolge errang er im Gerichtsſaale, wo ſeine Anklagen gegen die 
Korruption in der Gemeindeverwaltung erhärtet wurden. Daß Lue⸗ 
ger als freiheitlicher Volksvertreter nicht recht aufkommen konnte, 
iſt nur mit einer Einſchränkung richtig, denn er war ſchon Ende der 
ſiebziger Jahre nahe daran, Vizebürgermeiſter zu werden. Da er 
die Wahl ablehnte, fiel die Würde ſeinem engeren Parteikollegen Dr. 
Schrank zu. Später fand er allerdings in Prix einen ſtarken Gegner, 
der auch bei der nächſten Vizebürgermeiſterwahl über ihn ſiegte. Voll 
ausleben konnte ſich Lueger erſt in den achtziger Jahren, als der 
Strom des politiſchen Lebens breiter wurde und — trüber. Bei den 
Reichsratswahlen im Jahre 1885 vermochte ſich der „ſchöne Karl“ 
gegenüber dem wackeren Wiener Vizebürgermeiſter Steudel, der 
ſelbſt ein volksfreundlicher Mann war, als demokratiſcher Kandi⸗ 
dat durchzuſetzen. Er hielt nun den erſehnten Einzug in das Abge⸗ 
ordnetenhaus, wo er nach Herzensluſt und mit großem Geſchicke 
zum Fenſter hinaus ſprechen durfte. In der Beherrſchung der Ma 
ſen war Lueger ein Meiſter; kein perſönliches Opfer ſchien ihm zu 
groß, wenn es galt, dem kleinen Manne zu ſchmeicheln, niemand 
ſtand ſo tief, daß er ſich nicht zu ihm herabgelaſſen hätte. Die mar⸗ 
kanten Eigenſchaften des Wieners lebten in dem ehrgeizigen Politi⸗ 
ker: die liebenswürdige Leichtfertigkeit ebenſo wie der tändelnde 
Witz. In ſeinem Innern eine verſöhnliche Natur, wurde er um des 


1) Franz Stauracz, Dr. Karl Lueger. (Chriſtlichſoziale Parteiſchrift.) 
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Zweckes willen ein lauter Haſſer. Luegers ſtarke Perſönlichkeit wirkte 
auf alle Kreiſe der Bevölkerung, aber im gewerblichen Mittelſtande 
fa d er reine treue Garde, die mit ihm durch die Gaſſen zog und das 
N. mit den Juden“ bis zur Ermattung ſchrie. Nicht der nebel⸗ 
afte, kaum verſtandene chriſtliche Sozialismus, ſondern der Mann 
| t Siege gejeiert, nicht der Antiſemitismus, der von Schönerer kaum 
ra er beharrlich verfochten und vertreten wurde, ſondern Dr. Lue⸗ 
r hat die Liberalen zu Boden geworfen und eine Organiſation ge⸗ 

| 5 aus der eine Reichspartei herauswachſen ſollte. Als die 


Wogen der antiſemitiſchen Strömung wild emporſpritzten, gab der 
reiſinnige Erzherzog Rainer in der Akademie der Wiſſenſchaften 
jeiner Abneigung durch die Worte Ausdruck: „Leider muß gejagt 
werden, daß der Kampf gegen Aufklärung und Fortſchritt eröffnet 
wurde, aber wir wollen hoffen, daß dieſe trübe Erſcheinung bald vor⸗ 
te werde.“ Doch das Volk entſchied anders. Ende der neun⸗ 
1 r Jahre, als Lueger ſeine kühnſten Träume verwirklicht ſah, 
ehrte er wieder ſein nach allen Seiten hin liebenswürdiges Weſen 
hervor unde gebot auch ſeinem Anhange eine ruhigere Sprache. Schö⸗ 
15 re war ein Mann der Oppoſition, Lueger jedoch beſaß einen ſtar⸗ 
rang nach praktiſcher Arbeit. Durch die Kritik wurde er groß, 
doch dis ſchöpferiſche Verwaltungsarbeit bildete ſein Ziel. Der Füh⸗ 
rer der Chriſtlichſozialen hat die vorhandene Anhänglichkeit an die 
Dynaſtie auszunützen verſtanden und die Kirche, die ſich erſt ſträubte, 
zu feiner Bundesgenoſſin gemacht; Schönerer dagegen ließ dieſe 
Anknüpfungspunkte ungenützt und darin iſt nicht zuletzt die Erklä⸗ 
Ai dafür zu finden, weshalb der eine ſo hoch hinaufſtieg und der 
andere nicht vorwärtskam. 

Das Wahlrecht der Fünfguldenmänner ließ noch immer einen gro⸗ 
ßen Teil der Bevölkerung unberückſichtigt. Die induſtrielle Arbei⸗ 
terj haft beſaß auf die Geſetzgebung und die Verwaltung des Staa⸗ 
15 keinen anderen Einfluß als den, den ſie von der Gaſſe auszuüben 

nochte. Wohl hatte ſie ſich eine Organiſation geſchaffen, aber die⸗ 

er anden in der Ara Taaffe ſchwere Kriſen bevor. Die Angſt vor 
der freien politiſchen Betätigung, die bei der Bureaukratie vor⸗ 
herrſchte und die von der Regierung gefördert wurde, konnte für das 
Proletariat nicht ohne üble Folgen bleiben. In der Arbeiterſchaft 
verſtärkte ſich ohnehin die Spaltung in eine anarchiſtiſche und in eine 
ſozialiſtiſche Gruppe, ohne daß die Unterſchiede geiſtig voll erfaßt 
wurden. Im Juli 1881 erſchien die „Wahrheit“, das Organ der 

Gimßigten, das für ruhige organiſatoriſche Arbeit eintrat. Dage⸗ 
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gen ließ das Sprachrohr der Radikalen, die „Zukunft“, erkennen, 
daß man in dieſen Kreiſen jedes Vertrauen zu den Machthabern ver⸗ 
loren hatte und nur mehr auf die eigene Gewalt pochte. Der Kampf 
um das allgemeine Wahlrecht wurde abgelehnt, weil von den herr⸗ 
ſchenden Klaſſen keine Reform zu erwarten ſei. Als Ziel der Tätig⸗ 
keit ſetzte man „keine zweifelhafte Erleichterung der Arbeit“, ſondern 
verlangte ihre „gänzliche Befreiung“. Dank der Borniertheit der Re⸗ 
gierung erhielten die Radikalen bald die Oberhand. Im Jahre 1881 
wurde einer der Ihren zu vier Jahren Kerker verurteilt, weil er das 
Londoner Anarchiſtenblatt die „Freiheit“ eingeſchmuggelt hatte, ein 
anderer bekam zwölf Jahre Kerker zudiktiert, weil er Flugſchriften 
drucken laſſen wollte, die das Gericht als hochverräteriſch bezeichnete. 

Das iſt nur der Anfang der Kette von drakoniſchen Urteilen. 
Durch ſie kamen die Radikalen immer mehr ins anarchiſtiſche Fahr⸗ 
waſſer. Zwei ihrer Anhänger hatten den Wiener Schuhfabrikanten 
Merſtallinger überfallen und beraubt, und das gab der Polizei 
die Veranlaſſung, zweiunddreißig als Führer geltende Arbeiter zu 
verhaften. Im Dezember 1883 wurde ein Polizeikonzipiſt in Flo⸗ 
ridsdorf erſchoſſen, als er von einer Arbeiterverſammlung heim⸗ 
kehrte. Der Mörder, Anton Kammerer, war ein 22 jähriger Re⸗ 
volutionär. Im Januar 1884 fiel der Wechſelſtubenbeſitzer Eiſert 
einem Raubmorde zum Opfer. Der Mord wurde dem Radikalen 
Stellmacher zur Laſt gelegt, der trotz ſeines Leugnens hingerichtet 
ward. In den Straßen Wiens kam es zu blutigen Zuſammenſtö⸗ 
ßen zwiſchen Arbeitern und Sicherheitswachleuten, und als Anfang 
September 1883 rieſige Holzlager in Wien auflohten, glaubte man 
die Brandſtifter in den Kreiſen der Radikalen ſuchen zu müſſen. Das 
ſind bloß einige Daten. Ein vertraulicher Bericht der Regierung 
aus dem Jahre 1884 führt eine Unzahl von bedrohlichen Vorkomm⸗ 
niſſen an, ohne allerdings hinzuzufügen, inwieweit die allgemeinen 
Zuſtände an den betrübenden Erſcheinungen ſchuld waren. Am 30. 
Januar 1884 erſchien eine Verordnung des Geſamtminiſteriums, 
die über Wien, Korneuburg und Wiener⸗Neuſtadt den Ausnahmezu⸗ 
ſtand verhängte. Eine zweite Verordnung verfügte die Einſtellung 
der Geſchworenengerichte für Wien und Korneuburg, die Ende des 
Jahres auch auf Wiener⸗Neuſtadt ausgedehnt wurde. Rechtzeitig 
war der Hauptführer der Radikalen, der Leiter der „Zukunft“, Joſef 
Peukert, geflohen, von dem man — trotz ſeiner „Erinnerungen“ — 
heute noch nicht weiß, ob er ein Spitzel oder nur ein unruhiger Fa⸗ 
natiker e iſt. 
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Die Ausnahmeverfügungen der Regierung, die alle Bevölkerungs⸗ 
ſchichten und vor allem die gemäßigte Arbeiterſchaft in Mitleidenſchaft 
zogen, ſtießen im Parlamente auf Widerſtand, wurden aber ſchließ⸗ 
lich genehmigt. Schönerer, der ſich wacker für die Rechte der Arbeiter 
einſetzte, ſtellte den Antrag, dem Proletariate durch Altersverſor⸗ 
gungs⸗ und Rentenkaſſen entgegenzukommen. Daß dieſe Anregung 
nicht aufgegriffen ward, muß nicht erſt betont werden. Während ein 
Teil der Regierungsmehrheit daran ging, eine vernünftige Sozial⸗ 
politik zu begründen, hatte die Arbeiterſchaft furchtbar unter der 
Willkür und Verfolgungsſucht der Behörden zu leiden. In der er⸗ 

ſten Woche nach der Verhängung des Ausnahmezuſtandes wurden 
aus Wien und Floridsdorf 300 Perſonen ausgewieſen. Die Abge⸗ 
ordneten Pernerſtorfer und Kronawetter erzählten bei der Budget⸗ 
debatte im März 1886 entſetzliche Einzelheiten. Viele Vereine lö⸗ 
ſten ſich freiwillig auf, und auch die „Wahrheit“ ſtellte ihr Erſcheinen 
ein. Der vom Miniſterium angekündigte Sozialiſtengeſetzentwurf 
wurde dem Parlamente nach den Neuwahlen abermals vorgelegt. 
Das Abgeordnetenhaus nahm gewichtige Anderungen vor und ſchuf ein 
„Anarchiſtengeſetz“, das im Juni 1886 die kaiſerliche Sanktion er⸗ 
hielt. Für ſtrafbare Handlungen, denen anarchiſtiſche, auf den ge⸗ 
waltſamen Umſturz der beſtehenden Geſellſchaftsordnung gerichtete 
Beſtrebungen zugrunde liegen, wurden für das ganze Reichsgebiet 
die Geſchworenengerichte außer Wirkſamkeit geſetzt. Die Gültigkeit 
des Geſetzes war mit zwei Jahren befrijtet.1) Im April 1888 wollte 
die Regierung das Geſetz auf weitere drei Jahre verlängern. Doch es 
zeigte ſich eine ſtarke Oppoſition, und der Parlamentsausſchuß ver⸗ 
ſtand ſich bloß auf die Verlängerung auf weitere zwei Jahre. An 
das Plenum kam der Geſetzentwurf nicht, weil der Reichsrat vertagt 
wurde. Graf Taaffe und Graf Schönborn halfen ſich durch eine Ver⸗ 
| ordnung, für die nach dem Zuſammentritte des Abgeordnetenhauſes 

nur ſchwer die Genehmigung erwirkt werden konnte. Im Ausſchuſſe 
für das Anarchiſtengeſetz kämpfte Pernerſtorfer gegend dieſe Ausnahme⸗ 
verfügung, und auch Herbſt trat dagegen auf. Im Juni 1891 nahm 
das Abgeordnetenhaus eine Reſolution an, durch die die Beſeitigung 
der Ausnahmebeſtimmungen für Niederöſterreich verlangt wurde. 
Damit hatte dieſe ihr Ende erreicht. Auch das von der Regierung 
geforderte Anarchiſtengeſetz kam nicht mehr zuſtande. 

In der Leidenszeit tauchte der lebhafte Wunſch auf, die getrennt 


1) Jutius Deutſch, Geſchichte der öſterreichiſchen Gewerkſchaftsbewegung. 
Wien 1908 
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marſchierenden Gruppen der Arbeiterſchaft zu ſammeln. Allein der 
Argwohn in beiden Lagern war groß und ließ ſich ſchwer beſeitigen. 
In der Weihnachtszeit des Jahres 1886 erſchien die „Gleichheit“, in 
der Dr. Viktor Adler vorſichtig, aber beharrlich auf die Verſtändi⸗ 
gung hinarbeitete. Nun ging es etwas raſcher vorwärts, und am 
3. April 1887 konnte bereits eine Verſammlung ſtattfinden, bei der 
Gemäßigte und Radikale referierten. Es wurde auch ein Fünfzehner⸗ 
Komitee eingeſetzt, in dem beide Gruppen vertreten waren. Die Be⸗ 
hörde zeigte gute Luſt, den fünfzehn Männern einen Geheimbund⸗ 
ze anzuhängen, allein fie kam von dieſem Vorhaben ab. Zu 
Pfingſten 1887 gab ein in Brünn abgehaltenes Sängerfeſt deutſchen 
und tſchechiſchen Arbeitern Gelegenheit, einander näherzutreten, und 
um Weihnachten wurde in derſelben Stadt ein Parteitag der tſche⸗ 
chiſch⸗ſlawiſchen Arbeiterpartei abgehalten, der die Angliederung an 
die deutſchen Arbeiter bei der demnächſt zu erwartenden Einigung 
beſchloß. Unter vielen Mühen vollzogen ſich die Vorarbeiten für den 
Einigungsparteitag, der nach Hainfeld!) verlegt wurde, weil hier 
ein vernünftiger Bezirkshauptmann — Graf Leopold Auersperg — 
waltete und weil dieſer Ort von den Ausnahmebeſtimmungen nicht 
berührt war. Dank der Geſchicklichkeit Dr. Viktor Adlers ſchloß der 
Parteitag vom 30. und 31. Dezember 1888 und 1. Januar 1889 mit 
einem vollen Erfolge ab. Die Einigung war geglückt, die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Arbeiterſchaft hatte wieder eine feſte Organiſation, die all⸗ 
mählich ſtark genug wurde, den Kampf gegen die Engherzigkeit der 
Regierung, gegen die ſoziale Einſichtsloſigkeit der Bureaukratie und 
gegen die Feſſel der Wahlprivilegien bevorrechteter Klaſſen aufzu⸗ 
nehmen. 


C. Die nationale Politik. 


Zur Zeit der deutſchen Vorherrſchaft war die Löſung des Nationa⸗ 
litätenproblems vernachläſſigt worden. Die Tſchechen banden ſich 
durch ihre verfehlte Abweſenheitspolitik die Hände, und die anderen 
Völker waren mit Ausnahme der Polen zu ſchwach, um den Hebel der 
Geſetzgebung zu bewegen. In der Ara Taaffe entbrannte der Kampf 
der Nationen deſto heißer; beſonders die Tſchechen ſetzten alles ein, 
um mit Rieſenſchritten vorwärtszukommen. Die Völker unterbrei⸗ 
teten der Regierung ihre nationalen Wünſche, und Graf Taaffe zö⸗ 
gerte nicht, mit vollen Händen ſeine Gaben auszuſtreuen. Allein 


1) „Der Kampf“, Jahrg. II H. 4, Wien: Viktor Adler, Der Weg nach 
Hainfel d. 
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die Koſten dieſes Aufwandes hatte nicht er zu beſtreiten, ſondern das 
deutſche Volk. Jedes Zugeſtändnis an die Slawen beinhaltete eine 
Einbuße der Deutſchen, und man wird begreifen, daß dieſe Ti) nicht 
ruhig von einer für jie unwillkommenen Regierung Stück für Stück 
von dem reichen Erbe der Vergangenheit nehmen ließen. Gewiß, der 
Kampf der Nationen hatte in der Zeit des tonangebenden Einfluſſes 
des deutſchen Volkes nicht geruht, aber nun ſtießen die Deutſchen und 
Tſchechen zum erſtenmal im Parlamente heftig aneinander, und 
zwar ſo, daß die neuen Ankömmlinge den alten Wahrern des Ver⸗ 
faſſungsgutes überlegen waren, weil die Regierung ihnen ihren 
Schutz angedeihen ließ. 

Vor der Reichsratseröffnung, im Oktober 1879, überreichten Rie⸗ 
ger und Graf Clam⸗Martinic dem Kaiſer ein Memorandum, 
deſſen erſter Teil die Überſchrift „Gleichberechtigung der iſchechiſchen 
Sprache bei den Behörden und Gerichten“ trug, und deſſen zweiter 
Teil von der Gleichberechtigung der tſchechiſchen Sprache an der Pra⸗ 
ger Univerſität handelte. Das dritte Kapitel befaßte ſich mit der 
Durchführung der ſprachlichen Gleichberechtigung an den Mittelſchu⸗ 
len, und der vierte Abſchnitt endlich galt den gewerblichen Bildungs⸗ 
anſtalten. Der Kaiſer überwies die Denkſchrift einer beſonderen 

Miniſterialkommiſſion, in der Dr. Prazak den Vorſitz führte. Die 
deutſchen Landtags⸗ und Reichstagsabgeordneten antworteten mit 
einer Gegenſchrift. Sie legten gegen die Verwendung der tſchechi⸗ 
ſchen Sprache für den inneren Gebrauch der Amter und Gerichte Ver⸗ 
wahrung ein und bekämpften die Anſchauung, daß die Frage des 
Sprachengebrauches bei den Behörden im Wege einer Verordnung 
gelöſt werden könne. Von der tſchechiſchen Forderung, daß jeder⸗ 
mann berechtigt ſein ſolle, ſeine Eingaben in der einen oder anderen 
Landesſprache zu überreichen, ſagte das Memorandum, daß ſie über⸗ 
flüſſig ſei, weil ihr ohnehin die Übung entſpreche. 

Den Eintritt in das Parlament hatten die Tſchechen nicht voll⸗ 
zogen, ohne beiden Häuſern des Reichsrates eine Deklaration 
vorzulegen, in der ausgeſprochen wurde, daß der alte Rechtsſtand⸗ 
punkt nicht verlaſſen werde und die Anſprüche auf die „durch viele 
Staatsakte anerkannte und gewährleiſtete ſtaatsrechtliche Stellung 
des Königreiches und der Krone Böhmens“ aufrechterhalten bleiben. 
Man muß wirklich im Dunſtkreis der tſchechiſchen Romantik aufge⸗ 
wachſen ſein, um für ſolche papierne Auflehnungen gegen die Ge⸗ 
ſchichte Verſtändnis aufbringen zu können. Verfaſſungsfragen ſind 
das hat bexeits Laſſalle mit aller Schärfe dargelegt. 
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Wer aber die die Macht hat, alte Formen zu ſprengen und neue zu ſchaf⸗ 
fen, der braucht nicht zu Rechtsverwahrungen zu greifen, für den iſt 
es überflüſſig, ſich auf ſolche zu berufen. 

In der Budgetdebatte des Jahres 1880 hatten die Tſchechen den 
Grafen Taaffe nachdrücklich an ihre Wünſche erinnert und die Erfül⸗ 
lung urgiert. Der Miniſterpräſident fand ſich auch bereit, mit der 
Zahlung zu beginnen, und am 19. April 1880 wurden von ihm und 
dem deutſchen Juſtizminiſter Stremayr zwei Sprachenverord⸗ 
nungen für Böhmen und Mähren erlaſſen, die im Texte überein⸗ 
ſtimmend die Doppelſprachigkeit im Verkehr der Gerichte und Amter 
mit den Parteien und der Öffentlichkeit feſtſetzten. § 1 lautet: „Die 
politiſchen Gerichts⸗ und ſtaatsanwaltſchaftlichen Behörden im Lande 
ſind verpflichtet, die an die Parteien über deren mündliche Anbrin⸗ 
gung oder ſchriftliche Eingaben ergehenden Erledigungen in jener 
der beiden Landesſprachen auszufertigen, in welcher das mündliche 
Anbringen vorgebracht wurde oder die Eingabe abgefaßt iſt.“ 84 
ſagt: „Die nicht über Einſchreiten der Parteien erfolgenden behörd⸗ 
lichen Ausfertigungen haben in jener der beiden Landesſprachen zu 
erfolgen, die von der Perſon, an welche die Ausfertigung gerichtet 
werden ſoll, geſprochen wird.“ Durch die Taaffe⸗Stremayrſchen 
Sprachenverordnungen wurden hauptſächlich die Behörden im ge⸗ 
ſchloſſenen deutſchen Sprachgebiete Böhmens ſchwerer betroffen, weil 
ſie nun zur Amtshandlung in tſchechiſcher Sprache gezwungen waren, 
und dies bedeutete zu einer Zeit, da die Deutſchen — leider! — die 
zweite Landesſprache nicht zu erlernen beabſichtigten, To. viel wie 
die Bevorzugung der flawiſchen Beamten und Richter. Stremayr 
hatte die Tragweite ſeiner Verordnungen nicht richtig erkannt und 
nicht geahnt, welchen Sturm der Entrüſtung ſie entfeſſeln werden. Als 
er bald nachher aus dem Amte ſchied, war die deutſche Bevölkerung 
bereits von leidenſchaftlicher Aufregung erfaßt, während die Tſche⸗ 
chen dennoch Unzufriedenheit zur Schau trugen. Von den letzteren 
bemerkte Graf Taaffe einmal in richtiger Erkenntnis, daß ſie ſtets 
die ganze Hand verlangen, wenn man ihnen den Finger reiche. Be⸗ 
ſonders über Stremayr zeigten ſich die Tſchechen erbittert, weil er 
im Budgetausſchuſſe erklärt hatte, das Prinzip der ſprachlichen 
Gleichberechtigung ſei im inneren Amtsverkehr undurchführbar. 

Am 28. April 1880 einigten ſich mit Ausnahme der regierungs⸗ 
treuen Klerikalen alle deutſchen Parteien des Abgeordneten⸗ 
hauſes über eine Interpellation, in der die beiden Miniſter gefragt 
wurden, welche Gründe ſie für die Erlaſſung ihrer Verordnungen 
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anzuführen vermögen und in welcher Weiſe ſie dieſe mit den Staats⸗ 
grundgeſetzen in Einklang bringen können. Die Deutſchen hielten da⸗ 
für, daß die Bezeichnung „Landesſprachen“ eine willkürliche Ver⸗ 
wechflung der vom zweiten Abſatze des Artikels XIX des Grundge⸗ 
ſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger gebrauchten Be⸗ 
zeichnung „landesübliche Sprachen“ darſtelle. Stremayrs Antwort 
befriedigte nicht. Am Schluſſe ſeiner Ausführungen meinte er, die 
Verwaltung und die Juſtizpflege dürfe unter keinen Umſtänden „zur 
Dienerin nationaler Aſpirationen und der Beſtrebungen nach ſprach⸗ 
licher Entwickelung gemacht werden“. Wie wenig Vorausſicht be⸗ 
kundeten doch dieſe Worte! 

Am 6. Mai 1880 verlangte Herbſt im Abgeordnetenhauſe die 
Eröffnung einer Debatte über die Sprachenverordnung, doch er 
wurde von der Rechten niedergeſtimmt. Deshalb ſtellte er einen 
Antrag, der die Einſetzung eines 24 gliedrigen Ausſchuſſes „zur 
Vorbereitung und Entſchlußfaſſung über die Interpellationsbeant⸗ 
wortung des Juſtizminiſters forderte. Vier Tage nachher brachte 
Graf Wurmbrand einen Sprachenantrag ein, durch den die 
Regierung veranlaßt werden ſollte, einen Geſetzentwurf zu unter⸗ 
breiten, der unter Feſtlegung des Deutſchen als Staatsſprache 
den Gebrauch der landesüblichen Sprachen im Amt, in der Schule 
und im öffentlichen Leben regeln möge. Erſt im Dezember wurden 
die beiden Anregungen einem Ausſchuſſe zugewieſen. Allein die 
Kommiſſion, deren Obmann Grocholski und deren Schriftführer 
Madeyski war, ließ ſich lange Zeit. Sie hielt über den Antrag Wurm⸗ 
brand überhaupt nur zwei Beratungen ab: eine im April 1881 und 
eine im Januar 1883. Von mehreren Ausſchußmitgliedern wurde 
Graf Wurmbrand aufgefordert, den Begriff Staatsſprache zu er⸗ 
klären. Dieſer ſagte jedoch, daß er zuerſt den Miniſterpräſidenten 
hören wolle. Graf Taaffe beſtritt nun die Opportunität des Wurm⸗ 
brandſchen Antrages, die nur gegeben wäre, wenn die Verſtändigung 
der Nationen und Parteien vorausgegangen ſein würde. Auch er 
ſtellte die Frage nach der Bedeutung des Wortes Staatsſprache. Graf 
Wurmbrand bemerkte nicht mit Unrecht, die Beantwortung ſei über⸗ 
flüſſig, da die Regierung ja ohnehin das Bedürfnis für die geſetz⸗ 
liche Regelung der Staatsſprache nicht anerkenne. Die Mehrheit des 
Ausſchuſſes beſchloß daraufhin, dem Abgeordnetenhauſe den Über⸗ 
gang zur Tagesordnung zu empfehlen. Am 24. Januar 1884 er⸗ 
folgte endlich die zweite Leſung des Antrages Wurmbrand. Ma⸗ 

deyski ſprach als Mehrheitsberichterſtatter. Er hat ſeine Rede nach⸗ 
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her zu einer Broſchüre erweitert und damit ein wichtiges D Doklltent 
für die Beurteilung der ſlawiſchen Gegner der deutſchen Staats⸗ 
ſprache geſchaffen. Madeyski ſtellt dem „nationalen Freiheitsprin⸗ 
zip“ das „nationale Staatsprinzip“ gegenüber. Beide ſeien unver⸗ 
ſöhnlich. Das nationale Staatsprinzip ſchließe die nationale Gleich⸗ 
berechtigung und das Vorhandenſein von mehreren Staatsſprachen 
aus. Wäre Ofterreich der deutſche Charakter durch das Mittel der 
deutſchen Staatsſprache von Staats wegen aufgeprägt, ſo wür 5 
dadurch ſämtliche Staatsbürger in politiſcher Hinſicht zu einer 9 
tion: zur unteilbaren, einheitlichen deutſchen Nation, und Öfterr ih 
hätte den Charakter eines deutſchen Staates. In dem Osterreich, as 
jedoch das nationale Freiheitsprinzip proklamiert hat, ſei für die 
deutſche Staatsſprache kein Platz. 1) Die fünftägige Debatte, die im 
Abgeordnetenhanſe geführt wurde, fand unter außergewöhnli⸗ 
Spannung ſtatt. Die Galerien waren dicht beſetzt, und es bedurfte 
wiederholter Mahnungen des Präſidenten, um ihre Beifalls⸗ ode 
Mißfallskundgebungen zum Schweigen zu bringen. Am 29. Januar, 
um vier Uhr, ſchritt man zur Abſtimmung. Das Parkett war ſehr 
ſtark beſucht; nur ganz wenige Abgeordnete fehlten. Zum erſtenmal 
entſendeten die elektriſchen Beleuchtungskörper ihre Strahlen in den 
Saal. Es waren drei Anträge geſtellt und alle drei wurden abge⸗ 
lehnt, ſo daß die Wurmbrandſche Anregung in nichts zerfloß. Die 
Verhandlungen zeigten die meiſten Redner auf der Höhe ihres Kön⸗ 
nens. Als Plener ſeine große Schlußrede?) mit einer heſtigen An⸗ 
klage gegen die Regierung beendete und ausrief, daß der Sieg, der der 
Regierung bevorſtehe, nicht zum erſtenmal eine Niederlage des öſter⸗ 
reichiſchen Staates ſein werde, hallte minutenlanger Beifall durch 
den marmorglänzenden Saal. Unter den tſchechiſchen Rednern hat 
wohl Gregr den höchſten Triumph gefeiert. Seine Rede zeigte jene 
eigenartige Miſchung von Nationalismus und warmherziger Volks⸗ 
freundlichkeit, die den Jungtſchechen auch bei vielen nationalen Geg⸗ 
nern Sympathien erwarb. Er hielt den deutſchen Liberalen ein Sün⸗ 
denregiſter vor, indem er ſie an das von ihnen geſchaffene Wahlge⸗ 
ſetz und Preßgeſetz und an den Mangel jeglicher Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsfreiheit erinnerte. „Es wird der Tag kommen und er 
muß kommen zum Heile der Völker Oſterreichs,“ beteuerte Gregr, 
wo die leitende Rolle wieder an die liberale Partei gelangen wird, 


1) Stanislaus Ritter von Madeyski, Die deutſche Staatsſprache oder 
Oſterreich ein deutſcher Staat. Wien 1884. 
2) Ernſt Freiherr von Plener, Reden. Stuttgart 1911. 
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aber dieſe wird aus anderen Männern zuſammengeſetzt ſein und ſich 
nach anderen Prinzipien richten als die jetzige liberale Gruppe. Sie 
wird beſtehen aus Männern aller Nationalitäten, die auf ihr Schild 
die Deviſe Gleiches Recht für alle Völker“ ſchreiben werden, fie wird 
beſtehen aus Männern, welche das Nationalitätenprinzip hochhalten 
werden, freilich ein Nationalitätenprinzip, das das Wohl eines Vol⸗ 
kes anſtrebt, ohne ein anderes ins Elend zu ſtürzen, und dieſes Na⸗ 
tionalitätenprinzip, das iſt der wahre Staatsgedanke in Oſterreich.“ 
Die lange dauernde Erörterung des Wurmbrandſchen Antrags hatte 
die Offentlichkeit ermüdet. Als am 31. Januar 1884 im Abgeordne⸗ 
tenhauſe über das vor vier Jahren geſtellte Verlangen Herbſts ver⸗ 
handelt wurde, war das Intereſſe bereits ſtark erſchöpft. Selbſtre⸗ 
dend lehnte die Mehrheit den Antrag des deutſch⸗böhmiſchen Abge⸗ 
ordneten ab... Auch das Herrenhaus hatte die Sprachenverordnun⸗ 
gen nicht ruhig hingenommen. Am 24. Mai 1880 wurde die Budget⸗ 
debatte in eine Sprachenverordnungsdebatte umgewandelt. Män⸗ 
ner wie Hasner und Schmerling boten ihre ganze Beredſamkeit auf, 
um dem neuen Kurs entgegenzutreten; allein die Würfel waren ſchon 
gefallen, und die glänzenden akademiſchen Erörterungen konnten 
daran nichts ändern. 

Auf der Forderungsliſte, die von den Tſchechen der Regierung vor⸗ 
gelegt wurde, ſtand der Wunſch nach einer ſlawiſchen Univer⸗ 
ſität in Prag an erſter Stelle. Nun ſezten ſie alle Hebel in Be⸗ 
wegung, um die Erfüllung zu beſchleunigen. In der Zeit von 1864 
bis 1880 waren an der altehrwürdigen, auf ein wechſelvolles Schick⸗ 
ſal zurückblickenden „Carolo-Ferdinandea“ die tſchechiſchen Lehr⸗ 
ſtühle von zwei auf zwanzig erhöht worden, und es fragte ſich jetzt, 
ob man in der Utraquiſierung fortfahren oder an die Teilung der 
beſtehenden Univerſität ſchreiten ſolle. Bei den Deutſchen waren 
die Meinungen geteilt; viele Männer wollten überhaupt nichts von 
weiteren Konzeſſionen wiſſen, trotzdem der Anſpruch des tſchechiſchen 
Volkes auf eine eigene Univerſität in der kulturellen Entwickelung 
der Nation wohlbegründet war. Leider hatten es die Deutſchen ver⸗ 
abſäumt, aus freiem Antriebe einen Schritt zu tun, der nun unter 
den veränderten Verhältniſſen doch geſchehen mußte und jetzt größere 
Opfer forderte. 1) Im Januar 1881 kündigte der Unterrichtsmi⸗ 
niſter Baron Conrad bereits die Errichtung einer tſchechiſchen Uni⸗ 
verſität in Prag an. Einen Monat ſpäter erſchien eine kaiſerliche 


1) Philipp Knoll, Beiträge zur heimiſchen Zeitgeſchichte. Prag 1900. 
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Entſchließung, die beſagte, daß die Karl⸗Ferdinands⸗Univerſität der⸗ 
art umgewandelt werden ſolle, daß unter dem gemeinſamen Namen 
Carolo-Ferdinandea fünftighin eine deutſche und tſchechiſche Hoch⸗ 
ſchule beſtehe. Die Regierung wollte dieſe Angelegenheit als Sache 
der Exekutive aufgefaßt wiſſen, doch die Minderheit im Parlamente 
verlangte einen Geſetzentwurf und die Zuſtimmung des Reichsrates. 
Graf Taaffe entſchloß ſich, dieſes Anliegen zu berückſichtigen; dem 
Abgeordnetenhauſe gingen zwei Vorlagen zu. In der Generalde⸗ 
batte, die am 30. Mai 1881 im Abgeordnetenhauſe ſtattfand, erklärte 
der Berichterſtatter des Ausſchuſſes, die Tſchechen hätten ein Opfer 
gebracht, da ſie auf die vollſtändige Trennung der beiden Hochſchulen 
eingingen. Ihrer Auffaſſung nach ſollte die Carolo-Ferdinandea von 
Rechts wegen eine tſchechiſche Hochſchule ſein. Der Abgeordnete Gra⸗ 
nitſch wollte durch einen Zuſatzantrag zum Geſetze die Gewähr ſchaf⸗ 
fen, daß kein Studierender an der tſchechiſchen Univerſität ohne voll⸗ 
ſtändige Kenntnis der deutſchen Sprache ins praktiſche Leben ein⸗ 
trete. Das Parlament ging über dieſe Anregung hinweg, weil ſchon 
die kaiſerliche Entſchließung vom 11. April einen diesbezüglichen 
Auftrag an die Regierung erteilt hatte. Im Abgeordnetenhauſe 
wurde die Annahme der Geſetzentwürfe raſch herbeigeführt, allein 
das Herrenhaus machte Schwierigkeiten. 

Anfang 1882 beriet die Schulkommiſſion der Pairskammer die 
Univerſitätsvorlagen. In ihr verfügte noch die Verfaſſungspartei 
über die Mehrheit, und Profeſſor Unger hatte das Referat inne. Am 
9. Februar 1882 beſchäftigte ſich das Plenum des Herrenhaujes 
mit den Geſetzentwürfen. Der Unterrichtsminiſter Baron Conrad 
ſagte: „Die Regierung glaubt, daß die Deutſchen in Böhmen und 
Oſterreich, die ſich mit aller Kraft für Oſterreichs Größe und Ehre 
eingeſetzt haben, in der Zukunft zu der Empfindung gelangen wer⸗ 
den, daß die böhmiſche Ehre auch die öſterreichiſche Ehre iſt.“ Das 
Herrenhaus war mittlerweile durch Neuberufungen in ſeiner Zuſam⸗ 
menſetzung umgewandelt worden, und es verwarf daher die An⸗ 
träge der Schulkommiſſion. Der Text wurde in der vom Abgeordne⸗ 
tenhauſe beſchloſſenen Faſſung angenommen; trotzdem hatte ſich 
das Herrenhaus mit der Angelegenheit nochmals zu befaſſen, weil 
der Zeitpunkt für die Wirkſamkeit des Geſetzes eine Anderung er⸗ 
fahren mußte. Ein Teil der Deutſchen verhielt ſich noch immer ab⸗ 
lehnend, und Carneri fragte: „Was will man mit der Zweiteilung 
der Univerſität? Die Vernichtung der deutſchen Univerſität! Man 
wird es erreichen; hat man es doch einmal ſchon erlebt, daß Hus 
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ausrufen konnte: „Gelobt ſei der Allmächtige, daß wir die Deut⸗ 
ſchen ausgeſchloſſen haben!“ Zum Glücke hat dieſer trübe Ausblick 
keine Berechtigung gehabt. 

Die Kämpfe um Amt und Schule wurden nicht bloß im Abgeord⸗ 
netenhauſe geführt; ſie gingen von der Bevölkerung aus, die an den 
Ereigniſſen lebhaft Anteil nahm. Bei den Deutſchen wuchſen der Un⸗ 
wille und die Verſtimmung, und die Tſchechen lernten nicht, ſich zu 
beſcheiden und mit den zunehmenden Errungenſchaften verſöhnlicher 
zu werden. Im Juni 1881 wurden deutſche Studenten, die in dem 
Prager Ausflugsorte Kuchelbad ein Feſt feierten, von tſchechiſchen 
Studenten überfallen. Es kam zu einer blutigen Keilerei, und die 
Gendarmerie mußte Ordnung ſchaffen. Die Tſchechen veranſtalteten 
nun lärmende Straßenkundgebungen, gegen die kaum eingeſchritten 
wurde. Dagegen ließ die Regierung die Blätter einziehen, die das 
Entrüſtungsmanifeſt der deutſchen Abgeordneten brachten oder an⸗ 
dere Proteſte enthielten. Im Juli 1881 ging in Böhmen ein Statt⸗ 
halterwechſel vor ſich; F. M. L. Freiherr von Kraus kam ans Ru⸗ 
der. Obwohl die Regierung verſichert hatte, er ſtehe über den Par⸗ 
teien, war der neue Mann bemüht, die Deutſchliberalen auf jede 

Weiſe zu bekämpfen. Für den Geiſt der Tſchechen iſt es übrigens be⸗ 
zeichnend, daß ihre Blätter im Jahre 1881 erklären konnten, die 
tſchechiſchen Bewohner Prags würden die Aufſtellung eines Schil⸗ 
lermonuments nie und nimmer dulden, trotzdem die deutſche Leſe⸗ 
halle die Ehrung des großen Dichters beſchloſſen hatte. Tempora 
mutantur! Als am 9. November 1859 Schillers hundertſter Geburts⸗ 
tag von der ganzen Kulturwelt gefeiert wurde, drängten die tſchechi⸗ 
ſchen Studenten den Hiſtoriker Tomek zu einer Rede, die in ein Hoch 
auf den verſöhnlichen Geiſt Schillers, auf die Idee der Eintracht un⸗ 
ter den Nationen ausklang. 

„Wo einer Platz nimmt, muß der andere weichen.“ Der Vormarſch 
der Slawen in der Ara Taaffe war für die Deutſchen notwendiger⸗ 
weiſe mit Verluſten an Stellen im Staatsdienſte und mit der Er⸗ 
ſchütterung des noch immer vornehmlich deutſchen Charakters der 
Behörden verbunden. Noch einmal machten ſie einen freilich aus⸗ 
ſichtsloſen Verſuch, wenigſtens die deutſche Staatsſprache ge⸗ 
ſetzlich feſtzulegen. Am 8. Februar 1886 hatte Freiherr von Schar⸗ 
ſchmid dem Abgeordnetenhauſe einen Geſetzentwurf vorgelegt, der 
von 116 deutſchen Abgeordneten unterzeichnet war. Nach dieſem 
Elaborate ſollte die deutſche Sprache von allen ſtaatlichen Behörden 
im inneren Dienſte und im Verkehr miteinander gebraucht werden; 
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ſie wurde als Geſchäftsſprache im Reichs rate, als Sprache der Reichs⸗ 
geſetze und der öffentlichen Bücher feſtgeſetzt. Den Gebrauch der als 
landesüblich anerkannten Sprachen ſuchte der Scharſchmidſche Ent⸗ 
wurf gleichfalls zu regeln. In der erſten Hälfte März fand die erſte 
Leſung ſtatt. Die Polen ließen durch ihren Sprecher Fürſten Georg 
Czartoryski erklären, daß ſie der Sprachendebatte nicht aus dem 
Wege gehen wollten, aber gegen den Inhalt und die Tendenz des 
Antrages Bedenken hätten und vor allem gegen die Zuſtändigkeit des 
Reichsrates Einwände erheben müßten. Rieger ſtellte ſich im Na⸗ 
men der Tſchechen auf den Standpunkt vollſtändiger Ablehnung. Der 
Slowene Hren ſagte, daß ſeine Landsleute zwar für die Beratung des 
Scharſchmidtſchen Geſetzentwurfes eintreten würden, daß ſie ſich aber 
gegen die Feſtlegung der deutſchen Staatsſprache wenden müßten, 
weil durch dieſe die Gleichberechtigung der Landesſprachen gefährdet 
würde. Wohl gelangte der Sprachengeſetzentwurf der Deutſchen an einen 
Sprachenausſchuß, doch hier wurde ihm ein ſtilles Begräbnis zuteil. 

Mittlerweile war ein neuer Sprachenerlaß der Regierung erſchie⸗ 
nen, der die Tschechen auf der Bahn der Eroberung um ein gutes 
Stück weiterbrachte. Am 23. September 1886 erging eine Ver⸗ 
ordnung des Miniſters Prazak an das Oberlandesgericht in 
Prag — und einige Tage ſpäter auch an das Oberlandesgericht in 
Brünn —, die eine ſchon von Ferdinand III. i) eingeführte geſetzliche 
Ordnung aufhob, indem ſie beſtimmte, daß in allen Fällen, in denen 
die Erledigung nur in einer Sprache hinauszugehen habe, dieſe j chon 
in den Entwürfen und Referaten zur Anwendung kommen ſolle. Da⸗ 
durch wurde auch für den inneren Dient dieſer Oberlandesgerichte 
die tſchechiſche Sprache eingeführt. Im Abgeordnetenhauſe beſtritt 
Dr. Prazak die Geſetzwidrigkeit feiner Ordonnanzen und bezeichnete 
es als ganz gerechtfertigt, daß die Überſetzungen gerichtlicher Erledi⸗ 
gungen bei den zwei Oberlandesgerichten wegfallen oder beſchränkt 
werden. Im Jahre 1885 ſeien infolge der im inneren Verkehr gel⸗ 
tenden deutſchen Dienſtſprache beim betreffenden Prager Gerichte 
über 8600 tſchechiſche Geſchäftsſtücke überſetzt worden, darunter über 
7700 ſolche, die wieder in tſchechiſcher Sprache hinausgegeben wur⸗ 
den. Eine Debatte über dieſe Erklärung des Miniſters kam nicht zu⸗ 
ſtande, weil ſie die Mehrheit ablehnte. Die Verfaſſungspartei des 
Herrenhauſes ſuchte, ihrer Vergangenheit getreu, den Prazakſchen 
Erläſſen ee und auf Antrag des Präſidenten des 
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1) Dr. Alfred Fiſchel, Das Oſterreichiſche Sprachenrecht. Brünn. 
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Oberſten Gerichtshofes Ritter von Schmerling wurde eine Spezial- 
kommiſſion zur Überprüfung der Verordnungen eingeſetzt, da die 
Ordonnanzen in ſtaats rechtlicher und politiſcher Beziehung zu ern- 
ſten Bedenken Anlaß gaben. Aber nach langen Debatten erklärte die 
Mehrheit des Herrenhauſes im Mai 1887, es läge kein rechtlicher 
Grund vor, die Verordnungen zu beanſtanden 

In den achtziger Jahren kamen die Landtage wenig zur Geltung. 
Die Regierung räumte ihnen für die Tagungen kurze Friſten ein, ſo 
daß bloß die notwendigſten Geſchäfte erledigt werden konnten. Nur 
der böhmiſche Landtag vermochte es, die Blicke ſtärker auf ſich 
zu lenken. Im Sommer 1883 fanden die Neuwahlen ſtatt, und da 
die Großgrundbeſitzerkurie von den Feudalen erobert wurde, ging die 
Herrſchaft im Lande an die Tſchechen über, die jetzt 167 Sitze inne⸗ 
hatten, während die Deutſchen nur über 75 Stimmen verfügten. Am 
8. Auguſt 1883 richtete Dr. Rieger an Dr. Franz Schmeykal, den 
Führer der Deutſchen, eine Einladung zu freien Beſprechungen über 
eine Regelung der Nationalitätenfrage in Böhmen. Die Deutſchen 
lehnten jedoch die Beſchickung der Konferenz mit dem Hinweiſe ab, 
daß die Ordnung der ſprachlichen Verhältniſſe Sache der Reichsge⸗ 
ſetzgebung und nicht der Landtage ſei. Durch die nunmehrige Vor⸗ 
herrſchaft der Tſchochen in Böhmen und durch das Erwachen der 
deutſchnationalen Bewegung !) wurde bei den Deutſchen der Wunſch 
nach der Teilung des Königreichs in ein deutſches und iſchechiſches 
Verwaltungsgebiet rege, und am 16. September 1884 übergab Dr. 
Herbſt dem Landtage einen diesbezüglichen formellen Antrag. Na⸗ 
türlich blieb die Verwirklichung aus, trotzdem Dr. Herbſt ſchon vor⸗ 
her im Abgeoſednetenhauſe ausgerufen hatte: „Die Deutſchen wer⸗ 
den von dieſer Forderung nie mehr ablaſſen, es mag geſchehen, was 
da will. Und es wird der Friede und die Ruhe nicht eher eintreten, 
bis nicht di ſer Forderung wird entſprochen werden.“ Im Dezember 
1886 wiederholte der Abgeordnete Plener im böhmiſchen Landtage 
ſeinen Antrag vom vorigen Jahre, der die Aufhebung der Sprachen⸗ 
verordnungen und die nationale Abgrenzung der Gerichts- und Ver⸗ 
waltungsbezirke forderte. Fürſt Karl Schwarzenberg beantragte 
daraufhin den Übergang zur Tagesordnung, wofür ſich auch die 
Mehrheit ausſprach. Die deutſchen Abgeordneten ſahen ſich dadurch 
veranlaßt, den böhmiſchen Landtag zu verlaſſen und ihn Jahre hin⸗ 
durch nicht wieder zu betreten. ü 


1) Joſef Turnwald, Die adminiſtrative Teilung Böhmens. 
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Mit der Wucht der Schläge ſteigt die Kraft der Gegenwehr. Die 


Deutſchen, die früher in nationaler Hinſicht gleichgültig waren, 
die auf den Kulturerrungenſchaften der Vergangenheit ſchläfrig ruh⸗ 
ten, wurden durch den Anſturm der Gegner in ihrer Mehrheit nicht 


eingeſchüchtert, ſondern angeſpornt. Nationale Schutzvereine erſtan⸗ 


den allerorten, die ſprachliche Grenzverteidigung begann. In den 
erſten zehn Jahren des Taaffeſchen Regimes wurde an Hunderten von 
Plätzen Kleinarbeit geleiſtet, denn die vielen Ortsgruppen des Deut⸗ 
ſchen Schulvereins, des Böhmerwald⸗Bundes, des Nordmährer Bun⸗ 
des, der Südmark raſteten nicht. Es gab viel Vereinsmeierei, aber 
dieſe hatte damals einen höheren Sinn: ſie war nationale Er⸗ 
weckung. Freilich, auch die Gegner ſchlummerten nicht. Die Tschechen 
betätigten ſich nicht weniger eifrig, und die Klerikalen rührten alle 
Hände. 

In Galizien ließen die Polen ihre Vorherrſchaft immer deut⸗ 
licher zutage treten, und die Ruthenen ſeufzten ſchwer unter dem 
Drucke. Die Polen ſpielten ſich als Retter des Staates auf, indem 
ſie vor der ruſſophilen Strömung unter den Ruthenen bange mach⸗ 
ten. Im Februar 1882 glaubte man einer Verſchwörung der ruthe⸗ 
niſchen Intelligenz zur Losreißung Oſtgaliziens von Oſterreich auf 
der Spur zu ſein. Pater Naumovicz wurde mit ſeinen Anhängern 
vor Gericht geſchleppt, des Hochverrats angeklagt und — freigeſpro⸗ 
chen. Bei den galiziſchen Landtagswahlen im Jahre 1883 ließ die 
Schlachta die Ruthenen nicht aufkommen, und das Ergebnis war für 
dieſe ſo ſchlecht, daß ſie mit dem Fernbleiben von den Sitzungen droh⸗ 
ten. übrigens wies der neue Landtag kein einziges bäuerliches Mit⸗ 
glied auf. Im Jahre 1861 beſaßen die Ruthenen im baliziſchen 
Landtage 49 Vertreter neben 101 polniſchen Abgeordneten; in den 
achtziger Jahren ſank die Zahl der Ruthenen im Landtage auf 15. 
Im Abgeordnetenhauſe des Reichsrats gab es im Jahre 1861 11 


rutheniſche Volksgenoſſen, in den achtziger Jahren bloß 8.1) 


Die Slowenen waren in einer weit beſſeren Lage. Im April 1882 
erfloß ein Erlaß Prazaks an das Grazer Oberlandesgericht, der der 
ſloweniſchen Sprache in Krain, in Cilli und im flawiſchen Teile 
Kärntens Zugeſtändniſſe machte. Ein Jahr ſpäter riſſen die Slo⸗ 


wenen die Mehrheit im Krainer Landtage an ſich; nun waren ſie 


die Herren im Herzogtum, und die Deutſchen ſollten das fühlen. 
Italieniſche Exaltados ſpielten auch in den achtziger Jahren 


1) Wladimir Ritter von Schilling⸗Singalewytſch, Zur Frage der Sonder⸗ 
ſtellung Galiziens. Wien 1917. 
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mit dem Irredentismus. Im Sommer 1880 gab es in Trieſt und 
Trient große Demonſtrationen. Zwei Jahre nachher wurde die fünf⸗ 
hundertjährige Zugehörigkeit des Küſtenlandes zu Öfterreich gefeiert, 
doch die Stimmung in Trieſt war ſehr gedrückt, und die Polizei be⸗ 
fürchtete irredentiſtiſche Anſchläge. Wirklich wurde am 3. Auguſt 
1882, als die Veteranen in Trieſt vor Erzherzog Karl Ludwig de⸗ 
filierten, ein Bombenattentat verübt, wobei drei Perſonen Ver⸗ 
letzungen erlitten. Da der Kaiſer im nächſten Monate eintreffen 
ſollte, fahndete die Behörde nach Anarchiſten und ſie griff auch zwei 
Männer, Oberdank und Roſſi, auf, die Bomben mit ſich führten. 
Es wurde ihnen der Prozeß gemacht; beide bezahlten ihren nationa⸗ 
len Wahnwitz mit dem Tode. Die Irredenta jedoch hatte fortab 
zwei Märtyrer, und das Andenken an den verträumten und fanati⸗ 
ſchen Oberdank lebte fort. 


D. Der Kampf der Klerikalen. 


Knirſchend hatten die Klerikalen die Herrſchaft der deutſchen Ver⸗ 
faſſungspartei erduldet und die liberale Geſetzgebung hingenommen. 
Voll Ungeduld warteten ſie auf den Tag der Umkehr, und ihr heiße⸗ 
ſtes Verlangen ging nach einer Reform des Volksſchulweſens. Die 
„Neuſchule“, die freie, denkende Geſchlechter erziehen wollte, war 
der römiſch⸗katholiſchen Kirche ein Dorn im Auge, weil ſie, ſolange 
noch liberale Ideen die Verwaltung erfüllten, im allgemeinen dem 
Einfluſſe der Klerikalen entrückt ſchien. Worauf die Verfechter der 
politiſchen Kirchenmacht abzielten, kann man aus den Fragen er⸗ 
ſehen, die der Katholiſch⸗politiſche Verein in Böhmen dem Klerus 
ſchon im Jahre 1879 vorlegte. Es wurde nachgeforſcht, ob das Glau- 
bensbekenntnis der Lehrer mit dem der Mehrzahl der Schüler über⸗ 
einſtimmt; ob die katholiſchen Schulgebete gehalten werden und ob 
die Zeichen chriſtlicher Geſinnung in der Schule verblieben ſind; ob 
die Lehr⸗ und Leſebücher der katholiſchen Weltauffaſſung entſpre⸗ 
chen und ob der Leiter der Schule oder die Lehrer kirchenfeindliche 
Geſinnung haben. Weiter wurde gefragt, ob die Religionsübungen 
der Schüler beeinträchtigt werden und ob den Kindern die Teilnahme 
an kirchlichen Genoſſenſchaften außerhalb der Schule geſtattet iſt. “) 
Am 3. Februar 1880 richtete der böhmiſche Epiſkopat an das Unter⸗ 
richtsminiſterium eine Eingabe, die für den Fall, daß eine nahe und 
gründliche Beſſerung der Schulverhältniſſe im Sinne der herrſch⸗ 


1) Dr. brenn Graf Schönborn, Wirkungen der Neuſchule. Prag 1880. 
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ſüchtigen Kirche nicht zu erwarten wäre, die Verweigerung der Teil- 
nahme an der Ausführung der Schulgeſetze androhte. 

Zwei Tage ſpäter wurden dem Abgeordnetenhauſe bereits zwei 
klerikale Schulanträge überreicht. Prinz Alois Liechtenſtein 
forderte die Regierung auf, das Reichsvolksſchulgeſetz zu revidieren 
und dahin zu wirken, daß die Auslagen für die Volksſchulen ver⸗ 
mindert werden, daß der Einfluß der Länder eine Ausdehnung er⸗ 
fahre und daß endlich den religiöſen, ſittlichen und nationalen 
Bedürfniſſen der Bevölkerung Rechnung getragen werde. Hofrat 
Lienbacher formulierte ſeine Wünſche genauer. Statt vom ſechſte 
bis zum vierzehnten Lebensjahre hätte die allgemeine Schulpflicht 
künftighin nur bis zum zwölften zu dauern. Einzelnen Ländern 
ſolle es vorbehalten bleiben, dieſe eventuell bis zum vierzehnten 
Lebensjahre auszudehnen. Als Dr. Max Menger gegen das Memo⸗ 
randum der Biſchöfe Verwahrung einlegte, kündigte Graf Taaffe 
ganz unumwunden die Befriedigung der kierikal⸗föderaliſtiſchen Wün⸗ 
ſche an. Prinz Alois Liechtenſtein erklärte ſich auch mit der Antwort 
des Miniſterpräſidenten zufrieden. Am 20. Februar begann die erſte 
Leſung des Antrages Lienbacher. Die Föderaliſten und die Klerika⸗ 
len fanden ſich zuſammen, und bald hatte ſich der Schulausſchuß mit 
dem Vorſchlage zu beſchäftigen. Als dieſer daran ging, die ſechs⸗ 
jährige Schulpflicht feſtzuſtellen, proteſtierte der Unterrichtsminiſter 
dagegen und ſtellte die Kabinettsfrage. Deshalb ſchloß der Aus⸗ 
ſchuß einen Vergleich. Die achtjährige Schulpflicht ſollte fortbe⸗ 
ſtehen, doch wäre den Landtagen die Entſcheidung zu überlaſſen, ob 
nach dem ſechſten Jahre ſtatt des Alltagsunterrichts ein Wiederho⸗ 
lungs- oder Fortbildungsunterricht Platz greifen ſolle. Am 11. Fe⸗ 
bruar 1881 befaßte ſich das Plenum des Abgeordnetenhauſes mit 
dem Vorſchlage des Schulausſchuſſes und genehmigte ihn. Die Op⸗ 
poſition beteiligte ſich von da ab nicht mehr an der Debatte. 

Der Klerikalen bemächtigte ſich nach der Annahme der Schul⸗ 
novelle durch das Abgeordnetenhaus helle Freude, und der ſtreit⸗ 
bare Biſchof von Linz, Rudigier, ſchrieb in ſeinem Hirtenbriefe: | 
„Freuen wir uns, daß die fonjervativen Vertreter des Volkes im 
Abgeordnetenhauſe, welche jetzt glücklicherweiſe die Mehrheit die⸗ 
ſes Hauſes bilden, eifrig beſtrebt ſind, wie manche anderen vom 
Liberalismus geſchaffenen Geſetze auch insbeſondere das Schulgeſetz | 
der fo nötigen Verbeſſerung zuzuführen.“ Doch der Jubel war zu 
früh ausgebrochen. Das Herrenhaus, auf das ſich wieder die Blicke 
aller freiſinnigen Männer in Oſterreich richteten, hatte zu ſprechen. 


| 
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Es nahm an der Vorlage einſchneidende Anderungen vor, und der 
Geſetzentwurf mußte an das Abgeordnetenhaus zurückgehen. Exmi⸗ 
niſter Unger brandmarkte die ſchwankende Haltung des Unterrichts- 
miniſters Baron Conrad ſehr ſcharf. Er meinte, daß Baron Conrad 
weder für die Mehrheit noch für die Minderheit, ja nicht einmal für 
ſich ſelbſt geſprochen habe. Das Abgeordnetenhaus nahm an den Be⸗ 
ſchlüſſen des Oberhauſes wieder eine Anderung vor, doch das Her- 
renhaus ließ ſich nicht irremachen und beſtand auf dem von ihm 
vorgeſchlagenen Texte. 

Durch die Unſicherheit über das Schickſal der Reform wurben die 
Klerikalen nervös, und die Biſchöfe erhoben ihre Stimmen um fo 
lebhafter. Die Regierung fühlte ſich nun gedrängt, ihr Verſpre⸗ 
chen einzulöſen und ſie überreichte dem Herrenhauſe im Januar 1882 
einen neuen Entwurf der Schulnovelle. An Stelle der durch 
das Reichsvolksſchulgeſetz aufgeſtellten Forderung nach einer „ſitt⸗ 
lich⸗religiöſen“ Erziehung verlangte der Regierungsentwurf eine 
„religiös⸗ſittliche Heranbildung. Die Schulleiter ſollten in Zu⸗ 
kunft jener Religionsgenoſſenſchaft angehören, zu der die Mehrzahl 
der Schüler zählt. Den Gemeinden wurde es möglich gemacht, den 
regelmäßigen ganztägigen Unterricht für das ſiebente und achte Schul⸗ 
jahr aufzulaſſen und einen Fortbildungsunterricht einzuführen. Ein 
Lehrer ſollte bei halbtägiger Lehrzeit bis zu hundert Schüler unter- 
richten. 1) Kardinal Schwarzenberg gab für den Epijfopat die Er⸗ 
klärung ab, es würden weitergehende Veränderungen notwendig ſein. 
Um die Novelle jedoch nicht zu gefährden, werden die Biſchöfe dafür 
ſtimmen. „Den Anſprüchen der Kirche und der chriſtlichen Bevölke⸗ 
rung kann nur eine konfeſſionelle Volksſchule genügen, die jetzige 
iſt es nicht.“ Graf Leo Thun, der alte Gegner des liberalen Volks⸗ 
ſchulgeſetzes, und Graf Richard Beleredi — der 11/, Stunden ſprach 
— ſetzten ſich für die Vorlage nachdrücklich ein, die auch vom Herren⸗ 
hauſe gutgeheißen wurde. Intereſſant iſt die Tatſache, daß die Po⸗ 
len die Abhängigkeit des Schulleiters von der Konfeſſion der Schüler 
für Galizien nicht anerkennen wollten, da ſie den Iſraeliten und den 
griechiſch⸗katholiſchen Ruthenen die Stellen mißgönnten. Die bei⸗ 
den geſetzgebenden Körperſchaften hatten für ſolche Wünſche Ver⸗ 
ſtändnis und trugen ihnen für Galizien und Dalmatien Rechnung. 
Im Abgeordnetenhauſe erſtattete jetzt Hofrat Lienbacher zum drit⸗ 
tenmal über dieſen Gegenſtand einen Bericht; am 14. April 1883 

1) Guſtav Strakoſch⸗Graßmann, Geſchichte des öſterreichiſchen Unterrichts⸗ 
weſens. Wien 1905. 
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ſetzte die Generaldebatte ein, die mit Leidenſchaft geführt wurde. 
Als Generalredner ſprach gegen die Novelle Profeſſor Eduard 
Sueß, der am 18. April 1883 eine der glänzendſten Reden hielt, die 
im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe gehört wurden. Mit wunder⸗ 
voller Beredſamkeit ſchilderte er das Unglück, das der Klerikalismus 
in Oſterreich angerichtet hat. Er erinnerte an den 12. Juni 1621, an 
dem in Prag die Märtyrer für die Glaubensfreiheit fielen. Vor der 
Juſtifikation zeigte ſich, ohne daß es geregnet hätte, ein Regenbogen 
am Himmel. Es war, als wollte ſich die Sonne, ohne des Regens 
zu bedürfen, in den vielen Tränen ſpiegeln, die an dieſem Tage ver⸗ 
goſſen wurden. Was habe es geholfen? Es kam das Entſagungsjahr 
Rund die Vereinſamung des Konkordat⸗Oſterreich im Jahre 1866. 
Was nützte der Heldenmut ſeiner Söhne auf dem Schlachtfelde? Die 
Muſe der Geſchichte ſchrieb: consummatum est. So vollziehe ſich 
durch Jahrhunderte ein großes hiſtoriſches Drama, und durch Jahr⸗ 
hunderte töne es: Lernet, die ihr gewarnt worden ſeid! Sueß ſchloß: 
„Wir Deutſche und an unſerer Seite, wie wir mit Freude ſehen, alle 
die Vertreter des italieniſchen Volksſtammes, die in Oſterreich ihre 
Heimat haben, die eingedenk ſind der Erinnerung an ihren Dante 
und von denen ſich keiner hergeben würde, ihn hier zu verleugnen: ſie 
und die Splitter des ſlawiſchen Stammes (die Ruthenen), die Sie 
durch Ihre eigene Unduldſamkeit zu uns herübergedrängt haben 5 
wir ſind überzeugt, daß wir für die Zukunft ſtimmen. Sie aber, 
meine Herren, ſtimmen für eine abgetane Vergangenheit.“ 1) Die 
ganze Vorlage wurde am 28. April 1883 mit knapper Mehrheit an⸗ 
genommen. An die Regierung erging noch die Aufforderung, eine 
Prüfung der ganzen Schulgeſetzgebung vorzunehmen. Doch 
Taaffe ſchwieg vorerſt. 

Die Schulreform des Jahres 1883 wurde nur als Anzahlung, 
nicht als Tilgung der Schuld hingenommen. Man wollte auf dem 
einmal betretenen Wege nicht ſtehenbleiben, ſondern vorwärtsmar⸗ 
ſchieren, und die Klerikalen ſcheuten keine Arbeit, um den für ſie ohne⸗ 
dies erträgnisreichen Boden noch zu verbeſſern. Der Katholiſche 
Schulverein in Wien gründete emſig Ortsgruppen und entfaltete 
eine rege Werbetätigkeit. Von ihm wurde auch ein katholiſches Leh⸗ 
rerſeminar eröffnet, das zur Pflanzſtätte für „verläßliche“ Er⸗ 
zieher werden ſollte. | 

Am Beginne des Jahres 1888 regnete es im Abgeordneten⸗ 


1) Profeſſor Eduard Sueß, Rede über Schulnovelle. Wien 1883. 
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hauſe wieder Schulanträge. Prinz Alois Liechtenſtein brachte 
Ende Januar einen Geſetzentwurf ein, der die Schulpflicht auf 
ſechs Jahre bei fünf Unterrichtstagen in der Woche herabſetzen 
wollte. Die Lehrer ſollten das Glaubensbekenntnis der Schüler 
teilen. Der Kirche wurde ein bedeutendes Mitaufſichtsrecht zu⸗ 
gedacht „Große Gegenſätze können nicht hinwegeskamotiert, ſie müſ⸗ 
ſen ausgefochten werden“, verſicherte der Prinz im Februar 1889, 
„und der Friede wird in aufregenden politiſchen Kämpfen nur durch 
die politiſche Übermacht wieder hergeſtellt, wenn es ihr gelingt, 
dauernde und unwiderrufliche Tatſachen zu ſchaffen.“ Auch Lien⸗ 
bacher trat mit einem reaktionären Schulantrage hervor. Der Jung⸗ 
tſcheche Dr. Herold wollte dagegen die achtjährige Schulpflicht auf⸗ 
rechterhalten, aber die Schulgeſetzgebung den einzelnen Königreichen 
und Ländern überlaſſen wiſſen. Bei der Budgetdebatte des Jahres 
1889 ſtand die Schulfrage im Mittelpunkte der Erörterungen. All⸗ 
gemeines Aufſehen erregte ein Zuſammenſtoß zwiſchen dem kühlen 
Prinzen Liechtenſtein und dem temperamentvollen Jungtſchechen 
Eduard Gregr. „Der Name Liechtenſtein iſt verhängnisvoll, ein 
ſchrecklicher Name in der Geſchichte des böhmiſchen Volkes... Immer 
wieder kommt ein Liechtenſtein, ein Enkel des Karl Liechtenſtein, und 
gräbt dem Volke ein neues Grab, ein Grab der Unwiſſenheit. Ich 
würde ihm zurufen: Herr! Sie ſind Fürſt und Kavalier, was hat 
Ihnen das arme Volk getan, daß Sie es auf der Bahn ſeiner kul⸗ 
turellen Entwickelung ſtören wollen? Das, Fürſt Liechtenſtein, iſt 
nicht nobel gehandelt und das iſt nicht die Sühne, die Sie für die 
Verbrechen Ihrer Ahnen dem böhmiſchen Volke ſchuldig ſind.“ So 
donnerte der jungtſchechiſche Abgeordnete gegen einen Mann, mit 
dem die alttſchechiſchen Vertreter in engſter Gemeinſchaft lebten. Der 
Abgeordnete Beer, der einer der Schöpfer des Reichsvolksſchulge⸗ 
ſetzes war, wies in ſeiner Rede gegen den Liechtenſteinſchen Schulan⸗ 
trag darauf hin, daß der weitaus größte Teil der öſterreichiſchen 
Volksſchullehrer ohnehin katholiſch ſei. Es handle ſich den Klerika⸗ 
len aber nicht darum, ſondern für ſie drehe es ſich vielmehr um die 
Frage, ob der Kirche oder der Staatsverwaltung, dem Laienelement 
oder dem Klerus die Führung des Schulweſens zuzuweiſen ſei. 
Die Regierung hatte ſich bereits mit den klerikalen Anregungen be⸗ 
ſchäftigt und den Entwurf einer neuen Schulgeſetznovelle ausarbeiten 
laſſen, den ſie am 4. Mai 1889 dem Herrenhauſe unterbreitete. Die 
Vorlage enthielt Beſtimmungen, durch die dem Religionsunterricht 


eine erhöhte . geſchenkt werden ſollte, ſie verſchärfte 
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die Diſziplinarvorſchriften und vermehrte die Erleichterungen für 
den Schulbeſuch. Die Vorlage fand bei keiner Gruppe Gefallen. Den 
einen war ſie wegen ihrer rückſchrittlichen Tendenzen mißliebig, den 
Klerikalen bot ſie zu wenig. Erſt im Jahre 1890 ging die Schulkom⸗ 
miſſion der erſten Kammer an die Beratung des Geſetzentwurfs. 
Allein der Kardinal Graf Schönborn gab eine Erklärung ab, in der 
er im Auftrage der Biſchöfe für die katholiſchen Kinder öffentliche 
katholiſche Schulen forderte. Bei Anſtellung der Lehrer an den ka⸗ 
tholiſchen Schulen ſollte den kirchlichen Organen eine Art Kontrolle 
eingeräumt werden. Der katholiſchen Kirche ſei es zu ermöglichen, 
den konfeſſionellen Charakter der katholiſchen Volksſchulen und Leh⸗ 
rerbildungsanſtalten jederzeit zu prüfen. Durch die Haltung der 
Biſchöfe war das Geſetz abgetan. Doch auch die Anregungen des 
Prinzen Liechtenſtein blieben ohne Wirkung. Die ganze Aktion war 
in geſetzgeberiſcher Hinſicht ein Schlag ins Waſſer, in politiſcher 
Hinſicht bedeutete ſie mehr. Länger als zwei Jahre hatte 85 die 
Offentlichkeit in Atem gehalten. 

Voll Entſchiedenheit waren die deutſchen Fortſchrittsmänner für 
die ſegensreiche Schöpfung der liberalen Epoche, für die freie Schule, 
eingetreten. Indes, ihre Bemühungen erweckten kein allzu großes 
Echo in den Bevölkerungskreiſen, die für den parlamentariſchen Be⸗ 
trieb in Betracht kamen. Es wurden zwar Hunderte von Petitionen an 
das Parlament gerichtet, in denen die Zurückweiſung des reaktionä⸗ 
ren Schulantrages gefordert ward; unzählige Korporationen und 
Verſammlungen riefen: „Bis hierher und nicht weiter!“ Aber das wa⸗ 
ren meiſtens die alten Garden der verfallenden liberalen Partei. 
Die Maſſen der deutſchen Wähler verhielten ſich jedoch nicht ableh⸗ 
nend. Den Fünfguldenmännern fehlte die richtige Schätzung für das 
Ideal einer guten Jugenderziehung, ſie waren bereits im Banne von 
Parteien und Politikern, die den Kurs nach rückwärts nahmen. Ganz 
anders lagen die Verhältniſſe bei den Tſchechen. Die alttſchechiſche 
Partei hat ſich zugrunde gerichtet, weil ſie mit den Feudalen und 
Klerikalen in der Politik durch dick und dünn ging, und die Jung⸗ 
tſchechen, die das Bündnis mit dem Klerikalismus verwarfen, er- 
oberten nicht nur die Wähler, ſondern auch die Herzen. Wenn zwei 
das gleiche tun, iſt es nicht dasſelbe: den Alttſchechen und den Wiener 
Chriſtlichſozialen, die an einem Strange zogen, wurden 28 ver⸗ 
ſchiedene Loſe zuteil. 


Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik Re... 


F. Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik. 


Der gewerbliche Mittelſtand unterſchied ſich vom Großbürgertum 
durch die ſtärkere politiſche Lebhaftigkeit und durch die Freude an 
der Kleinarbeit, an der Agitation und an Demonſtrationen. Zwei 
Seelen wohnten in der Bruſt des kleinen Mannes. Sein poker 
ſches Glaubensbekenntnis ließ ſich in die Worte: „Weg mit den Ju⸗ 
den!“ zuſammenfaſſen, und da die Liberalen die Gleichberechtigung 
aller Staatsbürger verfochten, ſo war das gleichbedeutend mit dem 
Wunſche: „Weg mit dem Liberalismus!“ Aber nicht bloß politiſche 
Forderungen, auch wirtſchaftliche Sorgen bedrückten den gewerb⸗ 
lichen Mittelſtand. Der Agrarſtaat bildete ſich zum Induſtrieſtaate 
um, eine Fabrik nach der anderen ſtieg aus dem Boden empor. Die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsform begann ſtärker fühlbar zu werden, und 
die Gewerbetreibenden, die ſich nicht anzuſchmiegen vermochten, hat⸗ 
ten ſchwer zu kämpfen. Aus den dumpfen Werkſtätten tönte ein 

Schmerzensſchrei hervor, und geſchäftige Agitatoren eilten herbei, 
um ihr Heilmittel anzupreiſen. Sie riefen zum Kampfe gegen das 
„mobile Kapital“ auf und nährten die Sehnſucht nach dem verlore⸗ 
nen Paradieſe der Zunftverfaſſung. Auf unzähligen Gewerbetagen 
wurde auf die Not des Mittelſtandes hingewieſen. Anfänglich ver⸗ 
nahm man noch Anklänge an den Liberalismus und an die De⸗ 
mokratie, doch die Führerschaft ging ſchnell an realtionäre Ele⸗ 
mente über. 

In der mittelſtändichen Bewegung trat eine G bon Ariſto⸗ 
kraten hervor, die ein ſozial⸗ konſervatives Reformpro⸗ 
gramm entwickelte und in zwei gelehrten Männern, in Rudolf 
Mayer und Freiherrn von Vogelſang, ihre geiſtigen Führer fand. Die 
feudalen Herren, die in der Wiederaufrichtung der kirchlichen Macht 
ihr Ideal erblickten, wollten die breiten Maſſen für ihren Zu⸗ 
kunftsſtaat gewinnen, der freilich nichts anderes als neubelebte Ver⸗ 
gangenheit ſein ſollte. Ihnen kam das Verlangen nach Zunfteinrich⸗ 
tungen und nach der Beſchränkung der Gewerbefreiheit ſehr gelegen, 
und ſie ließen ſogleich ihren großen Einfluß in dem Parlament der 
achtziger Jahre ſpielen, um die Neuordnung des Gewerbeweſens 
durchzuſetzen. Graf Egbert Beleredi ſtand an der Spitze der. ſozial⸗ 

konſervativen Gruppe. Im Rauſche des Jahres 1848 hatte er im 
mähriſchen Landtage ausgerufen: „Jetzt müſſen alle vergilbten Pri⸗ 
vilegien fallen, und aus dem Plunder morſcher Sonderrechte darf 
nur eine Krone, die der konſtitutionellen Gleichberechtigung, hervor⸗ 
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gehen“ ); allein dieſer Erguß eines jungen Gemütes war von dem 
reifen Manne vergeſſen worden, den ſeine Wünſche weit hinter das 
tolle Jahr zurückdrängten. 

Das Parlament hatte ſich gleich nach den Wahlen im Jahre 
1879 mit der Gewerbefrage zu beſchäftigen. Die Regierung legte 
ihm einen Entwurf zur Reform der Gewerbeordnung vor, der jedoch 
nicht befriedigte und Mitte Dezember 1880 zurückgezogen wurde. 
An ſeine Stelle ſetzte ſie eine neue Vorlage, die, dem allgemeinen 
Wunſche nachgebend, nicht mehr einige unweſentliche Anderungen zum 
Inhalte hatte, ſondern eine Reviſion der geſamten Gewerbeordnung 
in Ausſicht nahm.?) Der Gewerbeausſchuß des Parlaments ſetzte ſeine 
Arbeiten munter fort, und als im November 1881 Graf Egbert Bel⸗ 
eredi zum Berichterſtatter und der klerikale Abgeordnete Zallinger 
zum Obmanne beſtellt ward, wußte man, wohin die Fahrt gehen werde. 
Die Regierung verhielt ſich paſſiv; der Handelsminiſter Pino ſagte 
zuerſt, daß ſie „zuwarten“ wolle, doch bald erkannte ſie die „vollſte 
Berechtigung“ der gewerblichen Wünſche an. Am 24. Mai 1882 
legte Graf Egbert Belcredi ſeinen Bericht über die Gewerbenovelle 
dem Abgeordnetenhauſe vor und empfahl deren raſche Annahme. 
Die Wahlrechtserweiterung, die unterdeſſen bewerkſtelligt worden 
war, wirkte auf die Beſchleunigung der Arbeiten ein, denn die Abge⸗ 
ordneten wollten ſich die Gunſt der Fünfguldenmänner erringen. 
Im Dezember 1882 wurden im Abgeordnetenhauſe ernſte Kämpfe 
geführt; indes, die Anhänger der Gewerbefreiheit waren ſtark zu⸗ 
ſammengeſchrumpft, da nicht einmal die Liberalen geſchloſſen gegen 
die Vorlage ſtimmten, die den verſtärkten Zunftzwang und den 
Befähigungsnachweis zum Gegenſtande hatte. Prinz Alois 
Liechtenſtein fand allerdings, daß die Novelle zur Gewerbeordnung 
nicht weit genug gehe. Im Herrenhauſe ſetzte ſich Ritter von Toggen⸗ 
burg, der Schöpfer des freien Gewerbes in Oſterreich, mutig für ſein 
Werk ein, doch ſeine Meinung, „die Gewerbefreiheit ſei kein Ideal, 
ſondern mehr, ſie ſei eine Notwendigkeit“, fand bei der Mehrheit 
keinen Anklang. Am 15. März 1883 wurde das Geſetz mit der Un- 
terſchrift des Kaiſers verſehen. 5 | 

Auch der Bauern wurde nicht vergeſſen, auch ihnen juchte man 
den Boden durch oberflächliche Maßnahmen zu vergolden. Sie hat⸗ 
ten gleichfalls Urſache zu klagen. Die günſtigen Konjunkturen an⸗ 
fangs der ſiebziger Jahre bewirkten zwar ein Steigen der Getreide⸗ 

1) Walter Rogge, Oſterreich von Vilagos bis zur Gegenwart. III. Leipzig. 

2) Heinrich Waentig, Gewerbliche Mittelſtandspolitik. Leipzig 1898. 
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preiſe, aber gleichzeitig ſchnellten die Löhne und die Bodenpreiſe in 
die Höhe. Durch die in der liberalen Ara erlangte Freiheit im Han⸗ 
deln wurden die Bauern zur Aufnahme von Schulden veranlaßt, 
die durch die ſchlechte Wirtſchaftsgebarung noch vermehrt wurden. 
Als dann die Konjunktur umſchlug und die Getreidepreiſe wieder un⸗ 
ter das Niveau von 1870 ſanken, während die Ernten ungünſtig 
ausfielen, machten ſich die Schuldenlaſten täglich drückender fühl⸗ 

bar. 1) Dazu kam noch die panikartige Furcht vor der amerikaniſchen 
Konkurrenz, die die Lage der kleinen Landwirte troſtlos erſcheinen 
ließ. Das riß die Bauern aus dem Schlummer. Sie traten mit wirt⸗ 
ſchaftlichen Forderungen an den Staat heran, und auch ihrer bemäch⸗ 
tigten ſich jene Politiker, die in der freiheitlichen Wirtſchaftsgeſetz⸗ 
gebung die Quelle aller Beſchwerniſſe erblickten. Schon im Dezem⸗ 
ber 1880 hatte Graf Hohenwart an die Regierung eine Interpella⸗ 
tion gerichtet, die das Agrarproblem auf die Tagesordnung brachte. 
Ende 1881 kündigte der Ackerbauminiſter Graf Falkenhayn die Ein⸗ 
bringung eines Geſetzentwurfes an, der die im Jahre 1868 einge⸗ 
führte Freiteilbarkeit von Grund und Boden einſchränken ſollte. 
Im Februar 1882 wurde auch vom Ackerbauminiſterium eine Denk⸗ 
ſchrift über die bäuerliche Erbfolge und das Höferecht veröffentlicht, 
die den Gegenſtand einer eingehenden Erörterung in der Offentlich⸗ 
keit bildete. Unterdeſſen hielt die Bewegung in den bäuerlichen Krei⸗ 
ſen an, und im Februar 1884 erinnerten Prinz Alfred Liechtenſtein 
und Lienbacher die Regierung an die ſeinerzeitige Forderung des Gra⸗ 
fen Hohenwart nach Entlaſtung der Landwirtſchaft. Drei Wochen nach⸗ 
her unterbreitete Graf Falkenhayn dem Abgeordnetenhauſe einen Ge⸗ 
ſetzentwurf, der beſondere Erbteilungsvorſchriften für landwirtſchaft⸗ 
liche Beſitze mittlerer Größe vorſchlug. Allein es vergingen fünf 
Jahre, ehe am 1. April 1889 ein Geſetz zuſtande kam, das ein Hö⸗ 
ferecht begründete, alſo die alte bäuerliche Erbfolge unter gewiſſen 
Vorausſetzungen herſtellte. Doch es handelte ſich nur um ein Reichs⸗ 
rahmengeſetz, das zu ſeiner Durchführung Landesgeſetze zur Vor⸗ 
ausſetzung hatte. Wie wenig ernſt die Angriffe gegen die Freiteilbar⸗ 
keit begründet waren, geht daraus hervor, daß bis heute bloß in 
einzelnen Kronländern die landesgeſetzliche Regelung des bäuerlichen 
Anerbenrechtes erfolgt iſt. 
In den achtziger Jahren beſchäftigten das Abgeordnetenhaus wie⸗ 
derholt Eiſenbahnfragen. Die Verſtaatlichung von Privat⸗ 
1) Alfred Skene jun., Ein Beitrag zur Beurteilung der öſterreichiſchen 
Agrarfrage. Wien 1885. 
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bahnen machte bedeutende Fortſchritte; große Linien wie die Weſt⸗ 
bahn und die Franz⸗Joſefsbahn gingen in den Staatsbeſitz über. Am 
meiſten hat jedoch die Offentlichkeit die Verlängerung des Privile⸗ 
giums für die Nordbahn-Geſellſchaft in Anſpruch genom⸗ 
men. Im März 1886 lief das Privilegium dieſer wichtigen Ver⸗ 
kehrsanſtalt ab, und ſchon einige Jahre vorher wurde die Regierung 
beſtürmt, an die Einlöſung des Unternehmens zu ſchreiten. Aus 


allen Teilen des Reiches trafen im Abgeordnetenhauſe Petitionen l 


ein, die ſich für die Verſtaatlichung ausſprachen. Im Frühjahre 1884 
wurde nun von der Regierung dem Parlamente ein Übereinkommen 
mit der Nordbahn⸗Geſellſchaft vorgelegt, das die Konzeſſion dieſes 
Privatunternehmens für achtzig Jahre verlängern wollte. Nun er⸗ 
hob ſich ein Sturm der Entrüſtung in der Bevölkerung. Überall wur⸗ 
den Verſammlungen abgehalten. Ein leidenſchaftlicher Kampf ent⸗ 
brannte, und alle jene, die ſich der Verſtaatlichungsaktion nicht an⸗ 
ſchloſſen, wurden der Korruption bezichtigt. Schließlich lag es auch 
nahe, daß die Nordbahn-Geſellſchaft nicht kargte und keinen Verſuch 


unterließ, um die Verlängerung ihres Daſeins durchzuſetzen. Am 


21. April 1884 fand in der Volkshalle des Wiener Rathauſes eine 
Rieſenverſammlung ſtatt, in der Lueger und Schönerer ſprachen. 
Graf Taaffe zog nun die erſte Vereinbarung zurück und ein zweites 
Übereinkommen erblickte das Licht der Welt. Die Konzeſſionsdauer 
war darin auf weitere 55 Jahre beſchränkt. Die Debatte über die 


neue Nordbahnvorlage löſte im Parlamente nicht weniger heftige 
Stürme aus als die Beratung des erſten Übereinkommens. Schöne 


rer erneuerte ſeine Angriffe gegen die Rotſchild⸗Gruppe und gegen 
das „jüdiſche Kapital“. Dr. Herbſt beſtritt mit dem ganzen Aufgebote 
ſeines juriſtiſchen Scharfſinns die Anſchauung der Regierung, daß 


die Nordbahn⸗Geſellſchaft aus dem abgelaufenen Privilegium einen 


Anſpruch auf die Erneuerung der Konzeſſion ableiten könne, und 
verlangte die Ablöſung der Bahn und die Übernahme in den Staats⸗ 
betrieb. Im Eiſenbahnausſchuſſe ſuchte die Minderheit abermals das 
Verſtaatlichungsprinzip durchzuſetzen, ohne damit einen Erfolg zu 
haben. Es wurden an dem Übereinkommen nur einige Verbeſſerun⸗ 
gen vorgenommen. Als Heimfallstermin blieb der 31. Dezember 


1940 aufrecht, das Einlöſungsrecht ſollte am 1. Januar 1904 er⸗ 


wachſen. Die Generaldebatte begann im Abgeordnetenhauſe am 21. 
März 1885, mithin knapp vor den Neuwahlen. Im Parlament 
ſpielten ſich dabei noch nie erlebte Szenen ab. Bis zum letzten Au⸗ 


genblicke wußte man nicht, wer ſiegen werde, der Staat oder die 
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Nordbahn⸗Geſellſchaft, auf deren Seite die Regierung ſtand. Der 
Miniſterpräſident ließ das Gerücht verbreiten, der Kaiſer wünſche 
die Annahme und die Regierung habe ſich verpflichtet, das Geſetz un⸗ 
geſäumt zuſtande zu bringen. Den Eiſenbahnausſchuß vertrat Bi⸗ 
linski; er ſetzte ſich für das Recht der Privatgeſellſchaft ſo ſehr ein, 
daß ein Abgeordneter in jenen ſchwülen Tagen die Frage aufſtellte: 
„Was will er (Bilinski) werden?“ Der klerikale Prinz Alois Liech⸗ 
tenſtein ſagte unverblümt, daß die Antiſemiten aus der Annahme 
des Übereinkommens Kapital ſchlagen und einen zugkräftigen Feld⸗ 
ruf für die Neuwahlen ableiten würden. Der „eiſerne Ring“ war auf 
eine harte Probe geſtellt, als am 24. März 1885 die entſcheidende 
Abſtimmung nahte. Für den Antrag auf Verſtaatlichung der Nord⸗ 
bahn ſprach ſich bloß eine Minderheit von 136 Stimmen aus; die 
Vertagung, die der klerikale Zallinger verlangte, wurde ebenfalls 
abgelehnt. Dagegen ſtimmten 166 gegen 141 Abgeordnete für das 
Eingehen in die Spezialdebatte. Dem Grafen Taaffe war der Coro⸗ 
nini⸗Klub beigeſprungen, der zwiſchen der Minderheit und Mehr⸗ 
heit ſtand und bald nach links, bald nach rechts ſchwankte, trotzdem 
ſein Führer Graf Coronini Jahr für Jahr bei der Budgetdebatte den 
ſonſt ſo ſtillen Mund öffnete, um temperamentlos mit Beſchwerden 
gegen die Herrſchaft des Grafen Taaffe anzukämpfen. Auch die Libe⸗ 
ralen haben einzelne ihrer Kollegen für die Regierung ſtimmen ge⸗ 
ſehen. Die Galerien waren vollgepfropft, und die deutſchnationale 
und die chriſtlichſoziale Zuhörerſchaft brachte ſtürmiſche Hochrufe auf 
Schönerer aus, während ſie die „Nordbahnjuden“ mit Pfuis be⸗ 
dachte. | 

Viel Staub wirbelte der Bau der galiziſchen Transverjal- 
bahn auf, weil er mit einer ſehr ſchmutzigen Korruptionsgeſchichte 
verknüpft war. Der Bauunternehmer Baron Schwarz wurde näm⸗ 
lich vom polniſchen Abgeordneten Kaminski auf Zahlung einer Pro⸗ 
viſion von 625000 Gulden verklagt. Tiefe Summe forderte der Ab⸗ 
geordnete als Entgeld für ſeine parlamentariſchen Bemühungen um 
das Zuſtandekommen der Eiſenbahnlinie und um die Übertragung 
der Ausführung an die Firma Schwarz. Die Klage war vom Abge⸗ 
ordneten Dr. Wolski, dem Parteigenoſſen und Vertreter Kaminskis, 
abgefaßt worden. Im Februar 1883 mußten ſich die zwei gewinn⸗ 
gierigen Abgeordneten ins wohlverdiente Privatleben zurückziehen, 
doch die Angelegenheit beſchäftigte das Parlament noch lange, da die 
Länderbank in die Affäre verwickelt war und auch andere Perſonen 
von ihr berührt wurden. Wie ſehr die Korruption unter der klerikal⸗ 
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feudalen Regierung blühte, zeigte nicht weniger deutlich ein zweiter 
Fall. Bei der Beratung des Abgeordnetenhauſes über die Betriebs⸗ 
übernahme, beziehungsweiſe Einlöſung der Prag⸗Duxer und 


Dux⸗Bodenbacher Bahn unternahm Dr. Steinwender im Fe 


bruar 1886 heftige Angriffe auf den Handelsminiſter Baron Pino, 
den er mit ſchmutzigen Geſchäften in Verbindung brachte. Der Mi⸗ 


niſter wies die Anklagen zwar entrüſtet zurück, indem er meinte, es 


ſeien nicht die ſchlechteſten Früchte, an denen die Weſpen nagen. Aber 


der kurz darauf erfolgende Rücktritt bewies, daß in der Regierung 


Taaffe gar manches faul war. 


Die feudal⸗klerikale Mehrheit hat in ihrer Gegnerſchaft zur moder⸗ 
nen Wirtſchaftsentwicklung wenigſtens das eine Gute geſchaffen, daß 
ſie die Arbeiterſchutzgeſetzgebung förderte, ohne ſich um die 
ſtarre Ablehnung von ſeite der mancheſterliberalen Egoiſten zu 
kümmern. Allerdings ſchlug ihr Herz faſt ausſchließlich für das in⸗ 
duſtrielle Proletariat. Die mächtigen Herren waren ſehr ungehalten, 


wenn man ſie daran erinnerte, daß die landwirtſchaftlichen Arbeiter 
gleichfalls nicht zu den beneidenswerten Menſchen gehören und der 
ſozialen Fürſorge ſehr bedürftig ſeien. Als dem Grafen Taaffe vor⸗ 
gehalten wurde, daß ſeinen Arbeitern weit weniger als ein gräfliches 
Auskommen beſchieden ſei, veröffentlichte das Wiener „Vaterla 

eine Zuſammenſtellung der auf den Taaffeſchen Gütern üblichen 
Löhne. Doch die Ziffern brachten keine Widerlegung, ſondern eine 
Beſtätigung der traurigen Lage des ländlichen Proletariats. Dies 


hinderte aber den Reichsrat nicht, an dieſer breiten Arbeiterſchicht 


achtlos vorüberzugehen. 


Im Jahre 1883 wurde unter Zallingers Vorſitz eine Enquete über | 
die Arbeiterſchutzgeſetzgebung abgehalten, und der durch feine ſozial⸗ 


politiſchen Beſtrebungen verdienſtvolle Freiherr von Vogelſang lei⸗ 


tete nebenher Erhebungen über die Lohnverhältniſſe der induſtriellen 
Arbeiterſchaft ein. Als Folgeerſcheinung kann die Reform des 
ſechſten Abſchnittes der Gewerbeordnung aufgefaßt werden, die 
eine Reihe ſegensreicher Einrichtungen ſchuf. Die Einführung eines 
Maximalarbeitstages, die Minderung und Feſtſetzung der Arbeits⸗ 


zeit für Frauen und Kinder ſowie die Feſtlegung der Sonntagsruhe 
war unbedingt zu begrüßen. Dennoch verhielt ſich die liberale Op⸗ 


poſition im allgemeinen ablehnend. Schon bei der Enquete hatte ein 
Arbeiter bemerkt, daß, wenn von den Herren auf der Linken etwas zu 


erwarten wäre, dieſe ſchͤn genug Gelegenheit gehabt hätten, etwas 
zu tun. Allerdings konnten die Liberalen niemals unter einen Hut 
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gebracht werden und ſo fehlte es in ihrem Kreiſe nicht an Männern, 
die der Sozialreform ſympathiſch gegenüberſtanden. Im Jahre 1883 
wurden auch Gewerbeinſpektoren beſtellt; im Anfange gab es 
jedoch nur neun Aufſichtsbezirke. Der polniſche Abgeordnete Cha⸗ 
miec, der den Bericht erſtattete, ſagte bei der Beratung: „Dem Be⸗ 
dürfniſſe, das menſchliche Elend zu verringern, ſind zwei Hauptarten 
von Sozialismus entſprungen: der revolutionäre, welcher, alles Be⸗ 
ſtehende verdammend, von dem Grundſatze ausgeht, daß die Armen 
berechtigt ſind, ſich nötigenfalls mit Gewalt in den Beſitz der von den 
Reichen erworbenen Güter zu ſetzen und dieſelben unter ſich zu teilen, 
und der chriſtliche, der, das Beſtehende tunlichſt ſchonend, auf dem 
Prinzipe fußt, daß die Reichen verpflichtet ſind, den ihnen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Überfluß an weltlichen Gütern freiwillig den Ar⸗ 
men zuzuwenden.“ Im März 1886 erſtattete Prinz Alois Liechten⸗ 
ſtein den Bericht über den Geſetzentwurf über die Unfall ver⸗ 
ſicherung. Der Abgeordnete Prade legte dar, er hätte gewünſcht, 
daß die ſozialen Reformen mit der Beſeitigung unzeitgemäßer Pri⸗ 
vilegien des Adels und Großgrundbeſitzes begonnen und mit einer 
vernünftigen Steuergeſetzgebung beendet worden wären. Gleichzeitig 
verlangte er von der Regierung, daß fie für die Invaliden⸗, Witwen⸗ 
und Waiſenverſorgung der Arbeiter ernſtlich ſorge. Das Geſetz trat 
im Dezember 1887 in Kraft. Ein Vierteljahr ſpäter wurde noch das 
Krankenkaſſengeſetz ſanktioniert. 

In der Zeit der Bedrückungen für die Arbeiter kam auch die Er⸗ 
richtung von Arbeiterkammern zur Beſprechung. Am 5. Ok⸗ 
tober 1886 hatten die Liberalen Plener, Exner und Wrabetz dem 
Parlamente drei Geſetzentwürfe vorgelegt, die ſich mit der Schaf⸗ 
fung von 26 Arbeiterkammern befaßten. Dieſen neuen Inſtituten 
ſollte das Recht zuſtehen, in das Abgeordnetenhaus neun Vertreter 
zu entſenden. Der Wirkungskreis der Arbeiterkammern war ſehr eng 
gezogen, und darauf beſonders iſt der Widerſpruch der Arbeiter 
zurückzuführen, der ſich erhob. Außerdem erregte die Beſtimmung, 
daß die Stellen in den Arbeiterkammern unentgeltlich auszuüben 
ſeien, ſtarke Gegnerſchaft. Desgleichen wurde mit Recht gegen die 
Abfertigung der Arbeiterſchaft in ganz Oſterreich mit neun Reichs⸗ 
ratsmandaten Einſpruch erhoben. In allen Gebieten des Reiches 
fanden Verſammlungen der Arbeiterſchaft ſtatt, doch man nahm 
nicht überall die gleiche Stellung ein; fehlte es ja an einer einheit⸗ 
lichen Organiſation. Der Geſetzentwurf wurde vom Abgeordneten⸗ 
hauſe einem Ausſchuſſe zugewieſen, der eine Enquete veranſtaltete. 
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Indes, das Projekt ſchlief ein. Die Berge Hatten gekreißt, und es 

wurde nicht einmal eine Maus geboren. Bemerkt muß werden, daß 
die Arbeiterſchaft grundſätzlich für die Errichtung von Arbeiterkam⸗ 


mern war. Schon im Jahre 1872 Karen ſie die Forderung danach 
erhoben. N 


F. Die Finanzpatitit. 


Die Budgetdebatten in den achtziger Jahren waren politiſche Er⸗ 
eigniſſe, denn die Redner befaßten ſich viel mehr mit den Tagesfra⸗ 
gen als mit den Poſten des Staatsvoranſchlages. Bis zum Jahre 
1886 hatten die Deutſchliberalen beharrlich gegen das Budget ge⸗ 
ſtimmt, von dieſem Jahre ab wurde jedoch die Verweigerung des 
Budgets fallen gelaſſen. Die Minderheit war, ſoweit ſie aus der ehe⸗ f 
maligen Verfaſſungspartei beſtand, müde geworden, und ſie be⸗ 1 
ſchränkte ſich darauf, an einzelnen Ziffern Kritik zu üben, was vor 
allem Ernſt von Plener mit ſeinen Detailkenntniſſen vortrefflich be⸗ 
ſorgte. Das Jahr 1879 fand ein Defizit von 78 Millionen Gulden 

7 


vor, allein ſchon das nächſte Jahr wies nur mehr einen Abgang von 
25 Millionen Gulden auf. 1886 war das Defizit bereits auf 8 Mil⸗ 
lionen Gulden geſunken, um dann wieder zwei Jahre infolge der 
unvorhergeſehenen Ausgaben für Kriegsrüſtungen anzuwachſen. Im 
Jahre 1889 wurde endlich ein überſchuß von 2 Millionen Gulden er⸗ 
reicht, und dieſe Erſcheinung löſte allgemeinen Jubel aus. Der Fi⸗ 
nanzminiſter Dunajewski galt als genialer Schatzminiſter 
und ſonnte ſich in dem unverdient erworbenen Ruhm. Doch iſt nichts 
unberechtigter als das Lob, das ihm geſpendet wurde und noch zum 
Teil geſpendet wird. Die Ausgabenverteilung der Budgets wies kei⸗ 
nen großen Zug auf, die Hand eines weitblickenden, die Volksbedürf⸗ 
niſſe erkennenden Staatsmannes war nirgends zu finden. Dagegen 
nahmen die Einnahmen des Staates mechaniſch zu, da die vornehm⸗ 
lich von Ungarn geförderte Zollpolitik und die Erhöhung der indi⸗ 
rekten Steuern erhebliche Mehreinnahmen bewirkten. Von 1882 bis 
1890 ſtieg der Zollüberſchuß von 14 auf 36 Millionen Gulden, wäh⸗ 
rend die Nettoeinnahmen aus den indirekten Abgaben mit Ausſchluß 
der Zölle zwiſchen 1881 und 1890 von 200 auf 231 Millionen Gul⸗ 
den anwuchſen. 1) Die wirklich lohnenden Aufgaben eines Finanz⸗ 
miniſters ließ Dunajewski unberücksichtigt. Er, der Gegner der Gold⸗ 
währung, ſagte, daß ein öſterreichiſcher Finanzminiſter an die Va⸗ 


1) Oſterreichiſches Staatswörterbuch. I. Wien. Siehe den Artikel „Ab 
gaben“. 
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lutaregulierung nur bei Nacht denken könne, weil er bei Tag Beſſe⸗ 
res zu tun habe. Vergebens machte die Oppoſition auf die Nachteile 
des geltenden Währungsſyſtems aufmerkſam, vergebens bemühte ſie 
ſich auch, eine volksfreundlichere Steuerpolitik herbeizuführen. Im 
Jahre 1890 antwortete Dunajewski auf eine Interpellation Stein⸗ 
wenders zwar, daß der Entwurf einer progreſſiven Perſonaleinkom⸗ 
menſteuer fertig ſei, aber Dunajewskis Tage als Finanzminiſter wa⸗ 
ren bereits gezählt. 

Dunajewski begünſtigte das Einſtrömen fremden Kapitals nach 
Osterreich, und die Errichtung der Länderbank in Wien bildete 
die Folge. Sie war die Schöpfung der Union générale in Paris, 
an deren Spitze Bontoux ſtand. Nach dem Zuſammenbruche der 
Union générale und der Verhaftung Bontoux' wurde dem öſterrei⸗ 
chiſchen Finanzminiſter ſcharf zugeſetzt. Carneri, Neuwirth und 
Herbſt griffen ihn an; Plener ſagte, die ganze Finanzpolitik der 
Regierung ſei aufs Haupt geſchlagen. !) Dunajewskis Verſuch, die 
Finanzpolitik des Staates von den alten Geldmächten unabhängig 
zu machen, galt als geſcheitert. Um wieviel erfolgreicher war in 
ſeiner Art das Unternehmen Brucks geweſen, Oſterreich durch die 
Gründung der Kreditanſtalt für Handel und Gewerbe eine neue 
ſinanzielle Stütze zu ſchaffernn | 

Die Darſtellung der Erhöhung der ibis ben Steuern 
iſti in einem engen Rahmen, wenn nicht unmöglich, ſo ſehr ſchwierig, 
weil verwickelte Veränderungen der Beſteuerungsgrundlagen in Be⸗ 
tracht kommen, die für einen weiteren Kreis ohne Intereſſe ſind. Wir 
wollen daher bloß die Hauptlinie feſthalten. Die Mineralöl⸗ 
ſteuer ſollte 1878 mit ſieben Gulden per 100 kg Netto Petroleum 
beſtimmt werden, doch das Parlament wies die Verbrauchsabgabe 
zurück und bewilligte bloß eine Erhöhung des Zolles. Eine im Jahre 
1879 eingebrachte Regierungsvorlage, die gleichfalls eine Verbrauchs⸗ 
abgabe von ſieben Gulden in Ausſicht nahm, wurde vom Steuer⸗ 
ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes ſo abgeändert, daß die Regierung 
den Entwurf zurückzog.?) Im Dezember 1881 verlangte das Mini⸗ 
ſterium vom Parlamente eine Verbrauchsabgabe für Petroleum von 
6½½ Gulden für 100 kg und gleichzeitig eine Erhöhung des Zolles 
um das Dreifache. Die Belaſtung des Petroleums ſtieß im Steuer⸗ 


1) Eduard Sueß, Erinnerungen. Leipzig 1916. 

2) Bericht des Steuerausſchuſſes, betreffend die Regierungsvorlage über 
die Erhöhung des Einfuhrzolles und Einführung einer = ur mern 
von Mineralöl. Abgeordnetenhaus IX. Seſſion Nr. 446 der Beilagen.“ 
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ausſchuſſe auf einen hartnäckigen Widerſpruch der Linken, aber die 
Mehrheit erklärte ſich mit der Vorlage vom Dezember 1881 einver⸗ 
ſtanden. Der Abgeordnete Sueß bekämpfte die „Steuer des Fleißes 
des armen Mannes“, doch der „eiſerne Ring“ tat ſeine Schuldigkeit. 
Bezeichnenderweiſe ſprach ſich auch Hofrat Lienbacher gegen die Ver⸗ 
teuerung dieſes wichtigen Volksbedarfsartikels aus; er unterſtützte 
beſonders den Minoritätsantrag zum Zollſatze auf Petroleum. Al⸗ 
lein der Antrag des Profeſſors Sueß blieb in der Minderheit. „Die 
Majorität des Abgeordnetenhauſes hat“ — wie Hofrat Lienbacher 
ſchrieb — „zwar mit wenigen Stimmen geſiegt; aber weder das 
Recht noch die öſterreichiſchen Staatskaſſen oder die inländiſche Pro⸗ 
duktion dürfen ſich des Sieges freuen.“ 1) Zu ſcharfen Auseinander⸗ 
ſetzungen und Kriſen hat die Reform der Branntweinſteuer ge⸗ 
führt. Der Steuerſatz wurde von 11 Gulden (bzw. von 9 und 5 Gul⸗ 
den pro Hektoliter abſoluten Alkohols) auf 35 bzw. 45 Gulden er⸗ 
höht. 2) Der polniſche Landsmannminiſter Ziemialkowski erhob im 
Miniſterium gegen die Erhöhung Einſprache, da in Galizien eine 
ſtarke Agitation gegen die Reform betrieben wurde. Dunajewski aber 
hatte ſich ſchon mit der ungariſchen Regierung verſtändigt und blieb 
bei ſeinem Verlangen. Im Polenklub gab es eine Revolte, und der 
ſchwerkranke Obmann Grocholski mußte aus Abbazia herbeieilen, 
um den Aufruhr niederzuſchlagen. Schließlich gelang es, die Rechte 
einig ins Feld zu führen und ſo den Widerſtand der Oppoſition zu 
brechen. Die im Oktober 1887 von der Regierung überreichte Zucker ⸗ 
ſteuervorlage gelangte im Januar 1888 zur Beratung. Der 
Steuerſatz wurde mit 10 Gulden bemeſſen, alſo nicht erhöht; dagegen 
kam ein anderes Umlageverfahren, die Beſteuerung des fertigen 
Produktes, zur Anwendung.?) Die Minderheit unter Führung der 
Abgeordneten Plener, Auſpitz und Derſchatta unterlag. 
Die antiſemitiſche Bewegung hatte ſich im Kampfe gegen das mo- 
bile Kapital auch der Börſe bemächtigt, und das Verlangen nach 
‚ einer Beſteuerung des Börſengeſchäftes wurde von Zeit zu 
Zeit aufs neue in Erinnerung gebracht. Nach den Wahlen in der 
Mitte der achtziger Jahre drängten die Deutſchnationalen mit aller 
Wucht nach der Einführung einer Börſenſteuer, um den mühelojen 


1) (Sienbachen) Mahnrufe eines Deutſchkonſervativen. 

2) Bericht des Branntweinſteuerausſchuſſes, Abgeordnetenhaus X. Seſſion, 
Beilage Nr. 631. 

3) cms Holzer, Hiſtoriſche Darſtellung der indirekten Steuern. Wien 
888. 
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Erwerb der reichen Leute einzuſchränken. Der Abgeordnete Türk, 
der einen diesbezüglichen Antrag zu begründen hatte, meinte, daß 
der Einfluß der Juden gebrochen werden müſſe, und berechnete den 
Ertrag der Abgabe mit 8 Millionen Gulden für das Jahr. Erſt 1888 
wurde vom Börſenausſchuſſe ein Geſetzentwurf ausgearbeitet, der die 
Beſteuerung des Effektenumſatzes zum Gegenſtande hatte. Der Ver⸗ 
faſſer war der Abgeordnete Ritter von Bilinski. Doch die Aktion 
verlief vorerſt im Sande. N 

Wir können von der Finanzpolitik der achtziger Jahre nicht ſchei⸗ 
den, ohne der beſonderen Vorteile zu gedenken, die ſie für Galizien 
mit ſich brachte. Im März 1883 verlangte die Regierung vom Par⸗ 
lamente die Ermächtigung, mit dem galiziſchen Landtag eine Ver⸗ 
einbarung über den Grundentlaſtungsfonds zu treffen. Danach ſoll⸗ 
ten der ſtaatliche Vorſchuß von 9 Millionen Gulden und die unter 
Vorbehalt der Rückzahlung bis zum Jahre 1882 überwieſenen Be⸗ 
träge von 655¾j Millionen Gulden einfach abgeſchrieben werden. 
Außerdem ſollte vom Jahre 1882 bis 1897 an Stelle eines unver⸗ 
zinslichen Staatsvorſchuſſes eine nicht rückzahlbare jährliche Sub⸗ 
vention von 2 Millionen Gulden treten. Aber alle Bemühungen der 
Regierung Taaffe, die Mehrheit zur Annahme dieſes Rieſengeſchen⸗ 
kes zu bewegen, blieben erfolglos, weil die Deutſch⸗Klerikalen von 
der Ablehnung nicht ablaſſen wollten. Die Polen drohten daraufhin 
mit dem Übergang zur Oppoſition, ohne indes vorläufig ihren Wunſch 
durchzuſetzen. Erſt im Jahre 1890 nahte die Stunde der Erfüllung. 
Es gab wieder harte Zuſammenſtöße, doch in einer langen Nacht⸗ 
ſitzung wurde die Generaldebatte zum Abſchluſſe gebracht, und am 
16. Mai nahm die Mehrheit des Parlaments die Vorlage an. Mit der 
Linken gingen auch die klerikalen Abgeordneten Lienbacher, Obern⸗ 
dorfer und Zallinger. 75 Millionen Gulden waren Galizien in den 
Schoß gefallen, außerdem erhielt es noch über 16 Millionen an lau⸗ 
fenden Subventionen. Die Anhänglichkeit der Polen an die Regie⸗ 
rung hat ſich ſehr bezahlt gemacht; Graf Taaffe bewies ſich den herr⸗ 
ſchenden Politikern in Galizien als Gönner. 


G. Die Politik des Geſamtſtaates. 

In den erſten Tagen des Monats Auguſt 1879 hatte Graf Ju⸗ 
lius Andraſſy, der Miniſter des Außern, dem Kaiſer ſein De⸗ 
miſſionsgeſuch überreicht. Die innerpolitiſchen Verhältniſſe in Oſter⸗ 
reich, die Widerſtände der Militärpartei und andere Gegnerſchaften 
riefen in dem Staatsmanne den Wunſch nach Ruhe hervor, und 
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in einer Unterredung, die er in der kritiſchen Zeit mit einem 


Redakteur des „Neuen Wiener Tagblattes“ führte, ſagte er kla⸗ 


gend und anklagend: „Es kann nicht ſchaden, wenn man erfährt, 


daß es kein Vergnügen iſt, in Oſterreich⸗Ungarn Minifter zu ſein.“ 
Doch der Kaiſer nahm das Entlaſſungsgeſuch nur im Prinzipe an; 


den Grafen Julius Andraſſy ſollte die ſchönſte Krönung ſeines diplo⸗ 
matiſchen Lebenswerkes — der Abſchluß des Bündniſſes zwiſchen der 
Habsburgermonarchie und Deutſchland — noch im Amte treffen. 
Am 8. Oktober 1879 ſchied der begabte Miniſter des Außern aus dem 
Dienſte und nach dem zweijährigen Regime des Freiherrn von Hay⸗ 
merle übernahm Graf Kalnoky am 20. November 1881 die Lei⸗ 


E Br u 


tung des Miniſteriums auf dem Wiener Ballhausplage. Das ſiegreiche 
Vordringen Frankreichs in Tunis brachte Italien Oſterreich⸗Ungarn 
und Deutſchland näher, und im Laufe des Jahres 1882 5 der 


Dreibund. 
In den achtziger Jahren gaben die Orientwirren viel zu 


ſchaffen. Der Krieg Bulgariens mit Serbien führte im November 


1885 zur vollſtändigen Niederwerfung der ſerbiſchen Armee, und 
es bedurfte des entſchiedenen Dazwiſchentretens Oſterreich⸗Ungarns, 
um das kleine Königreich vor der Vernichtung durch den ſieg⸗ 
haft vordringenden bulgariſchen Fürſten zu bewahren. Die Wir⸗ 
ren, die in Bulgarien nach dem Rücktritte des Fürſten Alexander 
folgten, drohten für Europa verhängnisvoll zu werden. Da ent⸗ 
ſchloſſen ſich Bismarck und Kalnoky anfangs 1888, den Wort⸗ 
laut des Allianzvertrages zu veröffentlichen. Der Eindruck auf 
Rußland blieb nicht aus, und die Kriegsgefahr verflüchtigte ſich all⸗ 
mählich. Oſterreich⸗Ungarn aber war nicht untätig geblieben, es 
hatte alle militäriſchen Vorkehrungen getroffen, die erforderlich ſchie⸗ 
nen. Freilich mußten dazu im Februar 1887 52 Millionen Gulden 
für Rüſtungen verlangt werden. 

Das Jahr 1888 brachte wieder eine neue Wehrgeſetzvor— 
lage. Die Höhe des jährlichen Rekrutenkontingents für Heer und 
Marine war für beide Reichsteile mit 103 100 Mann beziffert. Im 
Wehrausſchuſſe gab der Landesverteidigungsminiſter Graf Welſers⸗ 
heimb vertrauliche Aufklärungen, aus denen die Unaufſchiebbarkeit 
der Maßnahme hervorging. Das Abgeordnetenhaus machte ſich mit 
großem Eifer an die Beratung, und die Vorlage wurde ziemlich glatt 
ungenommen. Die deutſche Linke ſtimmte für den Geſetzentwurf, ob⸗ 
wohl dieſer das Rekrutenkontingent erhöhte. Plener führte aus, daß 
die Aufgabe des Widerſtandes gegen die Militärforderungen im In⸗ 


— 
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tereſſe der Armee und Machtſtellung des Reiches erfolge und in den 
internationalen Verhältniſſen begründet ſei. Dr. von Derſchatta 
ſchloß ſich dieſen Ausführungen an. Vor neun Jahren hatte Graf 
Taaffe gemeint: „Die Wehrfrage iſt keine Parteifrage, ſondern eine 
Reichsfrage“, ohne daß die Nörgler auf der Linken die Richtigkeit 
dieſer Auffaſſung anerkannt hätten. Ihnen kam die Erleuchtung um 
faſt ein Jahrzehnt zu ſpät. Die Wehrvorlage ſtieß diesmal in Un⸗ 
garn auf größere Schwierigkeiten. Den Magyaren war es darum 
zu tun, ihre Nationaliſierungsbeſtrebungen auch auf die Armee zu 
übertragen. Beſonders heftigen Widerſtand erregte der 825, der die 
Einjährigen verpflichtete, die Offiziersprüfung in deutſcher Sprache 
abzulegen. Nach längerem Sträuben gab die Krone in einigen Punk⸗ 
ten nach, und der Reichsrat ſchloß ſich den neuen Abmachungen an. 
Nun war wieder für zehn Jahre Ruhe. 

Gegen Ende der achtziger Jahre mußte der wirtſchaftliche 
und finantzielle Ausgleich mit Ungarn erneuert werden. Schon 
im Sommer 1885 hatten die erſten Konferenzen zwiſchen der öſter⸗ 
reichiſchen und ungariſchen Regierung begonnen. Im ganzen und 
großen bereitete der Ausgleich jetzt weit geringere Verlegenheiten 
als in den Tagen des Miniſteriums Adolf Auersperg. Es fehlte 
auch an grundlegenden Anderungen, und der Berichterſtatter Frei⸗ 
herr von Sochor konnte ſagen, daß es ſich gewiſſermaßen nur um die 
Beſtätigung der Fortdauer des Zoll- und Handelsbündniſſes drehe. 
Ungarn hatte am Ende der ſiebziger Jahre namhafte Vorteile er⸗ 


rungen und konnte ſich daher mit der Erhaltung ſeiner vielfachen 


Begünſtigungen zufrieden geben. 

Im Vereine mit Transleithanien ſchlug Oſterreich in der Han⸗ 
delspolitik des Geſamtſtaates eine neue Richtung ein. In. Deutſch⸗ 
land war der erſte Schuß gegen den Freihandel gefallen, und nun 
pflanzte ſich das Feuer von Staat zu Staat weiter. Der Zolltarif 
vom Jahre 1882 zeigte ſchon einen ausgeſprochenen ſchutzzöllneri⸗ 
ſchen Charakter und führte Getreidezölle ein. Allerdings kam die Er⸗ 
höhung der Tarifſätze vornehmlich der ungariſchen Landwirtſchaft 
zugute, und auch die neuen drückenden Finanzzölle mußten in erſter 
Linie auf das Geldbedürfnis der ungariſchen Regierung zurückge⸗ 
führt werden. Handelsminiſter Pino hatte den Tarifentwurf im 
Abgeordnetenhauſe zu vertreten; unter dem Beifalle der Rechten 
meinte er, daß aus dem Kreiſe derer, die den Zolltarif am leb⸗ 
hafteſten angreifen, trotz der Finanzzölle und der Agrarzölle ein 
Schrei der Unzufriedenheit ertönen würde, wenn der Zolltarif 

ANUG 652: Charmatz, Öfterreich II. 3. Aufl. 7 
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nicht zur Wahrheit werden ſollte. Plener, der als Generalred⸗ 
ner der Minderheit gegen die ſtark bekämpfte Erhöhung des Kaf⸗ 
feezolles auf 40 Gulden ſprach, beſtritt, daß auf dem Wege 
der neuen Zollpolitik die finanzielle Ordnung des Staates gefunden 
werden könne. Er nannte die Entſcheidung über die Finanzzölle 
eine politiſche Abſtimmung. Trotzdem es im „eiſernen Ring“ manche 


Verſtimmung gab, wurde der Zolltarifentwurf genehmigt. Die Zoll⸗ 


politik Deutſchlands und Frankreichs veranlaßte Oſterreich⸗Ungarn. 
den Zolltarif im Jahre 1887 zu überprüfen, wobei der Schutz der 
öſterreichiſchen Induſtrie ſtärkere Berückſichtigung fand. Ungarn er⸗ 
hielt beim Petroleumzoll eine beſondere Begünſtigung für die Fiu⸗ 


maner Raffinerie ), die der galiziſchen Petroleumproduktion ſchwe⸗ 


ren Schaden bereitete und im Polenklub auf zähen Widerſpruch 


ſtieß. Finanzminiſter von Dunajewski mußte mit der Demiſſion 


drohen, um die Widerſpenſtigen zu Paaren zu treiben. 
Eines ſchmerzlichen Verluſtes müſſen wir noch gedenken. Am 


30. Januar 1889 verbreitete ſich in Wien die Kunde, daß Kron⸗ 


prinz Rudolf geſtorben ſei. Die Tragödie von Mayerling hat auf 


alle Schichten tief eingewirkt; am lebhafteſten aber beklagten die Li⸗ 


beralen den Tod. Sie hatten auf den Thronfolger große Hoffnungen 


geſetzt, obwohl der verheißungsvolle Sproß der Hane ee 


ger e wenig hervorgetreten war. 


VI. Vom böhmiſchen Ausgleiche bis zum Sturze 
Taaffes. 
Als das erſte Jahrzehnt der Ara Taaffe zur Neige ging, ermann⸗ 


ten ſich die Freunde und Gegner der Regierungspolitik zu rückſchauen⸗ 
den Betrachtungen. An Lob hat es dem Grafen Taaffe nicht gefehlt, 


denn es gab ein Heer von Schreibern, das in ſeinen Dienſten ſtand | 
und fich dabei wohl fühlte. „Der Gunſt des Zufalls“ — hieß es in 
einer Verteidigungsſchrift — „hat der Miniſterpräſident wenig oder 
nichts zu danken; am erſten Tage der Miniſterpräſidentſchaft war 


alles wohl erwogen und durchdacht, was er zur Ausführung zu brin⸗ 


gen verſtand.“?) Man ſieht, welche Phantaſiebilder urteilsloſe Schön⸗ 


; 


färber zeichnen können. In Wirklichkeit herrſchte eine ziemlich ge 
drückte Stimmung. Die Mehrheitsparteien begannen unſicher zu wer⸗ 


5 Friedrich Gärtner, Der öſterreichiſch⸗ungariſche Ausgleich. 


2) Graf Taaffe, Eine innerpolitiſche Studie aus n Leipzig 1889. | 


VI. Vom böhmiſchen Ausgleiche bis zum Sturze Taaffes 95 


den, de da ſich über den Häuptern der Alttſchechen dichte Gewitterwolken 
zuſammenzogen. 

Unangenehm wurde auch die Kluft fühlbar, die zwiſchen dem 
freiheitlichen Teile des deutſchen Volkes und den anderen Nati⸗ 
onen gähnte. Seit dem Auszuge der deutſchen Abgeordneten aus 
dem böhmiſchen Landtage mußte man ſich ſagen, daß die Politik 
der Verletzung nicht weiter befolgt werden dürfe, denn es ging nicht 
an, über einen weiten Kreis der Einwohnerſchaft Böhmens, der 
im Genuſſe der Wahlvorrechte ſtand, hinwegzuregieren. Fürft 
Georg Lobkowitz, der Landmarſchall, ſuchte denn auch im Novem⸗ 
ber 1887 zwiſchen den Deutſchen, den Feudalen und den Tſchechen 
eine Verſtändigung anzubahnen. In dem Schreiben, das Fürſt 
Lobkowitz an Schmeykal, den Führer der Deutſchen Böhmens, rich⸗ 
tete, waren einige Zugeſtändniſſe aufgezählt, an die gedacht werden 
könnte. Doch die deutſchen Politiker machten jeden Schritt zur Aus⸗ 
einanderſetzung von der vorherigen Aufhebung der Sprachenverord⸗ 
nungen und von der nationalen Abgrenzung der Bezirke abhängig, 
und da der Landmarſchall dieſes Zugeständnis nicht bieten konnte, 
lehnten ſie den Verſtändigungsvorſchlag ab. Im Frühjahre 1888 
griff einer aus ihrem Volke den Faden auf. Fiſchhof erinnerte in 
einer Broſchüre an das Wort Bismarcks: „Der Deutſchöſterreicher 
ſtrebt mit Recht nach der politiſchen Führerſchaft und ſoll die Inter⸗ 
eſſen des Germanentums im Orient wahren, indem er als Binde⸗ 
glied des Germanentums und Slawentums das Aneinanderplatzen 
derſelben verhindert.“ !) Am 2. Dezember, im vierzigſten Regie⸗ 
rungsjahre des Kaiſers, hätte eine parlamentariſche Verſtändigungs⸗ 
aktion einzuſetzen, und Fiſchhof bemühte ſich darzutun, daß die 
Gegenſätze zu beſeitigen wären. Seinen Volksgenoſſen aber rief er 
zu: „Der Deutſche ſtelle ſich ſomit unſeren Volksſtämmen nicht 
ſchroff entgegen, ſondern wohlwollend voran, und er wird allezeit 
Führer ſein.“ Allein die Anregungen fruchteten nichts, die zwei 
feindlichen Brüder kamen einander nicht näher. 

Unterdeſſen vollzogen ſich in Böhmen große Umwälzungen. Bei 
den Landtagswahlen im Jahre 1889 erlitten die Alttſchechen eine 
beiſpielloſe Niederlage. Die Jungtſchechen, die früher nur we⸗ 
nige Mandate im Beſitze hatten, zogen 37 Mann ſtark in den Pra⸗ 
ger Landtag ein. Bei den Nachwahlen war ihnen das Glück ebenfalls 
hold, und Anfang 1891 ſtanden bereits 51 Jungtſchechen 39 Alt⸗ 


1) Dr. Adolph Fiſchhof, Der öſterreichiſche Sprachenzwiſt. Wien 1888. — 
Richard Charmatz, Adolph Fiſchhof. Stuttgart 1910. 
7 * 
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tſchechen gegenüber.!) Mit einer bis dahin noch nie geſehenen Ki 
rigkeit und Rückſichtsloſigkeit hatte die ſieghafte Partei den Wahr 
kampf begonnen; mit Feuereifer wurde an das demokratiſche Gewiſ⸗ 
ſen des Volkes appelliert und die reaktionäre Politik der Regierungs⸗ 
mehrheit gegeißelt. Julius Gregr verſpottete den alten Rieger wegen 
ſeiner kleinlichen Theorie des „Aufklaubens von Broſamen“, und ſein 
Bruder Eduard Gregr verſchmähte es nicht, mit Leidenſchaft das er⸗ 
probte Agitationsmittel ſtaatsrechtlicher Phrafen zu gebrauchen. Vor J 
dreizehn Jahren hatte er das Staatsrecht verhöhnt, nun aber trat 
er, wie er ſelbſt ſagte, als Konvertit um ſo heißer für dieſes ein, da | 
er die Überzeugung erlangt hatte, es ſtünde nichts höher als das 
Staatsrecht. Lärmend errangen die Jungtſchechen ihren Sieg, und 
der Kaiſer nannte ſie „eine ganz ſonderbare Geſellſchaft“. Wer konnte 
damals denken, daß dieſe Radikalſten aller Radikalen in nicht ganz 
einem Jahrzehnt regierungsfromm ſein würden? Nach den Wahlen 
im Oktober 1889 wurde Graf Franz Thun auf den Statthalterpoſten 
in Böhmen geſtellt. Die Deutſchen ſahen ihn mit ſcheelen Blicken an, 
und auch die Jungtſchechen waren ihm nicht grün. Dagegen dehnen 
ten ihn die Alttſchechen. 

Der böhmiſche Landtag trat im Oktober 1889 zuſammen. Die 
Tſchechen waren unter ſich, da die deutſchbürgerlichen Abgeordneten 
von der Teilnahme an den Beratungen nichts wiſſen wollten. Von 
der Großgrundbeſitzerkurie jedoch wurden nur Feudale entſendet. Der 
Landtag beeilte ſich, einen Geſetzentwurf über die Gleichberechtigung 
beider Landesſprachen bei den autonomen Behörden Böhmens gut⸗ 
zuheißen, der den Gemeindevertretungen wohl die Beſtimmung der | 
Geſchäftsſprache überließ, ihnen aber die Pflicht auferlegte, in der 
zweiten Landesſprache abgefaßte Schriftſtücke anzunehmen. Städte 
mit eigenem Statut ſollten die Erledigung in der Sprache des Ein⸗ 
laufs vornehmen. Noch ausgiebiger war die Bevorzugung des Tſche⸗ 
chiſchen bei den Bezirksvertretungen geplant. Der Geſetzentwurf 
wurde allerdings nicht zur Sanktion empfohlen. 

Am 3. Dezember befragte Plener die Regierung im Abgeord⸗ 
neten hauſe wegen der Beſchlüſſe des böhmiſchen Landtages. Er wollte 
vom Grafen Taaffe hören, wie er ſich zum böhmiſchen Staatsrechte 
verhalte und ob er ſich nicht verpflichtet fühle, den Beſtrebungen, die 
für die Grundlage des Staates gefährlich erſcheinen, mit aller Schärfe 
entgegenzutreten. Zehn Tage nachher erwiderte der Miniſterpräſi⸗ 


A 


1) Dr. Max Menger, Der böhmiſche Ausgleich. Stuttgart 1891 
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dent, daß er die Antwort ſpäter erteilen werde; doch erklärte er in 
einer ſchroff ablehnenden Weiſe nicht ohne perſönliche Spitze gegen 
Plener, daß er ſich durch nichts von der Bahn abbringen laſſen wolle, 
die er bisher mit Unterſtützung der Mehrheit eingeſchlagen habe. Der 
Führer der Liberalen replizierte ebenſo gereizt, und man hatte den 
Eindruck einer bedenklichen Verſchärfung der Gegenſätze. Am 17. Des 
zember trat aber ganz unerwartet ein politiſcher Wetterwechſel ein. 
Der Miniſterpräſident betonte, daß eine ruhige Entwicklung auf der 
Grundlage der geltenden Verfaſſung im Intereſſe des Staates wün⸗ 
ſchenswert ſei. Die Regierung könne daher Anderungen der Verfaſ⸗ 
ſung nicht zuſtimmen und ebenſo dem Monarchen nicht empfehlen, 
ſich zum Könige von Böhmen krönen zu laſſen. Durch dieſe unzwei⸗ 
deutige Ablehnung des böhmiſchen Staatsrechtes beſſerten ſich die 
Verhältniſſe ein wenig, wenngleich die fortgeſetzte ſtaatsrechtliche 
Agitation der Jungtſchechen Beunruhigung einflößte. Baron Dum⸗ 
reicher, ein Vertreter der Alpenländer, veröffentlichte noch um die 
Weihnachtszeit einen vielbeſprochenen Aufſatz unter dem Titel 
„Deutſche Gemeinbürgerſchaft“, in dem er erwog, ob dem Austritte 
der Deutſchen aus dem böhmiſchen Landtage nicht eine bedeutendere 
Tat: der Auszug der Deutſchen aus dem Abgeordnetenhauſe, folgen 
ſollte und ob es nicht gut wäre, die Regierung in Wien und Prag 
mit ihrem Anhange allein zu laſſen. 

Nun fand es Graf Taaffe doch für ratſam, ſich ſeiner Verſöh⸗ 
nungsmiſſion zu erinnern. Er brachte eine Verſtändigungskon⸗ 
ferenz in Anregung, und die Deutjchliberalen, die bisher nein ge⸗ 
ſagt hatten, entſchloſſen ſich endlich, das Jaſagen zu verſuchen. Zwi⸗ 
ſchen dem 5. und 19. Januar 1890 fanden in Wien Ausgleichs- 
verhandlungen ſtatt, an denen die alttſchechiſche Partei, die feu⸗ 
dalen Großgrundbeſitzer, die liberalen Deutſchen und die verfaſ⸗ 
ſungstreuen Großgrundbeſitzer durch Vertreter teilnahmen. Schmey⸗ 
kal und Rieger, Ernſt von Plener und Ottokar Zeithammer ſaßen an 
einem Tiſch. Es läßt ſich denken, daß die politiſchen Kreiſe voll neu⸗ 
gieriger Spannung nach dem Beratungsſaale im Gebäude des Mi- 
niſterpräſidenten blickten. An Peſſimiſten fehlte es ebenſowenig wie 
an Optimiſten. Der Konferenz gelang es, eine Einigung herbeizu⸗ 
führen; es kam ein Ausgleichsprotokoll zuſtande, das für die ſchwe⸗ 
benden böhmiſchen Streitfragen annehmbare und in nationaler Hin⸗ 
ſicht gerechte Löſungen enthielt. Die halbamtliche Preſſe jubelte, 
denn ihrem Gönner war ſcheinbar gelungen, was kein öſterreichi⸗ 
ſcher Miniſterpräſident vorher durchzuſetzen vermochte. Doch man 
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kann mit dem Ausdrucke der Freude nicht lange genug zurückhalten. f 


In der Politik lauern auf Schritt und Tritt Enttäuſchungen, und je 
ferner man ſie wähnt, deſto näher ſind ſie. 8 


Heben wir nun die wichtigſten Punkte der Vereinbarungen 


heraus. Der Landesſchulrat für Böhmen ſollte im Sinne der Kon⸗ 
ferenzbeſchlüſſe künftighin aus zwei geſonderten Sektionen beſtehen. 


Die eine hätte ſich mit den Angelegenheiten der deutſchen Schulge⸗ 


biete, die andere mit denen der tſchechiſchen Bezirke zu befaſſen. Den 


Streit um die Minderheitsſchulen ſuchte man endgültig zu beſeitigen. 


Wenn in einem Gebiete mehr als vierzig ſchulpflichtige Kinder vor⸗ 


handen und in der Schulgemeinde wenigſtens fünf Jahre wohnhaft 


wären, ſo ſollten ſie den Unterricht in der Sprache ihrer Nationen 


begehren dürfen. Beim Vorhandenſein von achtzig ſchulpflichtigen 
Kindern hätte eine dreijährige Anſäſſigkeit zu genügen. Bezüglich 


des Landeskulturrates wurde beſtimmt, daß er in der Zukunft aus 


einer deutſchen Sektion, aus einer tſchechiſchen Sektion und aus 
einem Präſidialkollegium zu beſtehen habe. Der Landeskulturrat 
wurde 1880 an Stelle der früher aufgelöſten „patriotiſch⸗ökonomi⸗ 
ſchen Geſellſchaft“ begründet, und in ihm waren die Deutſchen in der 
Minderheit. Durch den vierten Punkt der Abmachungen geſtand 
man den Tſchechen die Errichtung einer neuen Handels⸗ und Ge⸗ 


werbekammer im Oſten Böhmens zu. Ferner ſollten die Sprengel 
der Bezirks⸗ und Kreisgerichte ſo abgegrenzt werden, daß ſie nur 


Gemeinden einer Nation umfaſſen. Von den 41 ſyſtemiſierten Rats⸗ 
ſtellen beim Oberlandesgerichte in Prag wären 26 für Bewerber zu 


reſervieren, die beider Landesſprachen mächtig erſcheinen. Bei der 


Beſetzung der reſtlichen fünfzehn Ratsſtellen hätte das Erfordernis 
einer genügenden Kenntnis der tſchechiſchen Sprache wegzufallen. 


Aus jeder der beiden Gruppen ſollen Diſziplinar- und Perſonalkom⸗ 


miſſionen gebildet werden. Die Kommiſſion, die aus dem Kreiſe 
der deutſchen Räte hervorgehen würde, ſollte ſich mit den Angelegen⸗ 


heiten bei den Gerichten in den deutſchen Teilen Böhmens befaſſen. 


Sobald die nationale Abgrenzung der Gerichtsſprengel erfolgt wäre, 


hätte eine überprüfung der Sprachenverordnung vom April 1880 , 
Platz zu greifen. Über das Ziel der Reviſion wurde nichts vereinbart; 4 
beide Konferenzparteien wahrten ſich „für die Haltung bei den diesbe⸗ 


züglichen Verhandlungen ihren grundſätzlichen Standpunkt“ Daß die 


Deutſchen auf die Aufhebung der Sprachenverordnungen und auf die | 
Erleichterung der nationalen Dienſtverhältniſſe Gewicht legten, iſt 


begreiflich. Die „Bohemia“ berichtete im Jahre 1890, daß im böh⸗ 
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| miſchen Oberlandesgerichtsſprengel kaum ein Zehntel der Stellen 
ſämtlicher Dienſtkategorien von Deutſchen beſetzt wäre. Unter 46 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Beamten gäbe es bloß 2, unter 257 Aus⸗ 
kultanten nur 31 Deutſche. Auch die Anderung der Landtagswahl⸗ 
| ordnung war in Ausſicht geſtellt worden. Allenfalls wäre im Land⸗ 
tage neben der Großgrundbeſitzerkurie eine deutſche und tſchechiſche 
Nationalkurie zu ſchaffen. Jede der drei Kurien ſollte ein Vetorecht 
N erhalten. Alle Vereinbarungen der Ausgleichskonferenz wurden als 

Ganzes bezeichnet. Die Regierung gab ihnen ihre Zuſtimmung und 
erachtete ſich als gebunden. 1 
Am 9. Februar 1890 ging es in Teplitz hoch her. Es wurde ein 
deutſch⸗böhmiſcher Parteitag abgehalten, an dem alle bedeutenden 
deutſchen Parteimänner Böhmens teilnahmen. Die Verſammlung 
ſprach ihre Befriedigung über die Wiener Abmachungen aus, da 
durch dieſe die Wünſche des deutſchen Volkes in weſentlichen Punkten 
Anerkennung und Geltung gefunden hätten. Von den Verſammel⸗ 
ten wurde es als eine Ehrenpflicht erklärt, an dem Übereinkommen 
feſtzuhalten. Ja, man beſchloß ſogar in einer vorſchnellen Anwand⸗ 
lung von Dankbarkeit, an der von den Tſchechen vorbereiteten böh⸗ 
miſchen Landesausſtellung teilzunehmen, obgleich vor einiger Zeit 
ein gegenteiliger Beſchluß gefaßt worden war. Alles wäre ſchön ge⸗ 
weſen, wenn man nicht die Rechnung ohne den Wirt gemacht hätte. 
So aber zerſtörten die Jungtſchechen bald die eiteln Hoffnun⸗ 
gen. Sie waren zu den Ausgleichskonferenzen nicht geladen worden 
und ließen nun alle Minen ſpringen, um das Werk zu vernichten. 
Schon vor dem Zuſammentritte der Friedensvermittler hatte die 

jungtſchechiſche Partei vor dem Ausgleiche gewarnt, und jetzt warf ſie 
ſich wie ein hungriger Wolf auf ſeine Beute, auf die Wiener Verein⸗ 

barungen, die ſie höhniſch „Punktationen“ nannte. Die Landtags⸗ 

wahlen in Mähren und Schleſien waren für die Jungtſchechen gleich⸗ 

falls erfolgreich geweſen; die Maſſen ſtrömten ihnen zu und freuten 

ſich der rückſichtsloſen Bekämpfung der ſtolzen Herren, die, ohne das 
Vertrauen der Nation zu beſitzen, nach Wien gegangen waren, um 
im Namen ihres Volkes zu ſprechen. 

Das Miniſterium machte ſich mittlerweile an die Durchfüh⸗ 
rung der Vereinbarungen. Anfang Februar 1890 erging an 
das Prager Oberlandesgericht die Aufforderung, eine Kommiſſion 
zur Abgrenzung der Kreis⸗ und Bezirksgerichtsſprengel einzuſetzen 

1) Das Ausgleichsprotokoll iſt abgedruckt im Werke: „ deen und 
eee in oo von Guſtav Kolmer. IV. 
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und eine zweite Verordnung des Grafen Schönborn trug den Ab⸗ 
machungen über die Einrichtungen beim Prager Oberlandesgericht 
pünktlich Rechnung. Am 19. Mai verſammelte ſich endlich der böh⸗ 
miſche Landtag, den jetzt auch die Deutſchen aufſuchten. Die Regie⸗ 
rung hatte eine ganze Reihe von Geſetzentwürfen ausgearbeitet, die 
den Abmachungen der Ausgleichskonferenz Geltung verſchaffen ſoll⸗ 
ten. Unter dem Vorſitze des Fürſten Windiſchgrätz trat eine Aus⸗ 
gleichskommiſſion zuſammen, um das Material durchzuberaten. Zu⸗ 
erſt wurde die Vorlage, die den Landesſchulrat betraf, in Verhand⸗ 
lung genommen. Nachher kam der Geſetzentwurf betreffend die Zwei⸗ 
teilung des Landeskulturrates daran. Die Jungtſchechen begannen 
die Verhandlungen in die Länge zu ziehen, und ſie ſetzten dieſes 
Treiben ungeſtört fort, als der Landtag Ende Oktober zu einer 
Nachſeſſion zuſammentrat. Auch im Plenum nahmen die Verhand⸗ 
lungen keinen flotten Fortgang. Überdies kam es zu heftigen Zu⸗ 
ſammenſtößen zwiſchen den Jung⸗ und Alttſchechen. Bei der Debatte 
über den Geſetzentwurf zur Herbeiführung der nationalen Teilung 
des Landesſchulrates ſagte der Statthalter Graf Thun: „Die Par⸗ 
teien (die bei der Konferenz vertreten waren) haben ihr Wort gegeben, 
die Vorlage zu akzeptieren, und an ſeinem Wort hält jeder Ehren⸗ 
mann feſt.“ Dieſe gute Meinung ſollte nicht lange dauern. Eduard 
Gregr hielt dem angefeindeten Rieger vor, er hätte einſt geſagt, die 
Macht käme vom Volke, während er jetzt vom Volke nichts wiſſen 
wolle. Seine politiſche Tätigkeit ſei eine Verkettung politiſcher Feh⸗ 
ler. Rieger erwiderte, daß er ſich vorkomme wie Meiſter Hus, zu 
deſſen Scheiterhaufen ein altes Weib ein Scheit Holz herbeiſchleppte. 
Er habe ſeiner Nation viele Opfer gebracht, doch das Opfer eines 
Wortbruches könne er nicht bringen. Am 3. Juni wurde der Geſetz⸗ 
entwurf über die nationale Teilung des Landesſchulrates angenom⸗ 
men, am 26. Juni 1890 erhielt er die Sanktion des Kaijerd. 
Die Jungtſchechen verdoppelten nun ihre Tätigkeit; ſie veran⸗ 
ſtalteten ein Keſſeltreiben gegen die Alttſchechen, deren Reihen zu 
wanken begannen. In dieſer Zeit ſuchten viele ihr Heil als Über⸗ 
läufer, um nicht von der Volksſtrömung hinweggeſpült zu werden. 
Rieger befaßte ſich mit dem Gedanken, vom politiſchen Kampf⸗ 
platze abzutreten, und auch unter den Feudalen gab es Männer, die 
der jungtſchechiſchen Hetze überdrüſſig waren. Im November kam 
die zweite Leſung der Vorlage über den Landeskulturrat an die 
Reihe. Trotz der Gegenwehr der Deutſchen wurde die Beſtimmung 
aufgenommen, daß zum Präſidenten des Landeskulturrates bloß 


VI. Vom böhmiſchen Ausgleiche bis zum Sturze Taaffes 101 


Perſonen ernannt werden dürfen, die beider Landesſprachen mäch⸗ 
tig ſind. Das erregte auf Seite der Deutſchen ſtarke Mißſtimmung, 
und wieder wurde die Loſung ausgegeben, der bevorſtehenden böh⸗ 
miſchen Landesausſtellung auszuweichen. Erſt am 20. Januar 1891 
konnte die Schlußabſtimmung über den Geſetzentwurf vorgenommen 
werden. 153 gegen 53 Abgeordnete ſprachen ſich für die Annahme aus. 


Selbſtverſtändlich haben die ſtürmiſchen Vorgänge in Böhmen auch 


im Abgeordnetenhauſe ein Echo hervorgerufen, das jedoch vorläufig 


nicht allzuſtark erklang; immerhin ſtand der Reichsrat im Zeichen 
der Ausgleichsabmachungen, deren Durchführung in kurzer Zeit bei 
einem toten Punkte anlangen ſollte. Sagte doch Dr. Lueger im 


g Jahre 1893, daß für das Abgeordnetenhaus die Regel gelte: „Mit. 


Böhmen fang an, mit Böhmen hör auf, das iſt der beſte Lebenslauf.“ 
Am 20. Dezember 1890 wurde der Reichs rat vertagt. Die Le⸗ 


gislaturperiode ging zur Neige, und die Neuwahlen ſollten in der 


nächſten Zeit ſtattfinden. Durch die Schwierigkeiten, auf die die Aus⸗ 


gleichsaktion ſtieß, und durch den Zerfall der alttſchechiſchen Partei 


war das Miniſterium Taaffe aus dem Geleiſe geworfen worden. In 
der Regierung traten zwei Strömungen zutage. Freiherr von 
Gautſch bemühte ſich, die Deutſchliberalen für die Mehrheit zu ge⸗ 
winnen, während Dunajewski zur Beibehaltung des bisherigen Re⸗ 
gierungsſyſtems riet. 1) Die Politik des Finanzminiſters kam nicht 
zum Durchbruche, und nach dem Miniſterrate vom 22. Januar 1891 
überreichte er ſein Enthebungsgeſuch. Zwei Wochen ſpäter wurde es 


vom Kaiſer angenommen. In der Zwiſchenzeit brachte die Wiener 


Zeitung ein kaiſerliches Patent zum Abdrucke, das die Auflöſung 
des Abgeordnetenhauſes ausſprach und die Durchführung der 
Neuwahlen anordnete. Dieſe Maßnahme wurde im nichtamtlichen 
Teile des Blattes begründet und dabei bereits an alle „gemäßigten 
Patrioten“ die Einladung zur künftigen Unterſtützung der Regie⸗ 
rung gerichtet. 

Am 2. Februar 1891 erhielt Oſterreich einen neuen Finanzmi⸗ 
niſter. Emil Steinbach war ein Wiener Kind und ſtammte aus 
dem Gewerbeſtande, in dem man die Not kannte. In ſeiner Beam⸗ 
tenlaufbahn hatte er es raſch vorwärts gebracht; an den wichtigſten 
ſozialpolitiſchen Geſetzesarbeiten der achtziger Jahre war Steinbach 
beteiligt. Er gehörte zur Schule der Sozialpolitiker, und in ihm lebte 
ein ehrlicher Haß gegen die Engherzigkeit des Liberalismus und ein 


1) Dr. Guſtav Kolmer, Parlament und Verfaſſung in Oſterreich. V. Wien 
1909. Wird mehrmals benützt. 
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aufrichtiges Gefühl für die unteren Schichten der Bevölkerung. In 
ſeiner Befehdung des alten Liberalismus war er — der Sohn jüdi⸗ 
ſcher Eltern — immer mehr und mehr nach rechts gerückt und den 
Klerikalen nahegekommen. Steinbach iſt ein feiner, geiſtreicher 


Kopf geweſen, der über große Bildung verfügte und der es perſtand, 


über ſein eigentliches Arbeitsfeld hinaus zu beeinfluſſen und zu 
wirken. 


gemäßigten Gruppen verſprochen; das ging wenigſtens aus den Ar⸗ 
tikeln ihrer Preſſe hervor. Vom 27. Februar bis zum 21. März 
dauerten die Wahlen. Unter den Deutſchen trat auf der einen Seite 
der Kampf der nationalen und der völkiſchen Gruppen gegen die 
Liberalen in den Vordergrund, auf der anderen Seite marſchierten 
die Klerikalen und die Chriſtlichſozialen gegen die liberale Partei 
vor. Im tſchechiſchen Volke rangen die Vertreter der jüngeren und 
der älteren Richtung miteinander. Dem Anſcheine nach war durch 
die Wahlen keine bedeutende Verſchiebung in den Stärkeverhältniſ⸗ 
ſen der Rechten und Linken im Abgeordnetenhauſe eingetreten. Man 

zählte — um nur einige Gruppen zu nennen — 109 Deutſchliberale, 
29 Deutſchklerikale, 14 Chriſtlichſoziale, 17 Deutſchvölkiſche, 37 Jung⸗ 
tſchechen, 12 Alttſchechen, 18 Feudale und 58 Polen. Doch ſchon die 


nächſten Monate brachten teils durch Fahnenflucht, teils durch Man⸗ 


datsverzichte beträchtliche Verſchiebungen. 

Graf Taaffe, der im Laufe der Jahre von ſeiner Elaſtizität viel 
eingebüßt hatte und den nun ein ſchweres Leiden quälte, mußte ſich 
um eine neue Mehrheit umſchauen. Dabei hinderten ihn aber 
die Gegenſätze zwiſchen den Deutſchliberalen und Klerikalen. Als 
das Abgeordnetenhaus am 9. April 1891 zuſammentrat, fehlte der 
Regierung die Stütze einer feſten Mehrheit. Doch die Deutſchlibera⸗ 
len näherten ſich dem Miniſterium zuſehends, obwohl ſie bei den 
Parteifreunden des Grafen Hohenwart keine Gegenliebe fanden. Am 
8. Juni kündigte Dr. Heilsberg im Budgetausſchuſſe an, daß ſeine 
Geſinnungsgenoſſen für den geheimen Dispoſitionsfonds ſtimmen 
wollen. Damit war die Oppoſition aufgegeben und der Friede mit 
einer Regierung geſchloſſen, die man früher bis aufs Meſſer be⸗ 


kämpft hatte. Die Politik der Deutſchliberalen wurde in den weiten 


Kreiſen der Bevölkerung nicht verſtanden, und die Deutſchradikalen 
verfügten jetzt über eine bequeme Zielſcheibe. Graf Taaffe belohnte 


die Schwenkung der Plenerianer in der Budgetdebatte mit einer 


freundlichen Anerkennung. „Mit beſonderer Befriedigung“ — führte 


Die Regierung hatte ſich von den Neuwahlen eine Stärkung a J 
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er aus — „muß ich hervorheben, daß eine große Partei, die zahl⸗ 
reiche deutſche Wählerſchaften vertritt und bisher abſeits ſtand, dem 
Appell der Thronrede folgend, ſich wieder aktiv an den parlamenta⸗ 
riſchen Arbeiten beteiligt.“ Die radikalen Abgeordneten verhöhnten 
natürlich die neue Stellung der deutſchen Liberalen, und im Oktober 
1891 rief Dr. Pacak — der eineinhalb Jahrzehnte ſpäter anders 
dachte — dem Abgeordneten Plener zu: „Sie befinden ſich auf einer 
ſchiefen Ebene. Die volkstümlichen Wege haben Sie verlaſſen, das 
Lächeln des Hofes und das Winken einiger Miniſterportefeuilles hat 
Sie beſtrickt. und das Wort wird ſich erfüllen: „Herr von Plener 
hat eine große Zukunft — aber hinter ſich.““ Den ganzen Herbſt hin⸗ 
durch ſetzte Graf Taaffe ſeine Verhandlungen mit den Parteien fort, 
doch die Abneigung der Polen und der Klerikalen gegen die Verbin⸗ 
dung mit den Liberalen nahm nicht ab. Da erſann der Miniſterpräſi⸗ 
dent ein neues Mittel, um die Linke zu ködern: Er berief im De⸗ 
zember 1891 einen ihrer Parteifreunde ins Miniſterium. Pleners 
Ernennung zum Miniſter hätte zu viel Widerſpruch erregt, und ſo 
fiel die Wahl auf den liberalen Abgeordneten der Stadt Linz Grafen 
Kuenburg. Die Linke erklärte zwar, daß ſie ſich durch die Be⸗ 
rufung des neuen Miniſters in keiner Hinſicht gebunden fühle, 
allein dieſe leere Redensart verfing nicht. Jeder wußte die Tatſache 
richtig zu deuten. Graf Kuenburg war ein das Durchſchnittsmaß 
nicht überſteigendes Mitglied der liberalen Partei, und er hatte bloß 
den einen Vorzug, der Graf zu ſein. 

In Böhmen ſchlug die Agitation der Jungtſchechen immer wil⸗ 
dere Wogen, die auch nach Mähren und Schleſien hinüberſpritzten. 
Die Landesausſtellung, die in Prag im Sommer 1891 abgehalten 
wurde, brachte Vertreter der verſchiedenſten ſlawiſchen Stämme nach 
der Hauptſtadt Böhmens. Man empfing ſie, gleich den franzöſiſchen 
Turnern, mit ſtürmiſchem Jubel und feierte die Solidarität der Sla⸗ 
wen. Zur Beſichtigung der Ausſtellung war auch Kaiſer Franz Joſef 
nach Prag gekommen, aber ſeine Anweſenheit wirkte nicht verſöh⸗ 
nend. Einige Tage vor dem Eintreffen des Monarchen fand auf dem 
Ausſtellungsplatze ein großartiges Feſt ſtatt, das an die Krönung 
Kaiſer Leopolds II. zum Könige von Böhmen erinnern ſollte und das 
im tſchechiſchen Teile des Landes einen lebhaften Widerhall aus⸗ 
löſte. In dieſer Zeit bemühten ſich die Alttſchechen, die ſich irgendwie 
rehabilitieren wollten, von der Regierung die Zuſage zur Einfüh⸗ 
rung der inneren tſchechiſchen Amtsſprache zu erhalten, und auch die 

Jungtſchechen wirkten nach dieſer Richtung. Allein Graf Taaffe er- 
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klärte am 27. Juni im Abgeordnetenhauſe, daß die Regierung an 
der deutſchen inneren Amtsſprache feſthalten müſſe, da nur ſo eine 
einheitliche Adminiſtration möglich ſei. 

Am 3. März 1892 trat der böhmiſche Landtag abermals zu⸗ 
ſammen. Graf Taaffe hatte den Deutſchen die Einbringung neuer 
Ausgleichsvorlagen verſprochen, und das ließ auf heftige Stürme 
ſchließen. In den Monaten der aufregungsvollen Kämpfe gegen die 
Durchführung der Ausgleichsabmachungen waren nicht bloß die Alt⸗ 
tſchechen wankend geworden; auch im Kreiſe der Feudalen gab es eine 
Gruppe unter der Führung des Prinzen Karl Schwarzenberg, die 
den Jungtſchechen Zugeſtändniſſe machte, indes die kleine Fraktion 
Windiſchgrätz weiter ihre gewohnten Wege ging. Im Landtage einig⸗ 
ten ſich nun die Feudalen und Alttſchechen, die Vertagung der Ver⸗ 
handlungen über die Ausgleichsergebniſſe vom Jahre 1890 zu ver⸗ 
langen. Deshalb war es nur eine leere Formalität, daß die Regie⸗ 
rung einige neue Geſetzentwürfe zu dieſem Gegenſtande überreichen 
ließ. Die Vorlagen wurden wohl der Ausgleichskommiſſion zugewie⸗ 


ſen, dieſe jedoch entſchied ſich am 1. April 1892 für die Vertagung der 


Beratungen. Damit war das Schickſal des Ausgleichs beſiegelt. 

Dem Drängen der Deutſchen nachgebend, entſchloß ſich die Regie⸗ 
rung, ohne das Gutachten des Landtages abzuwarten, an die Ab⸗ 
grenzung der Gerichtsbezirke zu ſchreiten. Durch eine Verordnung 
des Grafen Schönborn wurde am 22. April 1892 die Errichtung eines 
Bezirksgerichtes in Weckelsdorf veranlaßt. Die Jungtſche⸗ 
chen fürchteten eine Durchkreuzung ihrer Pläne und ſtürzten ſich 
gegen die Regierung. Ein Manifeſt verkündete, daß die Partei Gregrs 
niemals die Zuſtimmung zur Zerreißung Böhmens, zur Abgren⸗ 


zung eines geſchloſſenen deutſchen Sprachgebietes geben werde. Im 


Parlamente verlangte Dr. Pacak die Aufhebung des Juſtizminiſte⸗ 
rialerlaſſes; der Abgeordnete Tilser jedoch überreichte einen mit 41 
Unterſchriften verſehenen Antrag der Jungtſchechen, der die Erhe⸗ 
bung der Anklage gegen den Grafen Schönborn forderte. Das 
Parlament aber ging über den Antrag Tilser zur Tagesordnung 
über. 


Die Jungtſchechen veranſtalteten nun in allen ihnen zugänglichen 


Gemeinde⸗ und Bezirksvertretungen Proteſtkundgebungen und De⸗ 
monſtrationen. Trotz des Verbots der Regierung waren die tſchechi⸗ 
ſchen Turnvereine im Juni zum großen Studententurnfeſt nach 
Nancy gezogen. Dort hielt der Tſcheche Podlipny eine Rede an die 
Franzoſen, in der er ſagte: „Tief bewegt reichen wir Ihnen die 
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Hände hier, nahe an jener Grenzſcheide, welche durch die unglückliche 
Fügung einer brutalen Macht entſtand. Unſere Feinde ſind auch die 
eueren, euere Feinde auch die unſeren. Keine Macht kann uns tren⸗ 
nen. Es lebe Frankreich!“... Der tſchechiſche Lands mannmini⸗ 
ſter Dr. Prazak war ſeit der Schwenkung der Regierung Taaffe in 
eine mißliche Situation geraten, aus der er ſich im Auguſt 1892 
durch ſeinen Rücktritt von dem Amte befreite. Da ſeine Stelle nicht 
wieder beſetzt wurde, fand man in Böhmen und Mähren willkom⸗ 
mene Anläſſe zu lärmenden Volkskundgebungen, die ſich bis zu 
rohen, gewalttätigen Ausbrüchen ſteigerten. Die Tſchechen verſuch⸗ 
ten es auch mit dem Beſuche deutſcher oder gemiſchtſprachiger Ge⸗ 
meinden und riefen ſo Prügeleien hervor, die das Einvernehmen 
zwiſchen den beiden Völkern nicht fördern konnten. | 

Auf dem Serpentinenweg, den die Regierung Taaffe nach ab- 
wärts ſchritt, kam jetzt wieder eine jähe Wendung. Am 23. No- 
vember 1892 hatte Prinz Karl Schwarzenberg im Abgeordneten- 
hauſe die Berufung eines deutſchen Landsmannminiſters gerügt und 
die Beſetzung des Poſtens eines tſchechiſchen Landsmannminiſters 
verlangt. Graf Taaffe erwiderte ſofort, daß die Neubeſetzung der va⸗ 
kanten Miniſterſtelle ſchon durch die Einſtellung des betreffenden Po⸗ 
ſtens in den Staatshaushalt angebahnt ſei; hoffentlich geſtalten ſich 
die Verhältniſſe in nicht zu ferner Zeit ſo, daß die Regierung dem 
Kaiſer einen Nachfolger für Prazak vorſchlagen könne. Auf die 
Deutſchliberalen wirkte die Erklärung des Kabinettschefs wie eine 
kalte Duſche. Die Ernüchterung nahm noch zu, als man erfuhr, daß 
Graf Kuenburg von den Abſichten des Miniſterpräſidenten nichts 
gewußt hatte. Der Vertrauensmann der deutſchen Linken konnte 
nach dieſem Zwiſchenfalle nicht länger dem Rate der Krone angehö- 
ren; er überreichte ſein Entlaſſungsgeſuch, das am 8. Dezember an⸗ 
genommen wurde. Gerade um dieſe Zeit kam das Abgeordnetenhaus 
wieder zur Abſtimmung über den Dispoſitionsfonds. Plener ſprach 
am 1. Dezember von dem geänderten Verhältniſſe zur Regierung 
und von der Notwendigkeit, die Stellung zum Miniſterpräſidenten 
nochmals zu revidieren. Seine Partei könne für den Dispoſitions⸗ 
fonds nicht ſtimmen. Die Poſt wurde auch mit 167 gegen 146 Stim- 
men abgelehnt, da mit der deutſchen Linken die Deutſchnationalen 
und die Jungtſchechen gingen. Vom klerikalen Hohenwart-Klub und 
vom ſchwankenden Coronini - Klub fehlten viele Mitglieder. Die anti⸗ 
ſemitiſchen Abgeordneten Schneider und Pattai ſtimmten für den 
Dispoſitionsfonds; dies geſchah nicht, um der Regierung das Ver⸗ 
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trauen auszudrücken, ſondern um die Gegnerſchaft 1 5 Linken ie l 


drücklich hervorzukehren. 


Am Beginne des Jahres 1893 nahm Graf Taaffe ſeine Be⸗ 4 


mühungen, eine Koalition zuſtande zu bringen, neuer⸗ 
dings auf. Das Unternehmen, die liberalen Deutſchen, die klerikal 
angehauchten Alttſchechen, die Polen und den klerikal⸗feudalen Hohen⸗ 
wart⸗Klub an einen Karren zu ſpannen, war von vornherein mit be⸗ 
deutenden Schwierigkeiten verbunden. Taaffes erſte Beſprechung 
mit den Parteiführern verlief auch ergebnislos, aber der Miniſter⸗ 
präſident richtete an ſie zwei Wochen ſpäter wieder eine Einladung 
und unterbreitete ihnen ein langes Programm, das in der Zukunft 
als leitende Richtſchnur dienen ſollte. Die Verfaſſung und ihre 
Grundſätze ſeien unverrückbar feſtzuhalten. Von der Regelung der 
Sprachenfrage unter voller Berückſichtigung der deutſchen Sprache 
als allgemeines Verſtändigungsmittel könne man das Beſte erwar⸗ 
ten, und die Regierung werde darüber das Einvernehmen der Par⸗ 
teien herzuſtellen ſuchen. Die Zurückſtellung der kirchenpolitiſchen 
Fragen und der parlamentariſchen Verhandlungen über Anderungen 
des Reichsvolksſchulgeſetzes ſei erforderlich, doch wolle die Regierung 
bei der Anwendung des Reichsvolksſchulgeſetzes den religiöfen Ge⸗ 
fühlen der Bevölkerung Rechnung tragen. Den kirchlichen Behörden 
gedenke ſie innerhalb der beſtehenden Geſetze nach Tunlichkeit ent⸗ 
gegenzukommen ... Die verſchiedenen Klubs beeilten ſich, zum Pro⸗ 
gramme der Regierung Stellung zu nehmen. Von der vereinigten 
deutſchen Linken wurde nochmals einer Koalition „von ſtaatserhal⸗ 
tenden, nicht durch große Gegenſätze geſchiedenen Parteien“ das Wort 
geredet. Doch wollte man damals noch nicht mit ſolchen Abgeord⸗ 
neten zuſammengehen, die bisher eine den Grundanſchauungen nach 
gegenſätzliche Haltung eingenommen hatten. Der Polenklub nahm 
das Programm zur Kenntnis und verſprach, die Regierung weiter 
zu unterſtützen. Die Mitglieder des Hohenwart⸗Klubs zeigten ſich 
ſehr zugeknöpft. Die Bereitwilligkeit zu neuen Bündniſſen war ge⸗ 
ring. Dennoch kam ein Beſchluß zuſtande, in dem geſagt wurde, daß 
ernſte Bedenken gegen einzelne Punkte des Taaffeſchen Programms 
vorhanden ſeien. Der Hohenwart⸗Klub wolle ſich ſeine Freiheit 
für die Zukunft wahren, ohne jedoch eine Veranlaſſung zu fin⸗ 
den, ſein — bisher gutes — Verhältnis zur Regierung zu ändern. 
Der Miniſterpräſident hatte alſo wieder in ſeinen Hoffnungen 
Schiffbruch erlitten, allein er fand in dem Vertrauen der Krone 
einen Rettungsanker. So ſuchte ſich die Regierung weiter fortzu- 
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fretten und mit Majoritäten, die ſie von Fall zu Fall warb, zu 
wirtſchaften. 

Die ungeſchickte ſchwankende Politikder Deutſchliberalen, 
das Anbiedern an den Miniſterpräſidenten hat es den radikale⸗ 
ren Parteien leicht gemacht, die mit Abneigung erfüllten Bevöl⸗ 
kerungsſchichten an ſich zu ziehen und den Boden zu untergraben, 
auf dem die alte Partei ſtand. In den Alpenländern und im Su⸗ 
detengebiet begann ſich langſam eine deutſchvölkiſche Gruppe heraus⸗ 
zubilden, die, zwiſchen Liberalen und Schönerianern ſtehend, in 
der zweiten Hälfte der neunziger Jahre großen Anhang zu gewinnen 
vermochte. Bereits im Jahre 1893 nannte Dr. Steinwender die ver⸗ 
einigte deutſche Linke einen „politiſchen Kadaver“, und dieſes Urteil 
war nicht ganz unzutreffend. Wie ſehr ſich die Maſſen von den Libe⸗ 
ralen abgewandt hatten, ſah man im Juni 1892, als Dr. Eduard 
Herbſt ſeine Augen ſchloß. Die breiten Schichten der Wiener Bevöl⸗ 
kerung nahmen von dieſem ſchmerzlichen Ereigniſſe keine Notiz. 
Wenn man ſich daran erinnert, daß Wien einmal eine Hochburg des 
Liberalismus war, daß hier die Liberalen Triumphe gefeiert hatten, 
dann überkommt einen jene trübe Stimmung, die aus dem ſchönen 
Lenauſchen Gedichte ſpricht, das dem Begräbnis einer Bettlerin 


gewidmet iſt: 
Folgt keiner dir der Burſche nach, Wo doch die muntre Fiedel brach, 
Die dort mit dir geſprungen? Die einſt ſo hell geklungen. 


Im April 1893 nahm der böhmiſche Landtag ſeine Sitzungen 
auf. Die Mehrheit lehnte es ab, nochmals an die Einſetzung einer 
Ausgleichskommiſſion zu ſchreiten. Man verwies jetzt die Vorſchläge, 
die von der Abgrenzungskommiſſion bezüglich der Kreisgerichte Trau⸗ 
tenau und Schlan erſtattet wurden, an den Gemeindeausſchuß des 
Landtages, den die Jungtſchechen hinzuhalten bemüht waren. Dem 
Grafen Taaffe war es gelungen, die Feudalen den Deutſchen näher⸗ 
zubringen, und die Jungtſchechen ſahen, daß ſie alle Kräfte aufbieten 
müßten, wenn ſie nicht als Geſchlagene aus dem Beratungsſaale hin⸗ 
ausgehen wollten. Darum holten ſie zu einem kräftigen Schlage aus. 
Am 15. Mai kündigte der Landmarſchall Fürſt Lobkowitz an, er werde 
den Bericht über die Errichtung eines Kreisgerichtes in Trau⸗ 
tenau, den der Abgeordnete Funke zu erſtatten hatte, auf die nächſte 
Tagesordnung des Landtages ſetzen. Die Jungtſchechen drohten nun 
mit der Obſtruktion, was damals ein Ereignis war, weil die parla⸗ 
mentariſchen Körperſchaften Oſterreichs bis dahin ruhige, ſachliche 
Arbeit verrichteten. Als am 17. Mai der deutſchliberale Dr. Funke 
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ſeinen Bericht erſtatten wollte, erlebte der Prager Landtag ſeinen 
ſtürmiſcheſten Tag. Das kroatiſche Vorbild für Landtagstumulte 
wurde getreulich nachgeahmt. Die Jungtſchechen entfeſſelten toſen⸗ 
den Lärm; ſie ſtießen die Stenographen vom Redner weg und zer⸗ 
riſſen deren Notizblätter. Bücher wurden im Saale herumgewor⸗ 
fen, ebenſo Tintenfäſſer. Als der Landmarſchall die Sitzung unter 
brach, blieben die Ruheſtörer im Saale und ſetzten den Lärm unge⸗ 
ſchwächt fort. Sie erhielten von der Straße her Aufmunterung, 
denn vor dem Landtagsgebäude war eine dichte Volksmenge ange⸗ 
ſammelt. So blieb nichts anderes übrig als die plötzliche Schließung 
der Seſſion. Die Unruhen nahmen jetzt in Böhmen überhand. Mit 
allen Künſten der Demagogie wurde das tſchechiſche Volk aufgeſta⸗ 
chelt. Am 18. Juni kam es vor dem deutſchen Kaſino in Prag zu to⸗ 
benden Ausſchreitungen. Am 5. Juli fand in der Hauptſtadt Böh⸗ 
mens eine große Husfeier ſtatt, bei der die Ausſchreitungen ſo ſtark 
waren, daß Militär ausrücken mußte. Damit war die Freude an De⸗ 
monſtrationen nicht erſchöpft. Die ſchwüle Sommerszeit wurde mit 
Krawallen ausgefüllt, und verſchiedene deutſche Firmentafeln und 
die Doppeladler verfielen der Angriffsluſt der Menge. Am Vor⸗ 
abend des kaiſerlichen Geburtstagsfeſtes bemühte man ſich, die in 
Prag umziehende Muſikkapelle durch Lärm zu übertönen. Als die 
Regierung eine Erinnerungsfeier an das kaiſerliche Reſkript vom 
12. September 1871 verbot, kam es zu wüſten Kundgebungen gegen 
die Behörden. Dieſem Treiben wurde endlich am 13. September 
1893 durch die Verhängung des Ausnahmetzuſtandes über 
Prag und deſſen Umgebung ein Ziel geſetzt, obwohl auch weiterhin 
kleine Ausſchreitungen nicht ausblieben. 

Die Verhängung des Ausnahmezuſtandes war in erſter Linie auf 
die Veranlaſſung des Statthalters Grafen Franz Thun zurückzufüh⸗ 
ren. Ihn trifft auch die Verantwortung für den „Omladinapro⸗ 
zeß“, der damit im Zuſammenhange ſtand. Die Polizei glaubte 
einer Verſchwörung auf der Spur zu ſein, und es wurden Verhaftun⸗ 
gen auf Verhaftungen vorgenommen, die meiſt jugendliche Elemente 
betrafen. Allerdings kam bei der Gerichtsverhandlung heraus, daß 
der Rädelsſührer Mrwa ein Agent der Polizei geweſen iſt. Er wurde 
im November 1893 von zwei jugendlichen Arbeitern ermordet, die 
ſeiner Führung gefolgt waren. Der Prozeß gegen die „Omladina“ 
währte vom Januar bis Mitte Februar 1894. Über 70 Perſonen 
ſtanden vor Gericht. Die Verhandlungen verliefen ſehr ſtürmiſch 
und endeten mit der Verurteilung von 13 Perſonen zu je 8 Jahren 
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ſchweren Kerkers; die Mehrzahl der anderen Angeklagten kam mit 
geringeren Strafen davon. Das Entſtehen der omladiniſtiſchen Be⸗ 
wegung reichte bis in das Jahr 1889 zurück. Damals erſchien die 
Zeitſchrift „Der tſchechiſche Student“, die literariſche Tendenzen ver⸗ 
folgte. Um ſie ſammelte ſich ein Kreis von Hörern, der ſich be⸗ 
mühte, Bildung und Wiſſen zu verbreiten. Es wurde eine tſchechiſche 
Bibliothek herausgegeben, die Werke von Mill, Schäffle, Bebel, Tol⸗ 
ſtoi und Strindberg enthielt. Doch ſchon die erſte Nummer mit der 
„Kreutzerſonate“ wurde von der Polizei beſchlagnahmt, und dieſes 
Vorgehen lenkte die Aufmerkſamkeit auf die Politik. Auch ſonſt begann 
ſich ein Teil der akademiſchen Jugend von der rein nationalen Be⸗ 
tätigung abzuwenden und mit ſozialen Problemen zu beſchäftigen. 
Darin folgte man dem Beiſpiele einiger deutſchen Univerſitäten. 
Hatte doch Profeſſor Brentano in Leipzig den Studenten das Inter⸗ 
eſſe für die Arbeiter empfohlen. Studierende und junge Arbeiter fan⸗ 
den ſich alſo. Die letzteren hatten im Jahre 1891 ein kleines Blatt 
gegründet, das „Omladina“ hieß. Den jugendlichen Proletariern 
waren die Köpfe mit politiſchen Ideen voll und ſie riſſen ihre ſtuden⸗ 
tiſchen Freunde mit ſich. 1) Dies geſchah zu einer Zeit, in der die 
Jungtſchechen eine beiſpielloſe Volksbewegung wachriefen, in der 
aber auch das Vorgehen der nervöſen Behörden verbitternd wirkte. 
Für jugendliche Brauſeköpfe waren das gefährliche Verhältniſſe. Die 
Stimmung des Tages trieb zu Verirrungen, denn ſie raubte den 
klaren Blick und das ungetrübte Urteil. 
Die Wirrniſſe waren aufs höchſte geſtiegen, als der Reichsrat 
ſeine Tätigkeit am 10. Oktober 1893 aufnahm. Eine dumpfe Atmo⸗ 
ſphäre lagerte über Oſterreich. Seit Jahren hatten das Parlament 
Wahlreformanträge beſchäftigt, die von den Deutſchnationa⸗ 
len, Chriſtlichſozialen, Jungtſchechen und Demokraten herrührten. 
Von Pernerſtorfer und dem Tſchechen Tilser — alſo von bürger⸗ 
lichen Politikern — war im Jahre 1891 ſogar die Einführung des 
allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes verlangt worden. 
Aber das ſchien vorläufig nur ein problematiſches Bekenntnis zu 
ſein. Viel wichtiger war die Entwicklung der öſterreichiſchen So⸗ 
zialdemokratie. Dieſe hatte ſeit Hainfeld ſehr an Kraft und an 
Klarheit des Wollens gewonnen. Im Jahre 1890 wurde zum 
erſtenmal das Maifeſt gefeiert, das einen tiefen Eindruck zurückließ. 
Die Verkürzung der Arbeitszeit, die Förderung der Arbeiterſchutz⸗ 

1) „Die Zeit“, H. 7, 8, 9, Wien: Siehe den Artikel von Prof. m, G. 
Maſarhk. 

ANUG 652: Charmatz, Sſterreich II. 3. Aufl. 8 


110 VI. Vom böhmiſchen Ausgleiche bis zum Sturze Taaffes 


geſetzgebung und nicht zuletzt das Volksſtimmrecht: das waren die 
Wünſche, die die Maſſen am erſten Maitag bewegten. Im März 
1893 hatte der jungtſchechiſche Abgeordnete Slavik das allgemeine 
Wahlrecht abermals gefordert, und die Debatte, die ſich daran 
knüpfte, wirkte als Anſporn auf die Stimmrechtsbewegung der Ar⸗ 


beiter. Anfang April erkämpfte das belgiſche Proletariat das all⸗ 


gemeine Wahlrecht, und der Wahlſieg der reichsdeutſchen Sozial⸗ 
demokratie im Juni wurde in ganz Oſterreich gefeiert. Am 9. Juli 
ſtanden mehr als 50000 Männer und Frauen vor dem Wiener 


Rathauſe und verlangten nach dem Mitbeſtimmungsrechte.) 
Dem Finanzminiſter Steinbach war dieſer Ruf ſehr willkommen. 


Ihm gelang es, den Grafen Taaffe für eine Erweiterung des Wahl⸗ | 
rechts zu gewinnen, und am 10. Oktober 1893 wurde dem Abgeord⸗ 
netenhauſe zur Verblüffung aller ein Geſetzentwurf vorgelegt, 


der die Vorrechte für die Städte -und Landgemeindekurien ab⸗ 


ſchaffen wollte. Jeder mehr als 24 jährige Staatsbürger, der des 


Leſens und Schreibens in einer der landesüblichen Sprachen mächtig 
war, der die Stellungspflicht erfüllt hatte und ſechs Monate an 


einem Orte wohnte, ſollte, ſofern er eine direkte Steuer entrichtete 


oder eine ſtändige Beſchäftigung ausübte, ſtimmberechtigt ſein. Die 
Taaffe⸗Steinbachſche Wahlreform hätte zu ihrer Annahme nur einer 
einfachen Mehrheit bedurft, weil ſie an dem Syſteme der vier Ku⸗ 
rien nicht rüttelte und ſich darauf beſchränkte, in zwei derſelben einen 
demokratiſchen Geiſt hineinzutragen. Das Miniſterium hatte von 


ſeinen Abſichten niemand verſtändigt, und der ſtolze Graf Hohen⸗ 


wart fühlte ſich deshalb verletzt; gleich ihm auch Plener. Graf 
Kalnoky aber, der Miniſter des Außern, erfuhr von der beabjichtig- 
ten Neuerung erſt vom Könige von Griechenland, der ihm einen 
Beſuch abſtattete und das aus den Zeitungen entnommene Ereignis 
mitteilte. Die ganze Ariſtokratie war gegen den Grafen Taaffe auf⸗ 
gebracht; die Klerikalen der konſervativen Richtung witterten Ver⸗ 
rat; den Polen machte die Angſt die Glieder ſteif, und auch die libe⸗ 
rale Partei war leider in der Geſellſchaft der erbitterten Gegner zu 
finden. Am 23. Oktober 1893 fing im Abgeordnetenhauſe die Be⸗ 


ſprechung der Wahlreform an. Taaffe verteidigte ſein Werk; einige 


demokratiſch denkende Abgeordnete ſprachen für das allgemeine, 
gleiche Stimmrecht, doch die Mehrheit kämpfte mit dem Mute der 


Verzweiflung oder — wenn man will — mit dem Stumpfſinne der 
1) Viktor Adler, Das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht und das | 


Wahlunrecht in Ofterreich. 
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Todesangſt gegen die Regierung, die jetzt, da ſie ſich endlich einmal 
zu einer großen Tat aufgerafft hatte, ſchmählich im Stiche gelaſſen 
ward. Am 28. Oktober 1893 wurde das Parlament vertagt; Graf 
Taaffe war bereits ein gefallener Mann. Am 11. November wurde 
die Enthebung der Regierung amtlich verlautbart. Krank 
und verdroſſen ſchied Graf Taaffe von dem Poſten, den er vierzehn 
Jahre innegehabt hatte. Schmerzlich berührte es ihn, daß die Gunſt 
des Kaiſers gewichen war, denn nie wieder wurde er vom Monar- 
chen um Rat befragt. Er gehörte fortab nicht bloß zu den geſtürzten 
Miniſtern, ſondern auch zu den politiſch abgetanen Menſchen. 
Das, was zur Kennzeichnung des Taaffeſchen Regimes in den 
achtziger Jahren geſagt wurde, trifft gleichfalls für die Zeit nach 
dem böhmiſchen Ausgleiche zu. Die Beamtenſchaft war allmäch⸗ 
tig, und ſie konnte ſich in die neuen Verhältniſſe nicht hineinleben. 
Oſterreich bildete einen Polizeiſtaat, gegen deſſen enge Mauern die 
Maſſen losſtürmten, die durch die Induſtrialiſierung und durch das 
Steigen der Kultur kampfestüchtig wurden. Allein in den Amts⸗ 
ſtuben war von ſozialem Empfinden keine Spur, und die Arbeiter⸗ 
preſſe mußte eine ſtehende Rubrik mit der Überſchrift führen: 
„Wie man uns behandelt.“ Als Hofrat Czapka ſich herbeiließ, zuzu⸗ 
geſtehen, daß einige Verfügungen von Bezirkshauptmannſchaften 
ungeſetzlich geweſen ſeien, wurde das als ein denkwürdiges Ereignis 
betrachtet. Zum erſtenmal hatte ein Regierungsvertreter den Un⸗ 
fehlbarkeitsdünkel der Beamten gebrochen und die Möglichkeit 
von geſetzwidrigen Beſchränkungen des Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsrechtes der Arbeiter eingeräumt.!) Die Preſſe blieb nach wie 
vor bedrückt, und im Abgeordnetenhauſe wurde mancher Antrag zur 
Beſeitigung der Härten geſtellt. Doch kam nur ein Geſetz zuſtande, 
deſſen wichtigſte Neuerung die Aufhebung der Zeitungskautionen 
war. Für die offiziöſe Preſſe hat Graf Taaffe auch weiterhin eine 
offene Hand gehabt, und das Geld, das zur Speiſung des Reptilien⸗ 
fonds gebraucht wurde, lieferte der ſchwung haft betriebene Handel mit 
Titeln und Orden. Die Würde des Parlaments erlitt am Beginne 
der neunziger Jahre ſchwere Einbußen. Der Miniſterpräſident hatte 
das Abgeordnetenhaus — wie Profeſſor Maſaryk nicht mit Un⸗ 
recht meinte — in einen „Tandelmarkt“ verwandelt. Der Ton ſank 
im hohen Hauſe von Jahr zu Jahr auf ein tieferes Niveau herab. 
Auch die Politik der Straße kam Anfang der neunziger Jahre 


1) Rechtsſtaat oder Polizeistaat? Wien 1893. 
| . 
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ſtärker zur Geltung. Die nationale Leidenſchaft, die in Böhmen ent⸗ 
brannte, wurde weit überholt durch die Heftigkeit des konfeſſionellen 
Haſſes, der in Wien angefacht ward. Der Anhang Dr. Luegers 
machte in dieſer Zeit ſeine politiſchen Flegeljahre durch. Im nieder⸗ 
öſterreichiſchen Landtage und im Wiener Gemeinderate waren rohe 
Szenen an der Tagesordnung; in den Verſammlungen wurde in der 
unflätigſten Weiſe geſprochen. Selbſt die Kirchenkanzel diente bis⸗ 
weilen den antiſemitiſchen Hetzen, obwohl die Biſchöfe damals noch 
der chriſtlichſozailen Bewegung ſchroff ablehnend gegenüberſtanden. 
Der Pfarrer von Weinhaus bei Wien, Joſef Deckert, hat ſogar das 
Ritualmordmärchen aufgetiſcht. Die Hetze gegen die Wiſſenſchaft 
und vornehmlich gegen die mediziniſche Fakultät war im beſten 
Gange. Dr. Lueger meinte im Jahre 1892, daß die alten Weiber 
geſcheiter ſeien als die Doktoren. Die Erweiterung Wiens, von der 
die Liberalen eine Verſtärkung ihrer Macht erhofften, brachte den 
Chriſtlichſozialen, die gegen die Einbeziehung der Vororte gewettert 
hatten, eine ſtarke Feſtigung ihrer Stellung i im Gemeinderate. Nach 
den erſten Wahlen, die in Großwien im Frühjahre 1891 ſtattfanden, 
beſaßen die Liberalen 96, die Anhänger Luegers 42 Gemeinderats⸗ 
mandate. Im Abgeordnetenhauſe wurde von den Chriſtlichſozialen 
recht fleißig mit dem Antiſemitismus operiert. Dr. Lueger bezich⸗ 


tigte im Mai 1892 bei der Debatte über die Valutareform ſelbſt die 


Klerikalen, daß ſie unter dem Scheine des Chriſtentums die Ge⸗ 
ſchäfte der Juden beſorgten, weil fie die Goldwährung nicht zurück⸗ 
wieſen. Der Mechaniker Schneider benutzte die Verhandlung über 
den Ausnahmezuſtand in Prag, um die Juden als Urheber der Aus⸗ 
ſchreitungen hinzuſtellen. Am 17. Oktober 1893 rückte er mit dem 
Antrage heraus, der Ausnahmezuſtand ſei für die Chriſten deutſcher 


und tſchechiſcher Nation ſofort aufzuheben, dagegen ſolle er für die 
Juden fortbeſtehen. Der Präſident, Freiherr von Chlumecky, über⸗ 
ließ es allerdings den Abgeordneten, zu beſtimmen, ob derartige 
Vorſchläge mit der Würde des Hauſes vereinbar ſeien. Das ſind nur 
einige Beiſpiele. Sie genügen, um die Stimmung vergangener Tage 


gu Wergegenwärtigen⸗ 


Im Jahre 1892 kam der langjährige Schulſtreit in Tirol | 
zum Abſchluſſe. Das Land beſaß infolge des Widerſtandes der Kleri⸗ 


kalen bis dahin kein Geſetz über die Schulaufſicht. Der Unterrichts⸗ 
miniſter Freiherr von Gautſch behob nun die troſtloſen Verhältniſſe, 
die entſtanden waren, indem er dem Landtage einen Geſetzentwurf 
vorlegte, der im n Jahre 1892 angenommen wurde. Das Geſetz ber 


3 
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gründete die Vorherrſchaft des Klerus in den Schulräten und lieferte 
dadurch die Schulen der Kirche aus. Dennoch wurde das Zuſtande⸗ 
bringen dieſer legislatoriſchen Maßnahme durch die Verleihung 
hoher Orden an den Unterrichtsminiſter und an den Statthalter 
von Tirol und durch die Auszeichnung des Landeshauptmanns be⸗ 
ſonders belohnt. Im übrigen unterließ es die Kirche in dieſer Pe⸗ 
riode, die Geſetzgebung weiter in Anſpruch zu nehmen. Sie gab ſich 
mit den Vorteilen zufrieden, die ihr durch die Verwaltung ohne 
Lärm zugeſchanzt wurden. 

Was Dunajewski unterlaſſen hatte, juchte der neue Finanzmini⸗ 
ſter Steinbach nachzuholen. Die Verbeſſerungsbedürftigkeit der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Valuta ſtand außer Frage, und die Volkswirt⸗ 
ſchaft mußte unter der Entwertung des Silbers und unter der Pa⸗ 
piergeldwirtſchaft beträchtlich leiden. Die wiſſenſchaftliche Ausein⸗ 
anderſetzung über die Valutareform ging ſeit Jahren mit Lebhaftig⸗ 
keit vor ſich, und eine ganze Flut von Broſchüren und Schriften be⸗ 
wies das Intereſſe, das die Gelehrten und Politiker der Frage ent⸗ 
gegenbrachten. Allerdings kam nun von Ungarn ein ſtarker An⸗ 
ſporn, denn die ungariſchen Getreideexporteure wünſchten und for⸗ 
derten die Verbeſſerung der Geldverhältniſſe. Über die Geſtaltung 
der neuen Valuta herrſchten die verſchiedenſten Meinungen, und die 
Goldwährung hatte nicht weniger Feinde als Freunde. Am 8. März 
1892 fanden in Wien und Budapeſt Valutaenqueten ſtatt, und ſchon 
zwei Monate ſpäter legte Dr. Steinbach dem öſterreichiſchen Parla⸗ 
mente ſechs Geſetzentwürfe vor, durch die die Kronenwährung be⸗ 
gründet werden ſollte. Der Finanzminiſter bezeichnete die baldige 
Stabiliſierung der Valuta als eine der wichtigſten Aufgaben. Vor⸗ 
erſt ſchlug er nur die Feſtſtellung der Kronen- bzw. der Goldwäh⸗ 
rung vor. Die zwangsweiſe Einführung und alle damit zuſammen⸗ 
hängenden Maßnahmen bis zur Aufnahme der Barzahlungen ſollten 
künftigen geſetzgeberiſchen Schritten vorbehalten bleiben. Dr. Stein⸗ 
bach ſetzte ſich mit vielem Eifer für ſein Werk ein, das er trotz der hef⸗ 
tigen Gegnerſchaft der verſchiedenſten Politiker in Sicherheit brachte. 
Schon im Juli 1892 waren die Vorlagen vom Reichs rate angenom⸗ 
men. Der Führer der Chriſtlichſozialen, Dr. Lueger, hatte die Ein⸗ 
führung der Goldwährung als ein Verbrechen und als eine Gewiſſen⸗ 

loſigkeit bezeichnet. 

Im Februar 1892 wurde dem Abgeordnetenhauſe vom Finanz⸗ 
miniſter ein großangelegter Geſetzentwurf über die Reform der 
wichtigſten direkten Steuern unterbreitet, der jedoch erſt in 
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einem viel ſpäteren Zeitpunkte zur Erledigung gelangte. Vorerſt 
beſchäftigte ſich das Parlament mit einem anderen Steuerprojekte. 
Die ſo lange erſehnte und den Maſſen als ein Wundermittel ange⸗ 
prieſene Beſteuerung des Börſengeſchäftes ſollte endlich 
zuſtande kommen. Im April 1891 legte Dr. Bilinski im Sinne der 
ſeinerzeitigen Beratungen des Steuerausſchuſſes ein Elaborat vor, 
das eine Effektenumſatzſteuer und die Beſteuerung ausländischer 
Effekten vorſchlug. Zur Zeit, da ſich der Ausſchuß des Parlaments 
mit der Börſenſteuer beſchäftigte, brach an der Wiener Börſe eine 
Panik aus, die durch einen Bericht des „Wiener Tagblatt“ vom 
14. November 1891 hervorgerufen wurde. Die Mitteilung, daß der 
Kaiſer dem polniſchen Abgeordneten Jaworski die auswärtige Lage 
als außerordentlich ernſt geſchildert habe, hatte das plötzliche Fallen 
der Kurſe zur Folge, und in wenigen Stunden waren Millionen ver⸗ 
loren. Im November warnte der Finanzminiſter angeſichts der 
Verhältniſſe an den Börſen die Beratung der Börſenſteuer zu be⸗ 
ſchleunigen, zumal man jetzt ohnehin ſchon die Illuſionen von einſt 
fallen gelaſſen habe. Trotzdem ging das Abgeordnetenhaus im Fe⸗ 
bruar 1892 an die Arbeit und nahm beide Börſenvorlagen an. Das 
Herrenhaus beſchränkte ſich auf einige kleine Anderungen. 

Die mittelſtändiſche Bewegung war nicht zur Ruhe gefom- 
men. Dank des Fünfguldenzenſus und dank der agitatoriſchen Ge⸗ 
ſchäftigkeit der radikalen Parteien vermochte ſie vielmehr an Aus⸗ 
dehnung zu gewinnen. Am 28. April 1891 unterbreitete Prinz 
Alois Liechtenſtein einen Antrag zur Abänderung der Gewerbeord⸗ 
nung, der alle Wünſche des vierten Gewerbetages aufwärmte. Allein 
der Antrag Liechtenſtein und einige ähnliche Anregungen verſchwan⸗ 
den von der Bildfläche, weil die Regierung ſich mit großen Plänen 
trug. Sie wollte die genoſſenſchaftliche Organiſation der Großindu⸗ 
ſtrie bewerkſtelligen und Arbeiterausſchüſſe und Einigungsämter ins 
Leben rufen. Daneben beſchäftigte ſie ſich mit der Regelung des Ra⸗ 
tenhandels und der Ausverkäufe und ließ diesbezügliche Geſetzent⸗ 
würfe ausarbeiten. Auch ſchien ſie ſich mit der geſetzlichen Ordnung 
des Kleinhandels befreundet zu haben. Aber erſt der Linzer Katholi⸗ 
kentag ſchob die gewerbepolitiſche Aktion wieder in den Vordergrund. 
Der Gewerbeausſchuß erklärte ſich in Permanenz und berief eine En⸗ 
quete ein, die vom Juni bis Auguſt 1893 tagte. Nicht weniger als 
865 Experten wurden vernommen. Alle Kreiſe waren gleich ver⸗ 
treten, und es hätten vielleicht fruchtbare Anregungen gewonnen 
werden können; wenn die methodische Anlage und die Durchführung 
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nicht ſchwere Mängel aufgewieſen hätten.!) Die Enquete koſtete 
300 000 Gulden. 

Für die Bauern wurde ebenfalls ein Leckerbiſſen vorbereitet. 
Graf Falkenhayn legte am 10. Oktober 1893, alſo unmittelbar 
vor dem Zuſammenbruche des Miniſteriums Taaffe, einen Geſetzent⸗ 
wurf auf den Tiſch des hohen Hauſes, der die von den mittelſtän⸗ 
diſchen Agitatoren aller Zungen unaufhörlich begehrte Errichtung 
von Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte zum Gegenſtande hatte. 
Allein die Speiſen werden heißer gekocht als gegeſſen. Erſt nach 
neun Jahren wurde ein Reichsrahmengeſetz zuſtande gebracht, das 
zwangsweiſe landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften begründete. 
Freilich nur im Prinzipe! ) Wie abſtoßend ſieht doch die Volks⸗ 
retterei aus, ſobald man ſie im Lichte der Tatſachen betrachtet und 
die Schaumſchlägerei der Tagesagitation unberückſichtigt läßt. 

Mit einigen Worten ſei noch der neuen Handels vertrags⸗ 
abſchlüſſe gedacht. Schon Ende der achtziger Jahre war erkannt 
worden, daß die eingeſchlagene Schutzzollpolitik kein Allheilmittel 
ſei. Es begann ſich eine Abkehr von dem geltenden Prinzipe zu 
vollziehen. Die Vertragszollpolitik wurde wieder Trumpf. Bei den 
Verhandlungen, die zwiſchen Oſterreich⸗-Ungarn und Deutſchland im 
Dezember 1890 geführt wurden, zeigte es ſich, daß der Hohenzollern⸗ 
ſtaat bereit jei, den Weizenzoll von 5 auf 3 / Mark zu ermäßigen. 
Damit war die Richtung gegeben. Im Mai 1891 kam ein neuer 
Zoll⸗ und Handelsvertrag zuſtande, der neben agrariſchen Begünſti⸗ 
gungen Ermäßigungen der Induſtriezölle für Oſterreich brachte.“ 
Das Abgeordnetenhaus beſchäftigte ſich in den Januartagen 1892 
mit den neuen Handelsverträgen mit Deutſchland, Italien, Belgien 
und der Schweiz. Berichterſtatter des Ausſchuſſes war Dr. Hallwich. 
Er meinte, daß die handelspolitiſchen Abmachungen den Zweck hätten, 
nach einer langen Periode der Kämpfe den ökonomiſchen Frieden 
anzubahnen. Der Jungtſcheche Dr. Kramat ſprach dagegen entſchie⸗ 
den gegen die Abmachungen, wohl in erſter Linie deshalb, „weil 
ſie die jetzige auswärtige Politik befeſtigten“, die ihm weder erfolg⸗ 
reich noch gefahrlos erſchien. Sachliche Beſchwerden wurden haupt⸗ 
ſächlich gegen die Weinklauſel im Handelsvertrage mit Italien er⸗ 


1) Heinrich Waentig, Gewerbliche Mittelſtandspolitik. 

2) Bericht betreffend die Reform des landwirtſchaftlichen Realkredits. Von 
Dr. Grabmayr. Nr. 109 der Beilagen des ſtenogr. Herrenhausprotokolles. 
XVIII. Seſſion. 

3) Ludwig Lang, Hundert Jahre Zollpolitik. Wien 1906 
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hoben; die Weinhändler Oſterreichs hatten ſich ſchon jrüher mit 
Petitionen an das Abgeordnetenhaus gewandt. Doch dieſe Beden⸗ 
ken ſtanden weit hinter den allgemeinen Hoffnungen zurück; Ritter 
von Gomperz ſprach ſogar von einem ſegensreichen Ereigniſſe, das 
die neuen Handelsverträge ſeien. 


VII. Das Koalitionsminiſterium. 


Die Taaffeſche Wahlreform hatte ſich an das Volk gewandt, und 
nun war ſie zu Falle gebracht, weil drei Männer gegen ſie zu Felde 
zogen, die für Maſſenpolitik kein Verſtändnis beſaßen. Ernſt von 
Plener vertrat einige Mitglieder der Handelskammer in Eger, Graf 
Hohenwart verdankte einigen Großgrundbeſitzern ſein Mandat, und 
dem Führer der Polen, Ritter von Jaworski, ſprach am Wahltage 
eine kleine adelige Tiſchgeſellſchaft ihr Vertrauen aus. In der Be⸗ 
ſtürzung hatten dieſe drei Parlamentarier die perſönlichen Gegen⸗ 
ſätze vergeſſen, ebenſo wie ſie außer acht ließen, daß ſie Verkünder 
verſchiedener Weltanſchauungen waren. Für ſie gab es bloß einen 
brennenden Wunſch: die Erhaltung des Privilegienparlaments. 
Darin ſtimmte der hochgebildete Plener mit dem weniger gebil⸗ 
deten Jaworski überein, daraus entſprang der verbrüdernde Ge⸗ 
danke, der Liberale, Klerikale und Schlachzizen zuſammenbrachte 
Raſch wurde die Koalition der drei größten Parteien des 
Abgeordnetenhauſes bewerkſtelligt; der Führer der Liberalen griff 
freudig nach einem Portefeuille, der Führer der Polen ließ ſich nicht 
lange bitten, und nur der ſchlaue Graf Hohenwart verlangte für ſich 
keinen perſönlichen Vorteil. Nach der Enthebung des Grafen Taaffe 
hatte der Kaiſer zum Grafen Hohenwart geſagt, daß er als Leiter 
der Fronde nach konſtitutionellen Grundſätzen verpflichtet wäre, die 
Regierung zu übernehmen. Als der klerikale Politiker unter Hin⸗ 
weis auf ſein Alter ablehnte, meinte der Herrſcher geärgert: „Zum 
Einſtürzen waren Sie nicht zu alt, zum Aufbauen ſind Sie's.“ 1) 
Am 11. November 1893 wurde Fürſt Alfred Windiſchgrätz 
zum Miniſterpräſidenten ernannt. Der großgewachſene, feudale Ari⸗ 
ſtokrat war ein kleiner Politiker und ein unbedeutender Menſch. Ob⸗ 
gleich er der Enkel jenes Windiſchgrätz geweſen iſt, der die Revo⸗ 
14 a hat, beſaß der Kaiſer für ihn keine n 


1) Joſef Penizek, Aus bewegten Zeiten. Wien 1908. 
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pathie. Pleners unergründlicher Wille bewirkte jedoch die Berufung. 
Als Miniſter des Innern trat Marquis Bacquehem, der frühere 
Handelsminiſter, in die Regierung ein, Graf S chön b orn behielt 
das Juſtizportefeuille und Graf Falkenhayn ſtand weiter dem 
Ackerbauminiſterium vor. Graf Wurmbrand übernahm das Han⸗ 
delsminiſterium; er hatte viel geleſen, war aber romantiſch veran⸗ 
lagt und daher wenig geeignet, ein Reſſort zu leiten, das nüchterne 
Überlegung erforderte. Das Unterrichtsminiſterium fiel dem Rit⸗ 
ter von Madeyski zu. Dieſe Zierde des Polenklubs war zuerſt 
ein kleiner Notar, dann Univerſitätsprofeſſor geweſen. Mit den Jah⸗ 
ren hatte ſich der gemäßigte Liberale in einen konſervativen Poli⸗ 
tiker umgewandelt; als Schwager Dunajewskis trug er den Mar⸗ 
ſchallsſtab im Torniſter. Ritter von Jaworski wurde polniſcher 
Landsmannminiſter. Doch die wichtigſte Perſon war Ernſt von 
Plener, der ſich das Finanzminiſterium zugedacht hatte. Wie 
ſehr dieſer Mann durch den Aufſtieg an Anſehen einbüßte, lehrt ein 
Spottgedicht, das der ſchalkhaft ernſte Sänger einer Wochenſchrift 
einige Zeit nach dem Zuſammenbruche der Koalitionspolitik ſchrieb. 
Anſpielend auf die Tatſache, daß Plener von neunzehn Handels⸗ 
kammerräten gewählt worden war, rief der Satiriker aus: | 
Wenn alle untreu werden, Daß immer noch auf Erden 
So bleiben wir doch treu, Für euch ein Fähnlein jet.) 

Während ſich die Liberalen dem neuen Koalitionsgebote fügten 
und die Polen gehorſam folgten, gab es im Hohenwartklub eine 
kleine Meuterei. Hier fand ſich noch ein gewiſſes Maß von Geſin⸗ 
nungstreue, und die Deutſchklerikalen bäumten ſich dagegen auf, 
Kompromiſſe zu ſchließen. Graf Hohenwart mußte mit dem Rück⸗ 
tritte aus dem politiſchen Leben drohen, um die Störrigen zur Nach⸗ 
giebigkeit zu bewegen. In den erſten Tagen nach dem Insleben⸗ 
treten der Regierung Windiſchgrätz fingen die oppoſitionellen Abge⸗ 
ordneten an, einander näherzurücken; von den Jungtſchechen ging ſo⸗ 
gar die Anregung aus, eine Koalition der Unzufriedenen zu ſchaffen. 

Das Miniſterium, dem der Führer der Liberalen angehörte, 
hat auf Oſterreich nicht weniger ſchwer gelaſtet als die Regierung 
Taaffe in ihrer ſchlimmſten Zeit. Jede freie Meinungsäußerung 
wurde unterdrückt; der Staatsbürger galt nichts, die Bureaukratie 
herrſchte ganz nach der ſchlechten Überlieferung der letzten Jahr⸗ 
zehnte. Staatsanwälte beſchlagnahmten die oppoſitionellen Blät⸗ 


1) „Neue Revue“. Wien 1895. 
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ter ohne jede Rückſicht, und die Abgeordneten Kronawetter und Per⸗ 
nerſtorfer hatten viel zu tun, um die Streiche einer kurzſichtigen, 
zeitfremden Staatskunſt im Parlamente zu brandmarken. In dieſer 
traurigen Zeit verlor die Wiener „Arbeiterzeitung“ keineswegs ihren 
Humor. Nach jeder Beſchlagnahme brachte ſie die Überreſte der Gloſ⸗ 
ſen, die vom Rotſtift freigelaſſen worden waren. Da ergaben ſich oft 
die komiſcheſten Bilder. In der Nummer vom 17. Mai 1895 le⸗ 
ſen wir: 


„Die Regierung hat — — konfisziert e Nieder⸗ 
tracht der Koalition.“ 
„Zwei Urteile die — — — konfisziert, konfisziert — — 


ſind Ausſtrahlungen der Klaſſenjuſtiz.“ | 
Doch man lächelte nur ſelten, ſondern empörte ſich aufrichtig. In 
den Kreiſen der deutſchen Intelligenz wandte man ſich enttäuſcht von 
einem Führer und von einer Partei ab, die ſo ſehr auf Irrwege ge⸗ 
raten konnten. Es entſtanden Wochenſchriften, die mit biſſiger 
Schärfe das herrſchende Regime verurteilten und von den geiſtig 
Wachen förmlich verſchlungen wurden. Viele aber zogen ſich ange⸗ 
widert zurück. Wozu der Kampf für Ideale, wozu das Ringen um 
ein modernes Oſterreich, wenn die, die Wegbahner ſein ſollten, ſelbſt 
nur Verirrte ſind? In den Maſſen büßte die altliberale Partei den 
letzten jpärlichen Reſt ihrer Mitgänger ein. Drei Jahrzehnte wurde 
von dieſer Gruppe verkündet, daß der Klerikalismus der Feind jei. 
Und ſiehe da, jetzt gingen dieſelben Männer, die das geſagt hatten, 
mit den Klerikalen gemeinſam vor, um das Volk an die Wand zu 
drücken! Dieſe Politik konnte der ſchlichte Bürger nicht verſtehen, 
und er wandte ſich nach rechts oder nach links jenen zu, die ihm ver⸗ 
ſtändlicher waren. Mit Neid blickte die freiheitlich geſinnte Intelli⸗ 
genz des deutſchen Volkes auf das tſchechiſche Volk, das eine Partei 
wie die entſchiedene jungtſchechiſche Gruppe hatte. In nationaler 
Hinſicht war man durch eine Rieſenkluft getrennt, die ſtaatsrecht⸗ 
lichen Utopien wurden bedauert, doch die friſche, fröhliche Kritik, 
die von den jungtſchechiſchen Abgeordneten an den Zuſtänden in 
Oſterreich geübt ward, fand auch in deutſchen Gauen lebhaften 
Widerhall. 

Am 23. November 1893 ſtellte ſich die Regierung Windiſchgrätz 
dem neuen Parlamente vor. Die Programm rede gipfelte in den 
Worten: „Offenheit und Wahrheit im öffentlichen Leben, volle An⸗ 
erkennung der Bedeutung parlamentariſcher Inſtitutionen, wirk⸗ 
ſame Förderung aller berechtigten wirtſchaftlichen Intereſſen, eine 
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tatkräftige auf der Höhe der Zeit ſtehende Verwaltung, entſchiedene 
Abwehr aller den Frieden des Staates und die öffentliche Wohlfahrt 
ſtörenden Elemente, dies ſind die Geſichtspunkte, von denen ſich die 
Regierung leiten laſſen will.“ Von den ſchönen Verſprechungen 
ſollte freilich ſo viel wie nichts in Erfüllung gehen. Bei der Debatte, 
die ſich über die Miniſterrede entſpann, hielt die Oppoſition mit 
ihrem berechtigten Mißtrauen keineswegs hinterm Berge. 

Zu den für das Koalitionsminiſterium dringenden Arbeiten ge⸗ 
hörte die Durchbringung eines neuen Landwehrgeſetzes. An 
die Stelle der jährlichen achtwöchigen Abrichtung ſollte eine zwei⸗ 
jährige Dienſtzeit treten. Kurz, man wollte die Landwehr auf die 
Höhe des gemeinſamen Heeres heben. Da ſpeziell in den ländlichen 
Bezirken Widerſpruch erhoben wurde und da die Liberalen früher 
gegen jede Militärforderung die größte Voreingenommenheit hatten, 
war der Verſuch der neuen Mehrheit ein kleines Wagnis. Dieſes ge⸗ 
lang jedoch vorzüglich; die Leiſtungen der Mehrheit klappten. Schon 
am 25. Dezember 1893 konnte das Landwehrgeſetz in Kraft treten. 

Die zweite Forderung, die an das Parlament geſtellt wurde, galt 
der Vorſorge für den Staatshaushalt. Ein Budgetproviſorium 
mußte erwirkt werden, und auch das war Mitte Dezember ſchon ge⸗ 
ſchehen. Nicht weniger glatt verlief die parlamentariſche Debatte 
über den Ausnahmezuſtand in Prag. Der Reichsrat mußte 
eben noch die Ausnahmeverfügungen genehmigen, die vom Grafen 
Taaffe unterzeichnet waren. Die Oppoſition ließ ſehr ſchöne und 
ſehr eindrucksvolle Reden vom Stapel, aber die Mehrheit beſtand 
nicht aus Gefühlsmenſchen, ſondern gab unbedenklich ihre Zu⸗ 
ſtimmung. 

Im Frühjahr 1894 beſchäftigte ſich das Abgeordnetenhaus mit 
dem ordentlichen Staatsvoranſchlage. Die Tſchechen wa⸗ 
ren ſehr ungehalten, weil der Miniſterpräſident im Budgetaus⸗ 
ſchuſſe geſagt hatte, er könne den Ausdruck „böhmiſche Frage“ nicht 
akzeptieren. Dr. Pacak führte aus, daß die Koalition das Unrecht in 
Permanenz erhalten wolle, während die Tſchechen die Abſchaffung 
des Unrechts erſtreben. Das tſchechiſche Volk kämpfe für die natio⸗ 
nale Gleichberechtigung aller Völker, es ſuche allen Völkern des Rei⸗ 

ches das Selfgovernment zu erringen und das allgemeine Wahl- 
recht zu erwirken. Weil die Koalition das Gegenteil erſtrebe, müſ⸗ 
ſen ſich die Jungtſchechen mit voller Kraft und mit vollem Be⸗ 
wußtſein gegen die Regierung ſtellen. Der Abgeordnete Kramar 
ging weiter und drohte mit der Obſtruktion. Dr. Eduard Gregr rich⸗ 
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tete ſeinen Pfeil wieder gegen Plener, dem er zu ſeinem Miniſter⸗ 
portefeuille, das ihm wahrlich teuer genug zu ſtehen gekommen ſei, 
ſpöttiſch Glück wünſchte. „Iſt er doch durch die Gnade eines Hohen⸗ 
wart Miniſter geworden, er, der ſtolze Führer der Liberalen, durch 
die Gnade der Klerikalen und Feudalen. Mußte er doch den flat⸗ 
ternden Helmbuſch des Freiheitskämpfers ablegen und nach dem 
Kanoſſa einer Partei gehen, die er ſein ganzes Leben lang ſo tapfer 
bekämpft hat.“ Die Chriſtlichſozialen ſtanden hinter den Jung⸗ 
tſchechen nicht zurück. Dr. Lueger erhob gegen den Unterrichtsmini⸗ 
ſter den Vorwurf der Korruption, da er den Mann einer Nichte un⸗ 
ter außergewöhnlichen Umſtänden ins Unterrichtsminiſterium be⸗ 
rufen hätte. Dieſe Anklage machte viel von ſich reden, obwohl ſie 
nicht ganz begründet war. Es handelte ſich nur um einen Mann, der 
— der Fall iſt etwas umſtändlich — die Nichte der Schwiegermutter 
der Tochter des Unterrichtsminiſters geheiratet hatte. 

Das bedeutendſte Problem, das der Koalitionsregierung geſtellt 
war, bildete die Wahlreform. Die Geiſter, die Graf Taaffe ge⸗ 
rufen, verſchwanden nicht mehr. Der breiten Maſſe war das Mitbe⸗ 
ſtimmungsrecht verheißen worden, und ſie wollte es ſich darum nicht 
vorenthalten laſſen. Die Regierung mußte zu dieſer wichtigen Frage 
nach längerem Zögern Stellung nehmen, da die Demonſtrationen 
der Arbeiterſchaft um ſich griffen und die Mahnungen der volks⸗ 
tümlichen Parteien nicht mehr aufhörten. Im März 1894 unter⸗ 
breitete Fürſt Windiſchgrätz den Klubobmännern der koalierten Par⸗ 
teien die bereits in der Programmrede angekündigten Grundzüge 
für die Wahlreform. Es ſollte eine neue Wählerklaſſe mit 43 Abge⸗ 
ordnetenmandaten geſchaffen werden, für die alle jene, die eine Mit⸗ 
telſchule abſolviert oder das Einjährig⸗Freiwilligenrecht erlangt hat⸗ 
ten, die beſtimmten Krankenkaſſen mindeſtens zwei Jahre als ver⸗ 
ſicherungspflichtige Mitglieder angehörten oder die zwei Jahre lan⸗ 
desfürſtliche direkte Steuern zahlten, und endlich diejenigen, die den 
Beſuch einer gewerblichen Unterrichtsanſtalt nachweiſen konnten, in 
Betracht kämen. Gegen Ende März fand in Wien der vierte ſozial⸗ 
demokratiſche Parteitag ſtatt, bei dem es ſtürmiſche Reden gab. 
Die Arbeiter zeigten ſich ſehr ungeduldig, und die Radikaleren unter 
ihnen verlangten die Verkündigung des Generalſtreiks zur Erlan⸗ 
gung des allgemeinen, gleichen Wahlrechts und des Achtſtundentags. 
Der Parteitag wies den Entwurf der Regierung ſelbſtverſtändlich 
mit Entrüſtung zurück, und in gleicher Weiſe hatten ſich vorher ſchon 
die einſichtsvollen bürgerlichen Elemente ausgeſprochen. 
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Im April begann der Wahlreformausſchuß ſeine Arbeiten. Dieſe 
wollten nicht vom Flecke kommen, weshalb im Abgeordnetenhauſe 
ein Dringlichkeitsantrag auf Beſchleunigung der Wahlrechtserweite⸗ 
rung eingebracht wurde. Der Antrag erhielt nicht die notwendige 


Mehrheit, doch das hinderte den Abgeordneten Pernerſtorfer nicht, 


am 17. Oktober neuerdings zu beantragen, daß dem Wahlreform⸗ 
ausſchuſſe eine vierwöchige Friſt geſtellt werde. Für den nächſten 
Tag hatten ſich die Wiener Arbeiter auf dem Ring ein Stelldichein 
gegeben, und das führte zu ernſten Zuſammenſtößen mit der Polizei. 
Pernerſtorfer kam bei der Begründung ſeines Antrages auf dieſes 
Geſchehnis zu ſprechen und meinte, daß in Oſterreich erſt Ruhe ein⸗ 
treten werde, wenn den arbeitenden Klaſſen das Wahlrecht gegeben 
ſein werde. Fürſt Windiſchgrätz begriff die Situation natürlich nicht 
und ſagte unter protzigen Drohungen, daß die Regierung der „Argu⸗ 
mente von der Straße“ nicht bedürfe. Der Wahlreformausſchuß be⸗ 
eilte ſich nicht. Erſt im November 1894 fing er an, ſich ein wenig zu 
rühren, und der polniſche Abgeordnete Rutowski trat mit einem 
Vorſchlage hervor, der gleichfalls eine fünfte Wählerkurie mit 53 
Mandaten zum Ausgangspunkt nahm und nichts weiter als eine Ver⸗ 
wäſſerung der Miſchung von Beſchränktheit und Verlegenheit war, 
die Fürſt Windiſchgrätz aufgetiſcht hatte. Der mit der Durchberatung 
der Stimmrechtsreform betraute Ausſchuß wählte ein Subkomitee, 
das ſich erſt im Mai 1895 entſchloß, einen Bericht zu erſtatten. 
Dieſe gefliſſentliche Verſchleppung einer ſo wichtigen Angelegenheit 


verbitterte die Oppoſition und verſchärfte die Abneigung gegen die 


heuchleriſche Koalitionsregierung. Aug' um Auge, Zahn um Zahn, 
das war der Grundſatz, zu dem ſich die Minderheit in dieſer Zeit not⸗ 
gedrungen bekannte. Die Regierung und ihr Anhang verzögerten die 
Arbeit, die von der Minderheit gewünſcht wurde, und dieſe wieder 
entſchädigte ſich, indem ſie die Beratung über einen Geſetzentwurf 
maßlos ausdehnte, an dem der Mehrheit gelegen war. Unter der Ab⸗ 
neigung gegen die Wahlreform hatte die Vorlage über die Steuer⸗ 
reform zu büßen. Am 21. Mai 1895 präſentierten die Jungtſchechen, 
die Chriſtlichſozialen, die Südſlawen, die Deutſchnationalen und die 
demokratiſchen Abgeordneten abermals einen Dringlichkeitsantrag, 
der die unverzügliche Berichterſtattung vom Wahlreformausſchuſſe 
forderte. Erſt Anfang Juni wurden die Vorſchläge bekannt, die das 
Subkomitee in 25 Sitzungen zuſammengebraut hatte. Es waren 
dreizehn Mandate für alle der Krankenverſicherung angehörigen Ar⸗ 
beiter und 34 Mandate für alle jene Bürger, die überhaupt Steuer 
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zahlten, vorgeſehen worden; man dachte alſo an die Einführung 
zweier neuer Kurien. Allein bereits ehe der Wahlreformausſchuß 
die Spezialdebatte über dieſe Anregungen anfing, wurde die Toten⸗ 
glocke für die Koalition geläutet. 

Durch die parlamentariſche Tätigkeit in der Ara Windiſchgrätz⸗ 
Plener zog ſich wie ein roter Faden die Beratung über die umfang⸗ 
reiche Steuerreform hin, die Dr. Steinbach in Fluß gebracht 
hatte. Mehr als dreißig Jahre waren ſeit dem Tage verſtrichen, an 
dem Ignaz von Plener dem Abgeordnetenhauſe das erſte umfaſſende 
Projekt zugehen ließ. Sechs weitere dasſelbe Ziel anſtrebende Re⸗ 
gierungsvorlagen ſind im Laufe der Jahre dieſem Geſetzentwurfe ge⸗ 
folgt, und die Offentlichkeit hatte daher Zeit genug gehabt, ſich mit 
dem Gegenſtande zu beſchäftigen. Dennoch brauchte der permanente 
Steuerausſchuß nicht weniger als drei Jahre zur Beratung und zur 
durchgreifenden Umarbeitung der Steinbachſchen Vorlage, und das 
Plenum, das am 5. März 1895 die zweite Leſung begann, verwen⸗ 
dete darauf drei Monate und 46 der längſten Sitzungen, die im Par⸗ 
lamente zu verzeichnen waren. Dann trat eine Pauſe ein; das Ge⸗ 
ſetz wurde erſt erheblich ſpäter fertiggeſtellt. ) In feinem Expoſs 
hatte Steinbach erklärt, das Ziel des Geſetzentwurfes über die direk⸗ 
ten Perſonalſteuern ſei die gerechte Ausgleichung der Steuerlaſt. 
Dies hätte durch Heranziehung jener ſteuerkräftigen Elemente, die 
bisher der Steuerpflicht nicht unterlagen, und durch eine beſſere und 
erträglichere Verteilung der Leiſtungen zu geſchehen. Die Reform 
der Steuer ſollte dem Fiskus keinen Gewinn bringen, ſondern zu 
Nachläſſen bei verſchiedenen Steuergattungen verwendet werden. 
An Stelle der beſtehenden Erwerbsſteuer und Einkommenſteuer hätte 
eine allgemeine Perſonaleinkommenſteuer mit einem Exiſtenzmini⸗ 
mum von 600 Gulden, eine Beſoldungsſteuer, eine Erwerbs⸗ und 
Rentenſteuer zu treten. Dr. von Plener machte ſich den Steinbach⸗ 
ſchen Entwurf zu eigen, doch ſchlug er in der Hauptſache einen neuen 
Finanzplan vor. Gegen die Perſonalſteuern wurden von allem An⸗ 
beginne verſchiedene Bedenken laut, und das Abgeordnetenhaus 
machte ſich nur widerwillig an die Arbeit. Allein die Obſtruktion, 
die zum erſtenmal bei der zweiten Leſung der Steuervorlagen verſucht 
ward, iſt doch mehr auf parteipolitiſche Rückſichten zurückzuführen. 
Die Oppoſition fand — wie ſchon erwähnt — in der Verſchleppung 
der Beratungen ein Mittel der Gegenwehr, und ſie wäre unklug ge⸗ 

1) Dr. Richard Reiſch, Die direkten Perſonalſteuern in Oſterreich. Wien 
1898. a 1 907 
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weſen, es nicht zu gebrauchen. Jungtſchechen und Chriſtlichſoziale 
gingen einmütig vor, und als Führer der Obſtruktioniſten bewährte 
ſich Dr. Kaizl. Zwiſchen der Minderheit und dem Präſidenten Chlu⸗ 
mecky kam es mehrmals zu Zuſammenſtößen. Am 12. Juni 1895 
ſtellte der Vorſitzende des Abgeordnetenhauſes gleichzeitig 24 Kapitel 
des Geſetzentwurfes auf einmal zur Debatte; er wollte nicht nur die 
Beratung, ſondern auch die Abſtimmung in einer Sitzung zu Ende 
bringen. Der jungtſchechiſche Abgeordnete Dr. Dyk hielt damals die 
erſte große Obſtruktionsrede, die im Parlamente gehört wurde; um 
zwei Uhr nachts mußte Freiherr von Chlumecky ſein Vorhaben auf⸗ 
geben und die Sitzung ſchließen. | 

Die Koalition, die ſich die Fähigkeit zutraute, über den Blod des 
Volkswahlrechts hinwegzuſpringen, ſollte über ein Steinchen fallen. 
Von den Slowenen wurde die Errichtung von ſloweniſchen Pa⸗ 
rallelklaſſen am deutſchen Gymnaſium in Cilli ſeit vielen 
Jahren betrieben, und Graf Taaffe war auch bereit geweſen, auf das 
Anliegen einzugehen. Als Graf Hohenwart im Vereine mit Plener 
und Jaworski die Regierung Taaffe geſtürzt hatte, erhoben ſeine 
ſloweniſchen Parteifreunde heftige Beſchwerden. Um die Koalition 
nicht zu gefährden, machte Fürſt Windiſchgrätz die Zuſage, den Wunſch 
der Slowenen zu erfüllen und in das zweitnächſte Budget einen ent⸗ 
ſprechenden Betrag einzuſtellen. Der Deutſchen bemächtigte ſich darob 
große Aufregung, denn Cilli galt als bedrohter nationaler Poſten, 
und man wollte den Slowenen, die freilich alle Rechte auf das Gym⸗ 
naſium zu beſitzen glaubten !), keine weiteren Kraftquellen erſchlie⸗ 
ßen. Im Schuljahre 1893/94 befanden ſich im Untergymnaſium 
nach floweniſchen Aufſtellungen 78 deutſche und 132 floweniſche 
Schüler, und im Schuljahr 1894/95 ſaßen in den zwei Abteilungen 
der erſten Klaſſe 42 Deutſche und 60 Slowenen. Die Errichtung ſlo⸗ 
weniſcher Mittelſchulklaſſen war alſo an ſich nicht ungerechtfertigt, 
und die Deutſchen wollten auch nur, daß für ſie ein anderer Ort als 
Cilli gewählt werde. Für die Koalitions regierung war es jedoch nicht 
möglich, ſich aus der Schlinge zu ziehen, die ſie ſelbſt um ſich ge⸗ 
wunden hatte. Graf Hohenwart machte die Cillier Frage zum Angel⸗ 
punkt der Politik, da er ſelbſt des ungewohnten Bündniſſes mit den 
Liberalen überdrüſſig war. Außerdem paßte es ihm zuletzt nicht, 
daß ſein perſönlicher Gegner Plener weich in der Wolle ſaß, während 
er als ſimpler Parteiführer daſtand. 


1) „Die Zeit“, Wochenſchrift. Wien 1895 
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Als Plener im Oktober 1894 den Staatsvoranſchlag für das 
nächſte Jahr unterbreitete und darin um 1500 Gulden für die flo⸗ 
weniſchen Parallelklaſſen am Gymnaſium in Cilli anſprach, ver⸗ 
ſtärkte ſich die Agitation noch mehr. Die Deutſchen lehnten ſich da⸗ 
gegen immer lebhafter auf, während die Slowenen auf ihrem Scheine 
beſtanden. Von der Linken wurde ganz offen eine Revolte angeſagt: 
die Partei Pleners erklärte, gegen Plener zu ſtimmen. Im Budget⸗ 
ausſchuſſe hatte man die Debatte bis zum 11. Juni verſchoben; an 
dieſem Tage mußte aber doch über die umſtrittene Poſt abgeſtimmt 
werden. Mit 19 gegen 15 Stimmen wurde die Einrichtung von jlo- 
weniſchen Parallelklaſſen am Gymnaſium in Cilli beſchloſſen. Die 
Deutſchliberalen, die Deutſchnationalen, die Chriſtlichſozialen und 
die Italiener hatten die 1500 Gulden vergebens abgelehnt. Nun be⸗ 
gann die Erörterung in der Preſſe noch leidenſchaftlicher zu werden, 
und in deutſchen Vereinen und Verſammlungen häuften ſich die Pro⸗ 
teſte. Die deutſchliberale Partei, die früher an dem Koalitionsmini⸗ 
ſterium alles gut gefunden hatte, geriet aus dem Häuschen. Im Ple⸗ 
num des Abgeordnetenhauſes fand die Abſtimmung über die Poſt 
am 10. Juli ſtatt. An dieſem Tage waren die Gemüter der Abgeord⸗ 
neten ſehr erregt, und es fehlte nicht an leidenſchaftlichen Aus⸗ 
brüchen. Als der deutſchklerikale Abgeordnete Kaltenegger für die 
Forderung der Slowenen eintrat, rief dies bei den deutſchfreiheit⸗ 
lichen Abgeordneten ſtürmiſche Mißfallsbezeigungen hervor. Der 
klerikale deutſche Freiherr von Dipauli berief ſich auf ſein „Oſter⸗ 
reichertum“. Oſterreich ſei kein deutſcher Staat und müſſe deshalb 
auch für die anderen Völker etwas tun. Der Berichterſtatter der 
Minderheit, Dr. Haaſe, hielt ſich darüber auf, daß die Slowenen den⸗ 
ken: sic volo, sic jubeo. Doch als das Ergebnis der Debatte in 
Ziffern aufgeſtellt wurde, ergab es ſich, daß die flawiſch⸗klerikale 
Mehrheit das Feld behauptet hatte. Allein die Koalition war an 
dieſem Tage nicht mehr vorhanden, die Regierung Windiſchgrätz⸗ 
Plener gehörte ſchon der Vergangenheit an. Drei Wochen vorher, 
am 19. Juni 1895, war die Entlaſſung des Koalitionsminiſteriums 
vollzogen worden. Am Tage der Enthebung des Fürſten Windiſch⸗ 
grätz hatte der Kaiſer zu Baron Chlumecky gejagt, die Linke hätte 
ihre Miniſter von Schmerling bis Wurmbrand geſtürzt und dadurch 
am meiſten von der Notwendigkeit einer nichtparlamentariſchen 
Regierung überzeugt 

Den Platz der Koalitionsregierung nahm ein Beamtenmini⸗ 
ſterium ein, das von vornherein als Lückenbüßer aufgefaßt war. 
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An die Spitze trat der Statthalter von Niederöſterreich, Gra 7 Kiel⸗ 
mansegg. Seine Amtszeit ging raſch vorüber und ließ keine tie- 
jeren Spuren zurück. Graf Kielmansegg verſtand es, ſich als tüchti⸗ 
ger, wohlmeinender Beamter ohne Schaden aus der Affäre zu ziehen. 
Viel beſprochen wurde nur ein Erlaß, der den Beamten im Auguſt 
1895 nahelegte, das Amtsgeheimnis ſtrenge zu wahren und bei Aus⸗ 
übung der allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechte ihrer Stellung ein⸗ 
gedenk zu jein. Es ſei unzuläſſig, wenn Beamte öffentliche Verſamm⸗ 
lungen veranſtalten, um mit Umgehung der vorgeſetzten Behörden 
Forderungen zur Kenntnis der Vertretungskörper zu bringen. Die 
politiſche Agitation könne nicht geſtattet werden. Ein ee Er⸗ 
laß wurde auch an die Profeſſoren und Lehrer gerichtet. 

Zur Zeit des Koalitionsminiſteriums haben die Landta ge nicht 
ſtärker zu intereſſieren vermocht als in den achtziger Jahren. Der 
Ausnahmezuſtand in Prag trug zur Ernüchterung bei, und die Ge⸗ 
müter beruhigten ſich. Doch die Alttſchechen begannen ſich wieder 
etwas ſtärker zu rühren, und Rieger hielt im Februar 1894 in der 
Prager Landesſtube eine große Rede, in der er ſeinen Volksgenoſſen 
Ratſchläge zu erteilen ſuchte. „Wir brauchen die Dynaſtie und die 
Dynaſtie braucht uns, und wir werden uns wechſelſeitig immer fin⸗ 
den. Als alter Mann vor dem Grabe ſtehend,“ ſagte Rieger, „emp⸗ 

fehle ich meiner Nation, ihr Schickſal nur rechtſchaffenen Leuten an⸗ 
zuvertrauen, die mit dem Adel und Klerus gemeinſam den Frieden 
mit den Deutſchen ſuchen.“ An Klagen über den Ausnahmezuſtand 
mangelte es nicht, doch nach den Stürmen, die man im böhmiſchen 
Landtage erlebt hatte, griffen die gewöhnlichen parlamentariſchen 
Beſchwerden die Nerven wenig an. Unangenehm bemerkbar machte 
ſich hauptſächlich der niederöſterreichiſche Landtag, in dem die Chriſt⸗ 
lichſozialen wohl nur ein Viertel der Mandate beſaßen, trotzdem aber 
der liberalen Mehrheit ſehr unbequem zu werden vermochten. Die 
Verſchärfung der Geſchäftsordnung, die zu Beginn des Jahres 1895 
geplant wurde, ſtieß bei den Antiſemiten auf unerbittliche Abwei⸗ 
ſung, und Dr. Lueger drohte, keine Sitzung würde mehr ſtattfinden 
können, wenn es auch nur zu einem Verſuche käme, die Rechte des 
Vorſitzenden zu erweitern. Die Angriffe gegen die Univerſität wie⸗ 
derholten ſich, und die Auseinanderſetzungen der Minderheit mit der 
Mehrheit bewegten ſich auf dem tiefſten Niveau der Wirtshaus⸗ 
debatten. 

In der erſten Hälfte der neunziger Jahre gelangte die Erobe⸗ 
rung Wiens durch die Chriſtlichſozialen in ihr entſchei⸗ 

ANucz 852: Charmatz, Sſterreich II. 3. Aufl. 
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dendes Stadium. Gegen Ende Februar 1894 ſtarb der energische und 
deshalb unbeliebte liberale Bürgermeiſter Dr. Prix plötzlich. Sein 
Nachfolger war Dr. Grübl. Unter ſeiner Leitung vollzogen ſich die 
Nachwahlen im Frühjahr 1895. Die Chriſtlichſozialen und die 
Deutſchnationalen hatten den Wahlkampf gemeinſam geführt und 
es ſo weit gebracht, den Liberalen an Stärke faſt gleichzukommen. 
Im Gemeinderate gab es 64 Antiſemiten, 6 Wilde und 68 Liberale. 
Am 14. Mai 1895 trat der Gemeinderat zuſammen, um den erſten 
Vizebürgermeiſter zu wählen. Dr. Lueger erlangte zum erſtenmal 
dieſe Würde, denn die Liberalen hatten leere Stimmzettel abgegeben. 
„Ich weiß,“ ſagte er, „daß die Mehrheit des Gemeinderates mich 
nicht gewählt hat, doch ich glaube, der Wille des Volkes verlangt 
es, daß ich die auf mich gefallene Wahl annehme.“ Nun legte Dr. 
Grübl ſeine Würde als Bürgermeiſter nieder, und damit war die 
Führung der Gemeindegeſchäfte an den erſten Vizebürgermeiſter, an 
Dr. Lueger, übergegangen. Die Wahl des erſten Bürgermeiſters 
wurde ſchon für den 29. Mai angeſetzt. Indes, erſt im dritten Wahl⸗ 
gange konnte Lueger die erforderlichen 70 Stimmen auf ſich ver⸗ 
einigen. Er lehnte die Wahl jedoch ab, weil er die Geſchäfte nicht 
mit einer ſeinem Anhange ebenbürtigen Gegnerſchaft führen wollte. 
Lueger bemühte ſich, die Auflöſung des Gemeinderates zu erzwin⸗ 
gen, da er hoffte, die Neuwahlen würden eine weitere Schwächung 
der Liberalen mit ſich bringen. Der Gemeinderat wurde auch am 
30. Mai aufgelöſt, und der Bezirkshauptmann Dr. von Friebeis zog 
als Regierungskommiſſär in das Rathaus ein. Alle dieſe Vorgänge 
hatten die Wiener Bevölkerung ſehr intenſiv beſchäftigt. Die Kämpfe 
blieben nicht auf den Gemeinderatsſaal beſchränkt, ſondern pflanz⸗ 
ten ſich auf die Straße und in die Verſammlungslokale fort. 
Zur Zeit, als das Koalitionsminiſterium im Amte ſaß, ſtanden 
wichtige Fragen der Juſtizreform auf der Tagesordnung. Im 
Jahre 1891 hatte Graf Schönborn einen Strafgeſetzentwurf 
eingebracht, der das Plenum des Abgeordnetenhauſes vom 22. Ok⸗ 
tober bis 13. Dezember 1894 in Atem hielt. Von der Vorlage war 
eigentlich niemand erbaut, und es wurden fait tauſend Abänderungs⸗ 
vorſchläge gemacht. Beſonders feindlich ſtand die Arbeiterſchaft dem 
Entwurſe gegenüber, der im liberalen Abgeordneten Kopp einen war⸗ 
men Verteidiger fand. Die Geſetzesvorlage ſuchte das Koalitions⸗ 
recht der Arbeiter zu vernichten, wogegen ſich auch die bürgerlichen 
Sozialpolitiker auf das entſchiedenſte ausſprachen. Wittelshöfer er⸗ 
innerte die Liberalen in einem beachtenswerten Artikel daran, daß 
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ſie immer auf zwei Reformen ſtolz geweſen wären: auf die Schule 
und auf das Koalitionsrecht, und führte ihnen vor Augen, wie ſehr 
ſie von ihrer Überlieferung abzuweichen im Begriffe ſeien. Ein ande⸗ 
rer von den einſichtigen bürgerlichen Kritikern prägte das Wort: 
„Maul⸗ und Brotkorbgeſetz“. Als der Abgeordnete Pernerſtorfer im 
Parlamente den Übergang zur Tagesordnung anregte, pflichteten 
ihm dennoch nur 26 Kollegen bei. Es wurde mit der Spezialdebatte 
begonnen, doch das Intereſſe verflackerte bald, und im Frühjahr 


1895 hörten die Beratungen auf. Das Abgeordnetenhaus mußte ſich 


mit politiſchen Angelegenheiten beſchäftigen, und der Geſetzentwurf 
war damit abgetan. 

Ein freundlicheres Geſchick blühte den Burlapen zur Reform des 
Zivilprozeſſes, die das raſchere mündliche Verfahren ſtatt der 
unleidlich gewordenen Vielſchreiberei zur Anwendung bringen woll⸗ 
ten. Das Herrenhaus erklärte ſeine juridiſche Kommiſſion in Per⸗ 
manenz, und im Abgeordnetenhauſe wurde eine außerordentliche Ab⸗ 
kürzung des Beratungsverfahrens durchgeſetzt. Die Geſetzentwürfe 
— das verdienſtvolle Werk des einſichtigen Franz Klein — ſollten 
nur als Ganzes entweder angenommen oder abgelehnt werden kön⸗ 
nen, denn die Vorlagen hatten 1500 Paragraphen, und es wäre 
gar nicht abzuſehen geweſen, innerhalb welcher Friſt die normale 
Beratung ihr Ende gefunden hätte. Allein es war trotzdem erſt dem 
Grafen Kielmansegg gegönnt, die wichtigen Geſetze zur Sanktion 
zu empfehlen und dadurch in der Geſchichte des üſterveichiſchen 
Juſtizverfahrens einen neuen Abſchnitt zu eröffnen. 

Nicht unerwähnt dürfen die romantiſchen Verſtaatlichungs— 
pläne des Handelsminiſters Grafen Wurmbrand bleiben. Bereits 
im März 1894 kündigte der Leiter des Handelsreſſorts an, daß Ver⸗ 
handlungen über die Verſtaatlichung der böhmiſchen Weſtbahn im 
Gange ſeien. In der nächſten Zeit ſollten die ſüdnorddeutſche Ver⸗ 
bindungsbahn und die Nordweſtbahn an die Reihe kommen. Graf 
Wurmbrand gab überdies der Hoffnung Ausdruck, bald ein umfang⸗ 
reiches Verſtaatlichungsprogramm entwerfen zu können; auch die 
Südbahn und die Nordbahn müßten für den Staatsbetrieb gewon⸗ 
nen werden. Der Handelsminiſter der Koalition ſcheint von der 
preußiſchen Verſtaatlichungsaktion nichts gelernt zu haben, denn 
ſonſt hätte er wiſſen müſſen, daß eine ſo ſolgenſchwere Tat nur zu⸗ 
ſtande kommen könne, wenn man ans Werk ſchreitet, ohne viel zu 


reden. Die Geſchwätzigkeit hatte an der Börſe große Illuſionen er⸗ 


weckt und zu ſtarken Kursbewegungen geführt. Eiſenbahnpapiere 
| * 
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wurden ein beliebtes Spekulationsobjekt, und auch Privatleute betei⸗ 
ligten ſich an dem Spiele, um von dem Goldregen wenigſtens etwas 
in ihre Kaſſen zu lenken. Indes, ſchwere Verluſte waren ihr Lohn. 
Die Oppoſition nützte die Ungeſchicklichkeit des Handelsminiſters aus 
und übte an dem dilettantiſchen Gehaben des Grafen Wurmbrand 
berechtigte Kritik. Dr. Kaizl beantragte, der Regierung das Miß⸗ 


trauen auszuſprechen. Dieſes wurde zwar abgelehnt, aber die Leute, 


die ſich an dem vom Handelsminiſter angezündeten Strohfeuer die 
Hände verbrannt hatten, waren gewiß nicht erbaut. 

Am 24. Dezember 1893 trat in Wien beim Schwender der erſte 
öſterreichiſche Gewerkſchaftskongreß zuſammen, an dem ſich 
158 Delegierte beteiligten. Die gewerkſchaftliche Organiſation der 
Arbeiter wurde nun kräftig in Angriff genommen. Unter den Lohn⸗ 
kämpfen der Arbeiterſchaft gewann der Bergarbeiterſtreik im 
Falkenauer und Oſtrauer Revier eine traurige Berühmtheit, 
weil er mit Blutopfern verbunden war. In Falkenau wurden am 
4. Mai 1894 drei Bergarbeiter von den Gendarmen getötet und acht 
verwundet. Noch blutiger verlief das Einſchreiten der Gendarmerie 
in Polniſch⸗Oſtrau, wo man vierzehn Tote und zwanzig Schwerver⸗ 
letzte zu beklagen hatte. Im Abgeordnetenhauſe mußte die Regie⸗ 
rung von der Oppoſition heftige Vorwürfe hören, weil das Unglück 
nicht zuletzt durch die Kopfloſigkeit der Behörden und durch den 
Übereifer der Gendarmerie verurſacht worden war. Pernerſtorfer 
forderte dringlich die Einſetzung eines Spezialausſchuſſes und die 
Veranſtaltung von Erhebungen an Ort und Stelle der traurigen 
Vorkommniſſe. In der Debatte nahm der Miniſter Bacquehem die 
Gendarmerie in Schutz und lehnte den Antrag Pernerſtorfer ab- 
Kaizl und Lueger ſtanden auf Seite der Arbeiter. Der Führer der 
Chriſtlichſozialen wandte ſich ſehr temperamentvoll gegen den libe⸗ 
ralen Abgeordneten Siegmund, deſſen Rede er als einen Ruf nach 
Militär charakteriſierte. „Spielen Sie, meine Herren, gefälligſt nicht 
mit dem Militär!“ warnte Dr. Lueger. „Es beiteht aus dem Volke 
und iſt nicht zu dem Zwecke da, einige Kohlenbarone gegen ausge⸗ 
hungerte Arbeiter zu verteidigen, ſondern das Militär iſt vielleicht 
eher dazu da, ausgehungerte Arbeiter gegen die Kohlenbarone zu 
ſchützen.“ Vom Abgeordnetenhauſe wurde nur der Gewerbeausſchuß 
mit der Prüfung des Berichtes betraut, den die Regierung geliefert 
hatte. Daß dabei nicht viel herauskam, läßt ſich denken. !) f 


1) Die Ergebniſſe von Fal enau und Oſtrau im Parlament, Wien 1894. 
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beben wir noch einmal eine Weile inne! Wir haben die Geſchichte 
von fait fünf Jahrzehnten an uns vorüberziehen laſſen. Eine Fülle 
von Ereigniſſen iſt uns gegenwärtig geworden, aber wenn wir nach 
dem einheitlichen Prinzipe der Entwicklung fragen, nach einer ge- 
raden Richtlinie forſchen, jo werden wir zunächſt unbefriedigt blei⸗ 
ben. Die Geſchichte bewegte ſich in verwirrenden Sprüngen, mit be⸗ 
drückender Unruhe. Der Hiſtoriker aber kann nur erzählen, was 
war; die fehlende Folgerichtigkeit vermag er durch ſeine Darſtellung 
nicht zu erſetzen. Gewiß: blinde Zufälle haben nicht gewirkt. Die 
Syſtemloſigkeit war vielmehr gewollt, bis zu einem gewiſſen Grade 
bedingt, wenn man will auch ein Syſtem. Zu unklar geſtalteten ſich 
die Verhältniſſe, um ſogleich durchſchaut werden zu können. Der 
Krone mochte es ſcheinen, daß ſie auf der geraden Straße nicht der 
auf ſie einſtürmenden Völker, Parteien und Perſönlichkeiten Herr 
würde, deshalb ſuchte ſie auf Zickzackwegen vorwärts zu kommen, 
indem ſie niemanden dauernd an ſich zog und dauernd abſtieß, in⸗ 
dem ſie jedem abwechſelnd ihre Gunſt lieh. Oſterreich iſt ein Staats⸗ 
weſen voll Vielfältigkeit und Verwicklungen, und man darf ſich nicht 
wundern, daß auch die Geſchichte kompliziert iſt, daß ſie in ihrem 


Laufe nicht einem in der Ebene künſtlich nach dem Linieale ge— 


zogenen Kanale, ſondern einem Wildbache gleicht, der zwiſchen Fel⸗ 
ſen und Geröll ſchäumend und brauſend hinſtürzt. 

Wer nur gelegentlich auf das politiſche Getriebe in Sſterreich blickte, 
der konnte glauben, hier fände ein Kampf aller gegen alle ſtatt, ein 
böſes Schickſal hätte den Staat verurteilt, an dem Brande zugrunde 
zum gehen, den feine eigenen Bürger anzündeten. Befaßte man ſich 


jedoch eingehender mit der Staatsentwicklung, dann mußte man eine 


N freundlichere Vorſtellung gewinnen. Oſterreich verfiel nicht, Oſterreich 
richtete ſich auf! In den Verfaſſungskämpfen wurde es möglich, den 


Feudalſtaat 1 in den Geſetzbüchern zu beſeitigen und die 


Verfaſſungsprinzipien der Demokratie allmählich zum Durchbruche 
zu verhelfen. Dieſer Fortſchritt in der Rechtsgeſtaltung war wohl nur 
ein Teil deſſen, was man den vollſtändigen Sieg der Volksherr⸗ 
ſchaft nennen könnte. Eine weit ſchwierigere Aufgabe bildete die 
Erziehung der Maſſen zum richtigverſtandenen Genuſſe der ihnen 
verbürgten Freiheiten. Der andere bedeutungsvolle Grundgedanke, 
den die unruhevollen Jahrzehnte der Verwirklichung näher gebracht 
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haben, beſtand darin, daß i in Oſterreich nicht bloß die Demokratie auf⸗ 
gerichtet werden mußte, ſondern daß auch Nationen zur freien 
völkiſchen Betätigung und Selbſterziehung gelangen ſollten. Aus 
dem Zuſammenwirken dieſer zwei Grundtendenzen entſprangen vor⸗ 
nehmlich die verwickelten Kriſen, an denen die neuere Geſchichte 
Oſterreichs ſo reich war. Aber die Zuſammenſtöße erfolgten auf einem 
Wege, der nicht in eine Wirrnis, ſondern zur Klärung e Aal 
iſt die e Erkenntnis! 
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Als J. Band dieſes Buches erſchien von demſelben Verfaſſer: 


Die Vorherrſchaft der Deutſchen 
3. Aufl. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 6581) Geh. M. 1.20, geb. M. J. 50 


Außerdem iſt von Richard Charmag erſchienen: 
Geſchichte der auswärt. Politik Oſterreichs im J 9. Jahrh. 


2 Bände: 1. Band: Bis zum Sturze Metternichs. II. Band: 1848-98. 2. ver: 
änderte Auflage. 6.—- JJ. Tauſend. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 653/54) 
Geh. je M. 9.20, geb. je M. 9.50, in einem Band geb. M. 3.— 


„Die beiden Bände kommen wirklich einem Bedürfnis entgegen und ſind ſchon aus dieſem Grunde 
begrüßenswert, denn gerade die auswärtige Politik der Monarchie iſt bisher zuſammeafaſſend in diefer 
Form nicht behandelt worden. Aber es bedürfte dieſes äußeren Anlaſſes garnicht, ſich dieſer Arbeit 
tückhaltlos zu freuen, denn die Qualitäten des Werkes ſind derart, daß fie der 
hiſtotiſchen Fotſchung Oſterteichs alle Ehre machen. Der Autor iſt mit der Liebe des 
Oſterteichers und mit der Gewiſſenhaftigkeit des Geſchichtsforſchets den Ereigniſſen nachgegangen und 
erzählt fie ruhig, klar und äuferft anſchaullch.“ (Neue Freie Preſſe.) 


Oſterreichs innere und äußere Politik von) s95— 1974. 


(Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 655) Geh. M. 1.20, geb. M. 1.50. 


Schildert in ſachlicher, auf Kenntnis der Vorgänge und Quellen aufgebauter Darſtellung die 
Politie der führenden öſterteichiſchen Staatsmänner in den Ichten zwei Jahrzehnten vor dem Welt: 
krieg. Für jeden Oſterteicher und Reichsdeutſchen unentbehrlich zum Verſtändnis von Oſterreichs 
innerer und äußerer Entwicklung. 


Oſterreich⸗ Ungarn. 2 Bde. Bd. I. Land, Bevölkerung, wirtſchaftl. Ver: 
hältniſſe, materielle Kultur. Von Prof. Dr. 5. Heiderich. Bd. II. Geſchichte, 
Staatsverfaſſung, geiſtige Kultur, Beziehungen zu and. Ländern, insbeſ. Deutſch⸗ 
land. Von Prof. Dr. O. Weber. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 58/552) 
Geh. je M. 9.20, geb. je M. 9.50. In einem Band geb. M. 9.- 


Oſterreich⸗ Ungarn. 1. Das Mittelalter. Von Prof. Dr. K. Beer. II. Von 
1526 bis 790 11. Von 79 bis zur Gegenwart. Von Profeſſor Dr. 
M. Landwehr v. Pragenau. Geh. je M. 40 


Dieſe Hefte geben in den hier zuſammengeſtellten chataktetiſtiſchen Dokumenten — lebens volle 
Aufferungen der verſchiedenen Zeiten —, wie es eben nur ſolche vermögen, ein lebendiges Bild des 
eigenartigen geſchichtlichen Prozeſſes, in deſſen Verlauf die Monarchie geworden und zuſammengewachſen 
iſt zu der Einheit, in der ſie ſich heute in den Stürmen des Weltkrieges bewährt. 


Die Kämpfe um die deutſch⸗italieniſchen Grenzgebiete. Von Profeſſor 
Dr. M. Wutte. Geheftet M. —. 40 ö 


Dieſe Darſtellung läßt ein lebendiges Bild der jahrhundertelangen Kämpfe um die deutſch⸗italieniſchen 
Örenzlande gewinnen. Sie iſt jo geeignet, die Teilnahme für dieſes herrliche Stück deutſcher Erde zu 
wecken und zu vertiefen. 


Die geographiſchen Grundlagen der öſterreich⸗ungariſchen Monarchie 


und ihrer Außenpolitik. Von Prof. Dr. R. Sieger. 2. Aufl. Geh. M. J.— 

„Ein neues ausgezeichnetes Hilfsmittel zum Studium der Monarchie! Meiſterhaft dargeſtellt ſind die 
geographiſchen, wirtſchaſtlichen, geſchichtlichen, kulturellen Grundlagen für das Bündnis mit dem Reid. 
Wit empfehlen das Buch jedem, der eine tiefere Kenntnis der Monarchie anſtrebt.“ (Deutſche Arbeit.) 
Kaiſerin Maria Thereſia und Kurfürſtin Maria Antonia von Sachſen 
Btiefwechſel 1747-1772. Mit einem Anhang ergänzender Briefe hrsg. von W. 
Sippert. Mit 2 Porträts u.] Sokjimile. Geh. M. 32.-, in Halbfr. geb. M. 96.— 


Der bürgerkundliche Unterricht in Oſterreich. Von Handelsſchuldirektor 
Profeſſor L. Sleiſchner. Geheftet M. 1.80. _ 


Verlag von B. G. Teubner in Leipzig und Berlin 


rr 


Eu 
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Deutſchland und der Weltkrieg 


Tatſachen und Zahlen aus drei Kriegsjahren 1994-97 
Mit vielen Abbildungen und Zahlentafeln. g 
Unter Benutzung neueſter amtlicher Quellen zuſammengeſtellt von Profeſſor B. 
B. Fiſcher und Direktor Dr. P. Zühlke. Kartoniert M. 3.30, joo Expl. je 
M. 1.10, 250 Expl. je M. .-, Soo Expl. je M. -.90, 1000 Expl. je M. -.70 
Das aus amtlichen Statiſtiken, den Veröffentlichungen der Reichsbank und anderer 
Großbanken wie aus der geſamten neueren Ktiegsliteratur und Tagespreſſe 
in ſöſtematiſcher, durch Tabellen und graphiſche Zeichnungen überſicht⸗ 
lich und anſchaulich geſtalteter Anordnung zuſammengeſtellte Material 
bringt mit der Kürze und Beweiskraft der Zahl die wichtigſten Tatſachen 
des Krieges, ſeine Urſachen und Folgen zu wirkungsvollſter Darſtellung, 
zeigt die volkswirtſchaftliche Erſtarkung Deutſchlands einerſeits als Gegenſtand 
des Neides mißgünſtiger Nachbarn, andererſeits als Quelle der Kraft, ſich ſeiner 
Feinde zu erwehren. Das Büchlein iſt geeignet, den Willen zum Durchhalten 
im letzten ſchweren Endkampfe zu ſtärken. — Gleichzeitig iſt es ein Nach⸗ 
N ſchlagebuch, wie es bisher noch nicht vorhanden war. 


Kulturgeſchichte des Krieges 
Von Prof. Dr. K. Weule, Geh. Hofrat Prof. Dr. E. Bethe, Brof. Dr. B. Schmeid⸗ 
ler, Prof. Pr. C. Doren, Prof. Dr. B. Herre. Geh. M. 1.20, geb. M. 1.50 

Krieg und Kultur werden hier in ihrer gegenfeitigen Verflechtung und Bedingtheit von der Uczeit durch 
Altertum, Mittelalter und Neuzeit verfolgt bis zur Gegenwart, in der Staat, Heer und Volk immer enger 
und unlöslicher verbunden werden. So erſcheint auch vom Standpunkt der Kultur aus deg Krieg nicht 
nut als Zerſtöter, ſondern auch als Etwecker und Erneueter. i 


Die Zukunft des Völkerrechts 
ö Von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. H. Triepel. Geheftet M. - 
Verf. begründet die Anſicht, daß das Völkertecht nicht zuſammengebrochen iſt, ſondern ſich in den 
Bahnen ſeiner Entwicklung ſeit der Franzöſiſchen Revolution, die kurz gekennzeichnet werden, weiterbewegen 
wird. Bez. der Zukunft des Kriegsrechts ſtellt Verf. Forderungen auf, die ſich auf die Form der kriegs⸗ 
rechtlichen Kodifikation wie auf die Grundgedanken des Kriegsrechts als ſolches beziehen. 


Der Krieg nr 
als Eehrmeijter auf dem Gebiete des Rechts 


Von Prof. Dr. J. W. Hedemann. Geh. M. — S0 

Das Büchlein zeigt in bunten, teils dem Kriegsleben, teils der Innenwirtſchaft entnommenen 
Bildern, inwiefern der Krieg auf dem Gebiete des Rechts, das an allen Ecken und Enden vom 
Kriege betroffen wurde, ein Sehrmeiſter iſt. 5 


Das deutſche Volk und der Oſten 


Von Geh. Reg.-Rat Profeſſor Dr. Dietrich Schäfer. Geheftet M. ).— 


Die Staatsauffaſſung der Fran⸗ 
zoſen. Von Prof. Dr. F. Fleiner. 
Geh. M. 80 5 el 


Der Vortrag legt dar, wie in Frankreich nach 


geſetzgebung unter Berufung auf das 
Naturrecht auf 
Gewalten neu aufbaute. 


der Zertrümmerung des ancien regime die Re⸗ 
41 Kos 1 


mechaniſchem Wege die öffentlichen 


Die Schrift gibt einen wertvollen Beitrag zu der bedeutſamen Frage unſeres künftigen Verhältniſſes 
zu Rußland, indem fie zeigt, welche Bedeutung die Ausbreitung deutſcher Kultur nach Oſten hat. 


Die Staatsauffaſſung der Eng⸗ 
länder. Von Prof. Dr. J. Hatſchek. 
Geheftet M. - Se \ 
Die auf ſtreng hiſtoriſcher Grundlage durch⸗ = 
geführte Unterſuchung ergibt einen ſchneidenden = 
Gegenſatz zwiſchen dem inneren engliſchen Staats⸗ 


ideal und dem äußeren, das auf dem Poltzeiſtaats⸗ 
gedanken beruht u. die engliſche Seepolizei erſtrebt. 
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. denri. der Philoſoph moderner 
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Jeſuiten, Die. Eine hiſtor. Skizze Von 
Prof Dr 5 Boehme r. 4 Aufl. (85.49) 
Ieſus. Wahrheit uns Dichtung im Leben 
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brechers. Handſchriſtenbeurteilung. 

Lebensonſchauungen f Sittliche L. 

Locke Berlelen,. Hume. Die großen e 
Philoſ. Von Oberlehrer Dr. T 
meher 


s d 
Logil. Grundriß d. L. Von Dr 


rau. 

Euther. Mortin L. u. d. 
matien. Von Prof. Dr Köhler. 
2. Aufl. Mit 1 Bildnis Luthers (8d 515.) 

— Hauch Von 2 zu Bismarck Abt. 5 

RNechanik d. Geiſteslebens. Die. 15 
Medizinalrat Direktor Prof Dr 
Verworn 4 Aufl Mit Fi 

Miſſion. Die evangeliſche. elch 
beitsweiſe. Heutiger Pan. 

Bauder t. 1 

Digit in He dentum u. „ B. Beef 
Dr Edo Lehmann 2. Aufl. V Verf. 
durchgeſ. Aberſetz v. Anna Grundt⸗ 
vig geb Quitten baum. (85. 217.) 

Mythologie., Germaniſche. Von Prof Dr, 
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Dr. Sch. v. Soden. 3. Aufl. Mit 
2 Sart.. 1 Plan und 6 Anſicht (Bd. 6.) 
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Bon Prof. D. Dr. K. Beth. (Bd. 608.) 
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Abbildungen. 5 N 
— Geiſtige Veranlagung u. B. Von Dr, 
phil. et med. G Sommer. ea» SIR 
Vogelleben. Dentii 5 N f 
B für reunde. 8. 
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og und e. Von De W. 1 
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n Einfä DE 
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BERN, 2 N 3 Dr. 5 Daus 
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#. Dr. R. Börnflein. Mit Abb. 

v. Prof. Dt. A. Wig and. 172) 

Luft. Wärwmekraftmaſch., Wärme- 
T Abt VL 


8. Forſtmſtr. G Frb 
EM. Titeld (Bd. 438. 
all. Der W. Von Pro a 
e und 4. A. M. 26 Jia. 8⁰ 24 

t er und Materie. Von Prof Dr. 


Mit Fig. 4. Aufl. (Bb. 59.) 
auch Moleküle 
d. Das antike W. im bel 


er Zeit. Von Brof Dr. S. Op 
m. 2 Aufl Mit 19 Abb Bd. 116. 
auch Aſtronomie. 


Sage u. . 
Weinſtein. 2. Aufl. 
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riku turgemie. Von Dr. P. 05 145 
tit 21 Abb 314.) 
geſtellte ſiehe Kaufmänniſche % 
ile Wirtſchafts geſchichte. V Priv.⸗Doz. 
O. Neurat 
ſiehe auch Antites Leben Abt. IV. 
t 8 und Arbeiterverſicherung. 
f oral Prof. Dr. O. v. Zwie⸗ 
N ert. 2. Aufl. (78.) 
eur en des Menſchen. Die. Ein⸗ 
in d. Arbeitspügſiologie. 
Boruttau. M. 14 Fig. 
rufswahl, Begabung u. A. 
uſeitigen r Ben 


miedeberg. (B 
ine Stellung und Aufgaben 


itelbild. 

|. 4 
unit iete f 
Alumasmeien, er moderne. 1 
Dr. H. Lu x. M. 54 Abb (Bd 43 
hau. Von Bergaſſeſſor F. nen. 
8. 

ungslehre 1 pa, Aufg. a. d 11 
auerei. Von Dr. Bau. Mit 


8 (Bd. 333. 

ta a. Yuchtattuns u. B. g 

en. Uni. Bl. u. Pfl. i. Garten. Von 
Dr. N. 8 


8 1 5 366 
nl. Bl. u. Vfl. 


1. Zi 1 
4 M. 65 Abb. (Bd. 
he auch Garten. 

rei 1. Bierbrauerei. 
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2.. umgearb. A. 258.) 


Beltuntergeng. Untergang der Welt 1 
der Erde nad 17 75 und 1 05.4701 
Prof Dr M. B. Weinſtein 

Wetter. Unſer W. Eine Einführ. in a 
Klimatologie Deutſchl. an d. 5 v. 
e 0 Aufl. V. Dr. R. 
ni E. Mit (Bd. 

ee 15 die n 
Prof. Dr. S8. Webe 3. Aufl. 
„Wind und Wetter“. Mit 28 Fig. u. 
* 5. 


5 d. 5 
Wirbeltiere. Vergleichende Anatomie 55 
Sinnesorgane der W. Von Prof. 
W. Luboſch. Mit 107 Abb. (Bd. 282.1 
Zahnheilkunde ſiehe Gebiß. 
Zellen⸗ und Gewebelehre ſiehe Anatomie 
des Menſchen, Biologie. 
Zoologie f. Abſtammungsl., Aquarium, 
Biologie, Schädlinge, Tiere, Urtiere, 
Nebel, Vogelzug, Weidwerk, Wir⸗ 
eltiere 


VI. Recht, Wirtſchaft und Technik. 


Buch. Wie ein B. ent A. 
Unger. 4 Aufl. M 
en Text. 175.1 
Ja. Schrift⸗ u. Buchweſen 755 IV. 
Duc haltung u. Bilanz. Kaufm., und ihrs 
Beziehungen z N 855 aniſation, 
Kontrolle u. Statt ſtil. N. . 1 
ner. Mit 4 1 Set 2. Aufl. 
(Bd. 507.) 
Chemie in Ra und Haus. Son Dr. 
J. Klein. 4 Au Bd. 76.) 
— ſ. auch We ut dre Ele ktücchem ie 
Farben, Sprengſtoffe, Technik; ferner 
hemie Abt. V. 
Dammnfteſſel ſiehe Feuerungsanlagen. 
Dampfmaſchine, Die. „Von Geh Bergrat 
Prof. R. Vater. 2 Bde. I: Wirkungs⸗ 
weiſe des Dampfes Hr Keifel und in der 
Maſchine. 4 Aufl. M. 37 Abb. (Bd. 393.) 
15 Ihre 1 und W 
2. Aufl. Mit 105% (Bd. 394.) 
Desinfektion. ee und Konſer⸗ 
vierung. Von Reg.⸗ und Med.⸗Rat Dr. 
Solbrig. Mit 20 Abb. 985 4013 
Deutſch f. Handel, Handwerk, Landwirt⸗ 
9 Verſaſſung, Weidwerk, Wirtſchafts⸗ 
eben, Zivilprozeßrecht; Reich Abt. IV. 
Drähte und Kabel, ihre Anfertigung und 
Anwend. 5 d. Elektrotechnik. V. Telegr.⸗ 
Inſp. H. Brick. M. 43 Abb. (Bd. 285.) 
Dynamik ſ. Mechanik. Aufg. a. d. M. 2. Bd., 
ebenſo Thermodynamik. 


* 
ve Se e 


— 


1 Das. Von e 
1 a. D. Dr.⸗J 9905 E. Bie⸗ 
„ Aufl. M. 56 Abb. (144) 


Eifenbetsnbau, Sr V. Dipl.-Ing. E. Hai⸗ 
mopici. 2. Aufl. M. Abb. 1 
ſowie 8 Rechnungsbeiſp. (Bd. 275.) 
1 en, Das. Von Geh. Bergr. 
edding. 5. Aufl. v. 256 

log Re M. Fig. (20. 
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u ai . Die. 
5. Fut 7 Ag. 10 wo 
b Von Prof Dr. KF. Fendt 


eietiroteani, „Grundte en 8. E. 8 Ober⸗ 
es 2. Aufl. M. 74 Abb. (391.) 
=. 7 5 hte u. Kabel, Teiegraphie. 
8 Teitamentserridtung und . Bon 
Prof. Dr. F. Leonhard. (Bp. 429.) 
ian u. Nahrungsmittel f. Abt. V. 
Farben u. Farbſteffe. J. Erzeug. u. Ber- 
wend. BEI Bon! N Abb. (85. 483.) 
— ſiehe auch Licht A 
Fernſprechtechnik ſ. Tele ede 
Seuerungs anlagen, Induſtr. u. Dampſkeſſel. 


V. Ing. J. E. Mayer. 88 Abd. d 2 
. Von 92 Dr. > 
2 Bde. 2. Aufl. L Sur, 


lt 

Teil. 111 Veſond. Teil. Bd. 549550. 
— en such Geldweſen. 

Fun entelegrapbie ſiehe Telegraphie. 
Härſorge ſiehe Kriegsbeſchädigtenfürſorge, 
Kinderfarlorge. 
arten. Der Kleingarten. V. Hauptſchriftl. 
Joh. Schneider. 2. Aufl. m bb, 


— Der Hausgarten. Von Gartenarchitekt 

W. Schubert. Mit Abb. (Bb. 592.) 

— ſiehe auch Blumen. 

Bartenkunſt. Geſch. d. G. V. 5 Dr.-Ing. 
Chr. Rand M. 41 (Bd. 274.) 

Sarterjtadidewegung, 75 1 Vandes⸗ 
wohnungsinſpekte'r Dr. H. 2 ff» 
meyer. 2. Aufl. M. 43 Abb. (3d. 259.) 

Sefüngnisweien ſ. Verbrechen. 

Feldweſen. Zahlungsverkehr m. Bermögens⸗ 
verwalt. Von G. Maier. 2. Aufl. 398.) 

— a. Finanzwiſſenſch.; Münze Abt. 1. 

Genußmittel ſiehe Arzneimittel und We⸗ 
nußmittel, Tabak. 

e Von Generalmajor a. D. K. 

Ba (Bd. 365.) 

Gewerblicher e i. Deutſchland. V. 
Palentanw. B. Tolksdor f. (Bd. 138.) 

— ſiehe auch . 

Prapzhiſche Darſtell., 5 F Dr. 
F. Auer bach. . 1 00 Abb. (Bd. 437.) 


Handel. Geſchichte d. Welth. Von Real⸗ 
ahmnafſialdirektor Dr. M. G. Schmidt. 
3. Aufl. (Bd. 113.) 


— Geichichte des dentſchen Handels. EN 
d. f. Pe des Mittelalters. Von D 
Prof W. Langenbeck. 
Mit 16 Tabellen. 

Handfeuerwaffen, Die. Entwickl Techn. 
VB. Major R. Weiß. 69 Abb. Bd. 364.) 

Handwerk, D. dentſche. inf. 9 
8 85 Geh. Schul 

33 Abb. auf 12 Taf. (Bd. 14.) 

Dassel! . Chemie. Desinfektion, Garten, 

urisprudenz, Phyſik; Nahrungsmittel 
bt. IV; Bakterien Abt. V. 

däuſerbau ſiehe Baukunde, Beleuchtungs⸗ 
weien, Heizung und Lüftung. 
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sen, Das. Bon ” 
Etienne Mit 30 Abb. 
Dattenmeſen Hefe Eiſenhüttent 
Sen Die, i. d. Beliwirtf 
Dr. K. Rathgen. 2. A 
Smmunitätsiehre ſ. Aswebrkräfte © 
Ingenieurtecznik. e 1 
Renzeit. 31 
Bettel, 
Inſtrumente ſiehe Optiſche J. 
2 55 und K. i 
Alte, Die, ihr Beſen, ihre € 
Bermertung, Bon Dr. ers 1 * 


Kaufmann. Das Recht des K. Ein Lei 
den f. Kaufleute, Studier. u. Dur 
2. Juſtizrat Dr. M. Star; Bd. 

. e Angeſtellte. * 1 

uitizrat Dr. M. © 


LNinderfürſorge. Bon. Prof. Dr. Ch. 
Klumker 2 
Zlnematograph ie. Son Dr. H. Le 
Mit Abb. 2. Aufl. von Dr. W. 


age u. Strakenbahnen, Die. 
a. D. 8 A. A 


Kleintierzucht, Die. Bon Haupt 
Joh. Schneider: Mit 89 5 
R. auf. 6 Tafeln. 

— ſiehe auch 3 s 

Kohlen, Wb 8 Ert a DB: 
Nit 60 Abb. i Text u 

Roisnialbotanit, Bon Brof. Dr. f X 
ler Mit 21 Abb. d. 

e Innere. Bon a 

nete ſiehe Desinfektis 

Fonfamgenoſſenſchaft, Die. — | 
E. Sauch Pelte, 5 2 

— au ttelſtan 8 
schaftliche Organiſationen. 

Sruftanlagen va Feuerungsanlagen 
Dampfteliel, Dampfma ſchine, N 

i Wale 1 8 x 

Kraftübertragung, che. 
Ing. B 2 ö) n Mit 137 Abe. 0 

Krieg. Kulturgeſchichte d. 28 


Hofrat Prof 1 g 
r. B. Sch m 
Dar hot. D, 
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Ri An 


8 Dr. S. Kraus, Leiter des 
5 t. Fürſorgeamts für Kriegshinter⸗ 
ebene in e a. M. — 2 Ab 


Dre Entftebung und 
Marinebaurat 
5 8312 n 
2 K. rer i ” 
ine 5 
riminaliitit, Moderne. Von Amtsrichter 
* lan MN. 18 Abb. (8d. 476.) 
2 „Verbrecher. 
4 f. ſiebe de an 3 — 575 
„Die a aßen. 
e st. 15 Abb. u. 1 Karte. (215.) 
Agrikulturchemie, Kleintier 
dt, Zu alen Be: RS: Haus 
tere, ene E Bro. 
andwirtf 1. Maſchinenkunde. 
* 2. Aufl. ar in en 
ftfanrt, , wiſſenſchaftliczen 
unde Be 8 iche Entwick⸗ 
R. Nimführ. 3. Aufl. 
Fr. Hut b. M ee Bd. . 
N Der, u. Ber r 
ken 5 1.13 25 Abs. 8d. 313.) 
Heizung und L. Bon Ingenieur 
Mayer. Mit 40 Abb. 82.241.) 
Karl. Beriuh einer Einführung. 
N Dr. N. 5 (621.) 


g. Bon Dr. 


Bee . Wuftelme Die moderne. N 


Diebe Bontumgeneft', Wirtſc aft. 926 

ie onſu 

Bang u. Tc a 5 nen 5 
Arwiſſen u. Techni m fa e b⸗ 
Ahl d. Zeit. Aberſ. „ d. 8 1 

urle 


. 23.) 
lee 38 


25 
Lupe, Mi⸗ 
tegr. Obiektiv u. 


. Men gt tet. 5852 3 
9 SR 


* It Bon Di. Dr. 
Inſtrumente, Die. 


eee 3 

ellep, Sernreft, P 
ar verw. Inſtr en Prof. Dr. M. 

Rohr. 3. Aufl. M. Bon. 88. 
org 5 1 1 Die wirtſchaftli 
1 E. Dederer. 

Oft markt, Die. Eine Einführ. i 
ihrer Wirtſchaftsgeſch. Ber "son 
Dr. W. Mitſcherli 

Patente u. Butentte t f. Sewerbl. e 

Berpetuum mobile, Das. V. Dr. 

Mit 38 Abh. 
e Von Prof. G. 
mell. 2. Aufl. Mit 25 U b5 i. gs 
2 1 Tafel. 22 7.) 

Photograßhie, Die, ihre in 
Grundlagen u. i. 7 
Prelinger. 2 m Abb. 


— Die känſtleriſche 00. V. Dr. W. 
tat. Mit Bilderanh. (2 Tae (410. 
— Angewandte Liebhaber stsgranhie, 
rr Technik und ihr Trbeitefeih. Bon 
Dr. W. Warſtat. Nit Abb. 2 535.) 
Shyfit in Küche und > Ven rof, Dr, 
D. Speitkamp. M. 51 Abb. 478.) 
— ſiehe auch Phyſik im Abt V. 
. Das. Bon Kaiſerl. Obervoſtrat 
Siebliſt. 2. Aufl. (Bd. 182.) 


Ned umaſch inen, Die, und das Runen 


ir em 10 iel 1 
e VLwZ mir as ubb, (Mb. 100) 
. Bater. 2. A. M 175 Ab 1 Keck ſiebe Erbrecht. Gewerbl. Rechts 100 
Er und Be Bon Dr. Aa. Kaufm. Angeſt., Urheberrecht, gebe 
152 Best, Dr. 1.6. a de Beh Rriminalilil, Verfaſfungs recht, Zi⸗ 
rozeßre 
zunbbeg . M 1 M. Dec Belt ten | Betsprublente, Moderne. 8. Beh. 2 
605. . 680886) An 5 3 1 > F 8 
5 alzlagerſtätten, Die deutſchen. Jar Vor⸗ 
is uns, 2 teäniigen, a, W ihre Enlebung und die Ber⸗ 
3 . en wertung ihrer Produkte in zn. 
. 85 tik. 156 Auf wo Löſungen. unt e 4075 
1 ‚ ta zu. Lö. 09d 5538/5 539. mann. Mit 27 Abb. (83. 407.) 
58/559.) — Siehe auch 3 ha V 
= bau ſiehe Krie iffe 
ie, es a" zu Dr. K. 5 a 8 Sanuck, N 8 ar . Am eeintupnstn 
ein Hamdtu, Erdler 


j titten, Mieter u. Vermieter. 
. zrat Dr. M. Strauß. (194.) 
0 top, Das. . dar⸗ 


geſtellt von rag ef ſer. 

ac Die. und ı 10 55 5 Bon, Dr 
h. un 6 robukte. 

705 Mir 16 db. 080.862) 


Soziale Bewegungen und Theorien dis 9 
5 Arbeiterbewegung. Bon 
Maier. uf 

— ſ. a. Arbeiterſcaus u. Arbeiterverſicher. 

Sozialismus. Geſch. der 8 Ideen . 
* 1 B. „ e ee MNuckle. 

2. A. 1: D. ration. So, an 1 u. 5. 

eltwitktungsgeſch icht Cos (Gb. 269.2 70.] 
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Sozialismus ſiehe auch Narx; Rom, Se- 
ziale Kämpfe im alten Rom. ng IV. 

Spinnerei, Die. Von Dir. Prof. Leh⸗ 
mann. Mit 35 Abb. Gi. 338. 

Sprengſtoffe, Die, ihre Chemie u. Techns⸗ 
logie. B Geh. Reg.⸗Rat Pros. Dr. R. Ble ⸗ 
der mann. 2. i M. 12 Fig. (286.) 

Staat ſiehe Abt. 

Statit. Mit aal der Feſtitgkeitslehre. 
Von Reg.⸗Baum. Baugewerkſchuldirekt 
A. Schau. M. 149 Fig. i. T. (Bd. ae) 

— ſiehe auch Mechanik, Aufg. a. d. M. 

Statiſtik. V Prof. Dr. S. Schott. 4 

Strafe und Verbrechen. Geſchichte u Or ⸗ 
aniſ. d Gefängnisweſ. V. Strafanſtalts⸗ 
it. Dr. med. P. Pollitz. (Bd. 323.) 

Straßenbahnen. Die Klein⸗ u. Stratenb. 
Von Oberingenieur a. D. Operletzerr 
A. Liebmann. M. 82 Abb. (Bd. 322.) 

1 Der. Anbau, Handel u. Verarbelt, 

VB Jac Wolf. M. 17 Abb (Bd. 416.) 

Technik, Die . Von Dr. A Mal 
ler: Mit 24 Abb (Bd. 181.) 

Telegraphie. Das el u. 
ſprechweſen. Von Kaiſerl. Obervoſtrat 
O. Sie bliſt. 2. Aufl. (Bd. 183.) 

— Zelegrasben- und Fernſprechtechnil in 
ihrer Entwicklung. V. Oberp oft-Inip 

„Brick. 2 A Mit 65 Abb. (Bd. 235.) 

— Die Funkenkelegr. V Telegr.⸗Inſp H. 
Thur n. 4 Aufl. M. 51 Abb. (Bd. 167.) 

— ſiehe auch Drähte und Kabel. 

1 TMIDREEN tung und Erbrecht. Von 
Prof Dr. teonharb. (Bd. 429.) 

. Praktiſche. Aufgaben n. 
Beiſpiele zur mechaniſchen 5 80 ehre. 
Von Geh Bergrat Prof. Dr. R. Vater. 
Mit 40 Abb. 1. Text U. 3 Taf. (Bd. 596.) 

ſiehe auch Wärmelehre. 

Ziersühtung. Von Tierzuchtdirektor Dr. 
G. Wils dorf. Mit 40 Abb. im Test 

und 10 Taf. 2. Aufl. 

— ſiehe auch Kleintierzucht. 

Uhr, Die. 5 u. Technik d. Par 


Ferm 


meſſg V. Prof. Dr.⸗Ing. H. Bo d. 
ad Aufl. Mit 55 2 bb. i. T. (2 163 
Urheberrecht. Das Recht an Schrift⸗ und 


Kunſtwerken. Von Rechtsanw. Dr. R. 
Mothes. (Bd. 435.) 
— ſiehe auch gewerblich. Rechtsſchutz. 
Verbrechen. Strafe und B. Geſchichte u. Or- 
ganisation d. Gefängnisweſens. V. Straf⸗ 
anſt.⸗Dir. Dr.med P Pollitz. (Bd. 323.) 
— Moderne Kriminaliſtik. V Amtsrichter 
Dr A Hellwig. M. 18 Abb. (Bd. 476. 


Verbrecher. Die Pinsologie des V. (Kri- 
minalp nch.) 2. trafanſtaltsdir. Dr. med. 
P. Pollitz. 24 M.5 Diagr. von 248.) 


— ſ. a. r Abt. I 

Berlafie. Grundz. d. B. d 1 Reiches. 
V. Geheimrat Prof. Dr. & Loening. 
4. Aufl. (Bd. 34.) 
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(Bd. 369.) 


Weitere Bünde ſind in Vorbereitung. — 
Druck von B. G. Teubner in Dresden 


Serfaſſg. und Verwaltung der d 
Städte. Von Dr © ch m 18 
— Dentſch. Verfaſſasr. 8 99 815 
wick. B. Pr. Dr. E Hubrich 2 
Berlehrsentwidiung 1. Deutſchl 1800, 
1900 (fortarf. b. a = 
träge über Deutichlanbs Eiſenb N 
Binnenwaſſerſtraßen und ihre t 
lung und Verwaltung wie ihre 
tung f. d. heutige E 
Prof Dr. W. Lotz. 4. Aufl. (BD. 
Berſicherungsweſen. a 
(@rivatverficher.). 9 Bro. D 
jur. A. Mones 3. A 
Waffentechnik fiehe N 5 
Wald, Der deutſche. V. 17 De 
tat h. 2. Afl Bilderanheu Kort 9.153 
Wärmekraftmaſchinen, Ey; neueren. Von 


Geh. Bergrat Prof. R . 2 Bde. 
L: Einführung in die Theorie u d. Bau 
d. Gasmaſch 5. Aufl. M. 1 5 5 21. 
II: Gaserzeuger, Großgasm vf⸗ 
u. wasturb 4 Kaff J Aa e b- 500 
— ſiehe auch i ea: 
Wärmelehre, Einführ. i. d. te 
modynamik). Von gr ee 140 
e en cue Kerk d. 6. 


— ſ. auch Terme SE 
Waſſer. Das. Von Geh. Ng Rat Dr. 5 
Anſelmin e. Mit 44 Abb. (Bd 291. 
— ſ. a Luft, Waſſ., Licht, Wärme Abt. V a 
Wafſerkraftmaſchinen Die, u. d a2 
d. Wafierträfte B. Kaif. Geh Rea ⸗Nat A. 
v. Jhering 2 A M. 57 Abb. (B d. 228. | 
Weidwerk, Das deutſche. V Forſt 185 
Frhr. v. Nordenflycht. M. 5.4307 
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Weinbau und Weinbereitung. N 
Schmitthenner. er b. 55 50 
Welthandel ſiehe Handel. PET 
a Von Prof; ‚Dr 
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PA er . a 
Reg. ⸗Rat 15 5 2. 5 
— DEM te un 60. 
V Proſ. D Arnd 2 79.) 
— Die 50 in d. 2 V. 
Prof. Dr. K Rathgen 2 A. 72.) 
Wirtſchaßtlichen Srganifationen, Die. Von 
Prof. Dr. E. Ledere 28. 
— ſ. Konſumgenoſſ., Mitteltanbseweg, 
B Techn. Von Prof. Dr 8.525 P 
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| Die besten Einführungen in die Hauptwissensgebiete bietet in den inhaltlich 
vollständig in sich abgeschlossenen und eln erhältlichen Bänden 


DIE KULTUR DER GEGENWART 
IHREENTWICKLUNG UND IHRE ZIELE 
HERAUSGEGEBEN VON PROF. PAUL HINNEBERG 
FFC 


der einzelnen Gebiete jeweils aus der Feder des dazu Berufensten in gemein verständlicher, 
künstlerisch gewählter Sprache auf knappstem Raume bietet. 


VERLAG VON B.G.TEUBNER IN LEIPZIG UND BERLIN 


I. Teil. Die geisteswissenschaftlichen Kulturgebiete. 


1. Hälfte, Religion und Philosophie, Literatur, Musik und Kunst (init voran- 
gehender Einleitung zu dem Gesamtwerk). [14 Bände.] 
erschienen.) In Halbfranz geb. jeder Band 6 Mark mehr. 

»Die allgemeinen Grundlagen der Kultur . 7 orientalischen Literaturen. (I, 7.) 


der Gegenwart. (I, 1.) 2. Aufl. M. 18.--, M. 20. 12.— 
Die Aufgaben und Methoden der Geistes- 
wissenschaften. (I, 2.) 

»Die Religionen des Orients und die alt- 
germanische Religion. (, 3, x.) 2. Auflage. 
XI. 8.—, M. 10. 

Die Religionen des klassischen Alter- 
tums. (, 3, 2.) 

*Geschichte der christlichen Religion. 
Mit Einleitung: Die israelitisch - jüdische 

N gg UL. 4 z.) 2. Auflage. M. 18.—, 

20.— 


Systematische christliche Religion. (, 4, 2.) 
2. Auflage. M. 6.60, M 

Allgemeine Geschichte der Philosophie. 
(L. S.) 2. Auflage, Km, 16.— 
Systematische Philosophie, (, 6.) 3. Auf. 
* 10.—, 12. 


ä— 
„ Ge 


10.—. 
»Die griechische und lateinische Literatur 
und Sprache. (, 8.) 3. Aufl. M. 12.—, M. 44. 
Die osteuropäischen Literaturen und die 
slawischen Sprachen. fl, 9.) M. 10.—, M.ı2.— 
Die deutsche Literatur u. Sprache. (I, 0.) 
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